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Liebe Leserinnen und Leser,

der Titel unseres letzten Heftes „Mit-
bestrafte Dritte“ ist im März auf 

eine breite publizistische Resonanz in 
Deutschland gestoßen. Forum Straf-
vollzug wurde auf Seite 1 der Süddeut-
schen Zeitung ausführlich zitiert, der 
„Stern“ und auch ein Politik-Magazin 
der ARD bereiten Eigenbeiträge zu der 
Thematik der durch die Freiheitsent-
ziehung mitbestraften Kinder oder von 
anderen Bezugspersonen des näheren 
sozialen Umfelds der Inhaftierten vor.

Besonders berührend war das 
Schreiben einer Mutter ihres im Jugend-
vollzug inhaftierten Sohnes – sie will 
sich nun in einer Selbsthilfegruppe von 
ähnlich betroffenen Eltern engagieren 
und sich für veränderte Besuchsrege-
lungen und mehr Urlaub, Ausgang und 
Freigang einsetzen. Für ihren Sohn hat 
sie ein Jahres-Abo von Forum Straf-
vollzug bestellt. (Nach dem Bericht der 
Süddeutschen gingen übrigens über 20 
neue Bestellungen und Abos bei unse-
rer Druckerei in der JVA Heimsheim ein).

Die Redaktion von Forum Straf-
vollzug hat auf ihrer letzten Sitzung 
ausführlich darüber diskutiert, warum 
wir gerade mit diesem Titel eine so 
weitgehende Wirkung erzielt haben? 
Normalerweise erreichen Fachzeit-
schriften nur ein begrenztes Publikum 
von Fach- und Führungskräften und 
Experten aus der jeweiligen Branche. 
Wer welche Beiträge liest und welche 
nachhaltigen Wirkungen erzielt wer-
den, bleibt weitgehend unbekannt. Und 
alle Fach-Redaktionen wünschen sich, 
die breite Öffentlichkeit zu erreichen 
und damit – wenn auch begrenzt – die 
öffentliche Meinung beeinflussen zu 
können.

Wir waren uns einig, dass in Heft 2 
neben den Fachbeiträgen vor allem das 
Interview mit dem betroffenen Ehepaar 
und die Selbstzeugnisse von Gefan-
genen besondere Aufmerksamkeit in 
den Medien gefunden haben. Experten 
können häufig noch so gut begründete 
und exzellent formulierte Aufsätze 
schreiben, sie bleiben zumeist distan-

ziert (objektiv!) und lassen keine oder 
nur wenig Emotionen und Betroffenheit 
zu – ihre gesellschaftspolitische Wir-
kung bleibt fraglich.

Was lernen wir daraus? Das Konzept 
von Forum Strafvollzug wird sich auch 
in Zukunft noch weiter verändern: wir 
wollen und werden weiterhin anerkann-
te Fachzeitschrift bleiben, in der auch 
zukünftig die Wissenschaftscommunity 
ihre Forschungsergebnisse austauscht 
und zur Diskussion stellt. Und wir wol-
len dies in einer Sprache tun, die für 
Praktiker und „Normalos“ lesbar und 
verständlich ist, sodass auch sie selbst 
Beiträge schreiben und unser „Forum“ 
beleben und nutzen. 

Aber mehr als bisher wollen und 
werden wir personalisieren, werden 
Gefangene, Angehörige, Verteidiger, 
Staatsanwälte, Richter, Bewährungs-
helfer, Fach- und Führungskräfte aus 
den Anstalten auch persönlich zu Wort 
kommen lassen. Justiz- und Rechtspoli-
tik ist alltäglich vor Ort von Akzeptanz 
und Zustimmung der Bürger abhängig 
– und für diese sind Gefühle, Emotionen 
und irrational gesteuerte Reaktionen oft 
mehr bestimmend als kopfgesteuerte 
Argumente. Und auch Fach- und Füh-
rungskräfte erleben immer wieder die 
einschneidenden Auswirkungen von 
Bestrafung und Freiheitsentziehung in 
den Biographien der Straftäter und ihrer 
Angehörigen, auch routinierte Professi-
onelle dürfen und können ihre Augen 
davor nicht verschließen. Und erst recht 
gilt diese subjektive Dimension für die 
Opfer von Straftaten. 

Als zum Jahreswechsel 2006/2007 
die neue Redaktion daran ging, ihr 

neues Konzept von Forum Strafvollzug 
zu realisieren, war allen Beteiligten klar, 
dass der langjährige Schriftleiter Prof. 
Dr. Heinz Müller-Dietz vor allem in 
der Rubrik „Rechtsprechung“ Standards 
gesetzt hatte, die einzigartig waren. 
Als Hochschullehrer war er zeitgleich 
viele Jahrzehnte führender Kommen-
tator zum Strafvollzugsrecht, was auch 
der Zeitschrift für Strafvollzug und 
Straffälligenhilfe in jeder Ausgabe zu 
Gute kam. Unser Redaktionsmitglied 

und stellvertretender Schriftleiter Prof. 
Dr. Frank Arloth übernahm die Nach-
folge der Gestaltung dieser Rubrik – 
allein in diesem Heft sind es 12 Seiten 
Überblick über die Jahre 2010 / 2011 (S. 
112 ff). Wir wissen aus den Reaktionen 
der Praxis, wie wichtig es war, auf gleich-
bleibendem Niveau diesen Leserservice 
aufrecht zu erhalten – nach nunmehr 6 
Jahren gebührt deshalb Dank und An-
erkennung an Frank Arloth. Auch er ist 
führender Kommentator zum mittler-
weile föderalisierten Strafvollzugsrecht, 
unsere Leserinnen und Leser profitieren 
davon in jedem Heft.

Was wirkt wie? ist der Titel dieser 
Ausgabe – damit greifen wir er-

neut ein Thema auf, dass unvermeidbar 
mit allen ambulanten und stationären 
Resozialisierungs-Aktivitäten verbun-
den ist. Es mutet zwar recht theoretisch 
an, ist aber die Kernfrage unter den 
Kriterien von Effektivität und Effizienz 
für die Gesellschaft, für die Sozial-, 
Kriminal- und Finanzpolitiker, für die 
handelnden Fach- und Führungskräfte, 
für Täter wie für Opfer. Philipp Walken-
horst und Günter Schroven sind die 
beiden Redakteure von Forum Straf-
vollzug, die Konzept und Dramatur-
gie für das Titelthema entwickelt und 
realisiert haben (S. 75 ff.). Es ist ihnen 
eine spannende Mixtur gelungen, in 
der führende Schlüsselpersonen der 
Fachdiskussion in Theorie und Praxis 
aus unterschiedlicher Perspektive aber 
mit großer Praxisrelevanz das Thema 
aufbereiten. 

Wir wünschen Ihnen eine spannende 
Lektüre

Ihr
Bernd Maelicke
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Erklärung zur 
Gesundheitsversor-
gung in Haft (2012)

In Genf fand vom 1. bis zum 3. Februar 
2012 unter dem Titel „Patient oder Ge-
fangener? Wege zu einer gleichwerti-
gen Gesundheitsversorgung in Haft“ die 
6. Europäische Konferenz zur Gesund-
heitsförderung in Haft statt.

In der „Hauptstadt der Menschenrech-
te“ hatte Professor Jacques Bernheim 
den ersten von den Justizbehörden und 
der Gefängnisleitung unabhängigen 
medizinischen Dienst in Haft eingerich-
tet. Bernheim war ein unermüdlicher 
Verfechter der fundamentalen Rechte 
von Menschen in Haft und treibende 
Kraft grundlegender Regelwerke für 
den europäischen Strafvollzug, die auch 
vom Europarat, dem Europäischen Ko-
mitee zur Verhütung von Folter und 
unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe (CPT), dem 
Weltärztebund (World Medical Associ-
ation/WMA), dem International Council 
of Nurses (ICN), der Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) und der Schweize-
rischen Akademie der Medizinischen 
Wissenschaften (SAMW) als maßgeblich 
anerkannt sind.

Diese Regeln und Empfehlungen basie-
ren auf dem Humanitären Völkerrecht 
und den Grundrechten. Im Einzelnen 
handelt es sich um folgende sieben 
fundamentale Prinzipien:

1.	 Gefangene müssen jederzeit frei-
en Zugang zur medizinischen Ver-
sorgung haben.

2.	 Die medizinische Versorgung 
muss derjenigen für nicht in-
haftierte Personen entsprechen 
(Äquivalenzprinzip). 

3.	 Jede medizinische Behandlung 
von Menschen in Haft setzt deren 
freiwillige und informierte Zustim-
mung voraus, wobei das Prinzip 
der Vertraulichkeit gilt (Berufsge-
heimnis).

4.	 Menschen in Haft haben ein Recht 
auf gesundheitliche Aufklärung 
und auf Zugang zu den gängigen 
Mitteln zur Krankheitsverhütung.

5.	 Pflicht zur humanitären Unterstüt-
zung von besonders vulnerablen 
Gruppen.

6.	 Die mit der gesundheitlichen Ver-
sorgung von Menschen in Haft 
betrauten Personen müssen unab-
hängig von allen Ebenen der Justiz 
und des Strafvollzugs arbeiten.

7.	 Die mit der gesundheitlichen Ver-
sorgung von Menschen in Haft 
betrauten Personen über die not-
wendigen professionellen Kom-
petenzen verfügen.

In der Mehrheit der europäischen Länder 
sind diese Prinzipien noch nicht in der 
Gesetzgebung verankert. Darüber hinaus 
stellen die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer der 6. Europäischen Konferenz zur 
Gesundheitsförderung in Haft fest, dass 
die Prinzipien der Praxis nur unzureichend 
umgesetzt werden, und erinnern daran, 
dass mehrere europäische Länder wieder-
holt vom Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte wegen unmenschlicher 
und entwürdigender Behandlung von 
Gefangenen verurteilt worden sind.

Angesichts der weltweiten Wirtschafts-
krise und einer Tendenz in der Gesetz-
gebung, sicherheitsbezogenen Erwä-
gungen Vorrang vor der Unterstützung 
für vulnerable (besonders verletzliche) 
Gruppen einzuräumen, bringen wir unse-
re wachsende Beunruhigung angesichts 
der sich verschlechternden Bedingungen 
im Strafvollzug – insbesondere was die 
gesundheitliche Versorgung angeht – 
zum Ausdruck.

Der Akt des Freiheitsentzuges zieht je-
doch stets eine besondere Pflicht zum 
Schutz der Gesundheit von Inhaftierten 
nach sich. Wir appellieren deshalb drin-
gend an die europäischen Staaten, die 
genannten sieben Prinzipien und die 
Europäischen Strafvollzugsgrundsätze 
in ihren jeweiligen Landesgesetzen zu 
verankern und ihre Achtung und Umset-
zung sicherzustellen.

Insbesondere fordern wir nachdrück-
lich, dass die Rolle der Mitarbeitenden 
in der gesundheitlichen Versorgung ge-
klärt werden muss. Hier ist vor allem si-
cherzustellen, dass sie allein im Interesse 
der Gesundheit ihrer Patienten handeln. 
Da es bei ihnen häufig zu Loyalitätskon-
flikten zwischen den Erwartungen und 
Ansprüchen von Patient(inn)en auf der 
einen und jenen des Vollzugspersonals 
oder der Direktionen auf der andern 
Seite kommt, muss allen Mitarbeiten-
den von medizinischen Diensten in Haft 
professionell unabhängiges Arbeiten 
ermöglicht und garantiert werden.

Um dieses Ziel einer professionellen 
Unabhängigkeit zu erreichen, schlagen 
wir folgende drei Schritte vor:

1.	 Vereinheitlichung der Ausbildung 
und des Informationsstandes ins-
besondere in den Feldern Recht 
und Medizinethik aller Mitarbei-
tenden im Justizvollzug, um:
–	 Situationen identifizieren zu 

können, die mit Loyalitätskon-
flikten zu tun haben, und in sol-
chen Situationen im Interesse 
der inhaftierten Patient(innen)
en handeln zu können, und um 

–	 Die Rollen und Aufgaben al-
ler Berufsgruppen in Haft zu 
klären und den gegenseitigen 
Respekt zu fördern.

2.	 Verstärkter Einbezug der Kont-
rollbehörden, der Berufsverbände 
und von medizinethischen Kom-
missionen.

3.	 Klare Zuordnung des Personals zu 
den Bereichen Strafrecht, Strafvoll-
zug und Gesundheitsversorgung, 
wobei der Medizinische Dienst der 
Gesundheitsbehörde zu unterstel-
len ist.

newsletter@bag-straffälligenhilfe.de
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Anti-Folter-Komitee 
veröffentlicht den 
Bericht über seinen 
letzten Besuch in 
Deutschland

Mitglieder des Anti-Folter-Komitees des 
Europarates European-Commitee for 
the Prevention of Torture and Inhuman 
or Degrading Treatment or Punishment 
(CPT) –haben in Deutschland viele frei-
heitsentziehende Einrichtungen (JVA, 
Polizei ...) besucht und dabei eine relativ 
positive Bewertung abgegeben. Das 
Komitee erhielt keine Hinweise auf Miss-
handlungen in deutschen Gefängnissen 
und Polizeistationen. Der Bericht und 
die Antwort der Bundesregierung sind 
veröffentlicht und können eingesehen 
werden.

Bei dem Anti-Folter-Komitee handelt 
es sich um eine Einrichtung des Euro-
parats. In einem Zeitraum von vier bis 
fünf Jahren besichtigt eine Delegation 
des Komitees Gefängnisse, Polizeiwa-
chen und Psychiatrie-Einrichtungen in 
den jeweiligen Mitgliedsstaaten. Die 
aktuelle Delegation stand unter der Lei-
tung des Iren Timothy Dalton und hat 
Ende 2010 18 deutsche Einrichtungen 
besichtigt. Die Delegations-Mitglieder 
können unangemeldet Einrichtungen 
kontrollieren und unbeaufsichtigt mit 
Gefangenen sprechen.

Quelle: newsletter@dbh-online.de, 
2. März 2012

China verabschiedet 
Gesetz zur Inhaftie-
rung Verdächtiger

Verdächtige in China können künftig bis 
zu sechs Monate an einem geheimen 
Ort festgehalten werden: Der chine-
sische Volkskongress verabschiedete 
zum Abschluss seiner Jahrestagung in 
Peking das umstrittene Gesetz zur Straf-
verfolgung. Durch eine zuletzt geänder-
te Klausel sind die Sicherheitskräfte aber 
verpflichtet, die Angehörigen binnen 
24 Stunden über die Festsetzung zu 
informieren.

Insgesamt stimmten 2639 Abgeordnete 
für das Gesetz, 160 Abgeordnete stimm-
ten dagegen und 57 enthielten sich. 
Illegale Festsetzungen von Verdächtigen 
und damit auch von Regierungskritikern 
an inoffiziellen Orten wie in Hotels sind 
in China gängige Praxis und wurden 
mit dem umstrittenen Gesetz nur mit 
einem rechtlichen Rahmen versehen. 
Offiziell gilt die erlaubte Festsetzung für 
Menschen, denen Terrorismus, eine Ge-
fährdung der nationalen Sicherheit oder 
schwere Korruption vorgeworfen wird.

Da der Begriff der „Gefährdung der nati-
onalen Sicherheit“ aber weit gefasst ist, 
befürchten Kritiker nun, dass vor allem Re-
gierungskritiker zum Schweigen gebracht 
werden sollen. Die Organisation Amnesty 
International erklärte, das Gesetz erlaube 
„gefährliche Ausnahmen“ im Umgang 
mit einer ganzen Gruppe Verdächtiger. 
Dazu gehörten auch Menschen, die „ein-
fach nur friedlich ihre Meinung äußern 
wollen“. Details der geplanten Gesetz-
gebung waren im vergangenen Jahr 
erstmals bekannt geworden und hatten 
unter Menschenrechtsgruppen und Re-
formern Empörung ausgelöst. Einzig die 
neue Klausel, dass Angehörige über die 
Festsetzung informiert werden müssen, 
wurde als Fortschritt gewertet. Es blieb 
aber unklar, ob dabei auch der Ort be-
kannt gegeben werden muss, an dem 
jemand festgehalten wird.

Im vergangenen Jahr waren zahlreiche 
Menschenrechtsanwälte und Aktivisten 
in China zum Teil monatelang illegal 
festgehalten worden. Zu den promi-
nentesten Fällen zählt der international 
bekannte Künstler AiWeiwei, der fast 
drei Monate lang ohne Anklage an ei-
nem unbekannten Ort gehalten wurde.

Der chinesische Regierungschef Wen Ji-
abao mahnte unterdessen am Mittwoch 
„dringende“ politische und wirtschaftli-
che Reformen an, um die Entwicklung 
der zweitgrößten Volkswirtschaft der 
Welt voranzutreiben. Er sprach dabei 
in Peking von „Strukturreformen“ unter 
anderem hinsichtlich der Führung des 
Landes.

Quelle: AFP, 14. März 2012

Deutschland für Ka-
stration von Sex-Tä-
tern gerügt

In Deutschland können sich Sexualver-
brecher freiwillig kastrieren lassen. Das 
ist entwürdigend, findet das Antifolter-
komitee des Europarates und verweise 
auf bessere Alternativen.

Der medizinische Fachbegriff ist Orchi-
ektomie, er bezeichnet die operative 
Entfernung der Hoden. In Deutschland 
wird dieser Eingriff vorgenommen – 
auch wenn er medizinisch nicht gebo-
ten ist, um Sexualstraftäter vor einem 
Rückfall zu bewahren. Zwar muss sich 
der Betroffene freiwillig dazu bereit 
erklären, das Antifolterkomitee des 
Europarats (CPT) fordert dennoch ein 
sofortiges Ende dieser Praxis. Es rügte 
die „freiwillige chirurgische Kastration“ 
als Verstümmelung.

Deutschland ist eines der letzten Länder 
in Europa, wo die freiwillige Kastration 
bei Sexualstraftätern erlaubt ist. Auch 
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in Tschechien wird das noch praktiziert. 
Der Europarat forderte die Bundeslän-
der nun auf, „unverzüglich Schritte zu 
ergreifen, um dieser Praxis ein Ende 
zu setzen.“ So formuliert es ein vom 
Antifolterkomitee in Straßburg veröf-
fentlichter Bericht. Der Eingriff – 2010 
wurde er in der Bundesrepublik zweimal 
vorgenommen – sei nicht rückgängig 
zu machen, kritisierte das Komitee. Er 
könne darüber hinaus erhebliche physi-
sche und psychologische Folgen haben.

Eine Delegation des Antifolterkomitees 
hatte Ende 2010 zehn Tage lang meh-
rere deutsche Bundesländer besucht 
und mit Betroffenen, aber auch mit 
Vertretern der Berliner Ärztekammer 
gesprochen. Nach ihren Erkenntnissen 
wurden in den vergangenen zehn Jah-
ren weniger als fünf Sexualstraftäter 
pro Jahr operativ kastriert. Die beiden 
Eingriffe 2010 wurden in Rheine und 
Berlin vorgenommen.

Dass die Betroffenen sich immer wirk-
lich frei und gut informiert für einen 
solchen Eingriff entscheiden, stellten 
die Experten in Frage. Die operative 
Entfernung der Hoden werde zudem 
von der Internationalen Vereinigung 
für die Behandlung von Sexualstraftä-
tern (IATSO) nicht empfohlen, kritisier-
ten sie. Die IATSO empfehle vielmehr 
wirksamere Hormonbehandlungen zur 
Eindämmung des Sexualtriebs.

Die Bundesregierung zeigte sich ein-
sichtig. Die Kritik an der „medizin- und 
rechtshistorisch hoch belasteten chi-
rurgischen Kastration“ sei nachzu-
vollziehen, räumte das Bundesjustiz-
ministerium ein. Der Eingriff werde in 
Deutschland heute nur noch in wenigen 
Einzelfällen vorgenommen, hieß es. Das 
Ministerium stellte eine multidisziplinä-
re Debatte über das Thema in Aussicht. 
Daran soll auch der Deutsche Ethikrat 
beteiligt werden.

Allerdings verteidigte die Regierung 
die Praxis mit dem Hinweis auf eine 
deutlich verringerte Rückfallquote. In 
einer ebenfalls am Mittwoch veröffent-

lichten Stellungnahme verwies sie auf 
eine Untersuchung aus dem Jahre 1997, 
die 104 zwischen 1970 und 1980 kast-
rierte Sexualstraftäter betraf. Der Studie 
zufolge wurden von ihnen drei Prozent 
rückfällig. In einer Kontrollgruppe von 
53 Sexualtätern, die nicht chirurgisch 
kastriert wurden, wurde dagegen fast 
jeder Zweite rückfällig.

Frankfurter Rundschau, 24.2.2012

Warnschussarrest – 
ein Schuss, der nach 
hinten losgeht
Der Koalitionsausschuss hat in Berlin am 
4. März 2012 beschlossen, den im Koali-
tionsvertrag vereinbarten sogenannten 
Warnschussarrest auf den Weg zu brin-
gen. Danach soll künftig neben einer 
Jugendstrafe zur Bewährung zusätzlich 
Jugendarrest verhängt werden können.

Die Möglichkeit, einen kurzen Freiheits-
entzug bis zu vier Wochen zu verhän-
gen, ist mit dem Jugendarrest bereits 
jetzt im Jugendstrafrecht vorgesehen, 
und von dieser Möglichkeit wird in der 
Praxis rege Gebrauch gemacht: Jährlich 
durchlaufen etwa 12.000 junge Men-
schen den Jugendarrestvollzug.

Die bisherigen Erfahrungen bieten al-
lerdings keinerlei Anlass, den Jugend-
arrest auszuweiten, im Gegenteil: der 
Jugendarrest ist eben keine „Erfolgssto-
ry“, sondern – neben einer vollstreckten 
Jugendstrafe – die Sanktionsform mit 
der ungünstigsten Bilanz. Die Rückfall-
rate liegt nach Jugendarrest bei 65 %, 
die weit überwiegende Mehrheit der 
jungen Menschen wird durch Jugend-
arrest also nicht von weiteren Straftaten 
abgehalten. Es spricht alles dafür, dass 
die Bilanz im Falle einer Kombination 
mit einer zur Bewährung ausgesetz-
ten Jugendstrafe nicht besser ausfallen 
wird.

Wer meint, mit der Einführung des 
Warnschussarrests Jugendkriminalität 
wirksam reduzieren und damit neue 
Opfer vermeiden zu können, der irrt. 
Durch einen harten, kurzen Schock den 
Schrecken des Freiheitsentzugs spürbar 
machen und damit heilsam wirken zu 
können, ist eine Illusion. Im Gegenteil 
verliert der (drohende) Jugendstrafvoll-
zug seinen Schrecken – das zeigt sich 
auch daran, dass die meisten Jugend-
lichen und Heranwachsenden, die zu 
einer Jugendstrafe verurteilt werden, 
bereits Arresterfahrung haben. Und die 
ist ganz offensichtlich kein „heilsamer 
Schock“ gewesen, der sie von weiteren 
Straftaten abgehalten hätte. 

Nicht eine Ausweitung freiheitsentzie-
hener Sanktionen, sondern ein Ausbau 
sozialpädagogisch ausgerichteter Maß-
nahmen ist gefordert und notwendig, 
um Rückfallkriminalität zu reduzieren 
und weitere Opfer zu vermeiden. Es 
geht um die Förderung der Übernahme 
von Verantwortung für begangenes Un-
recht, um die Stärkung von Konfliktlö-
sungsfähigkeiten und Empathie, um die 
Förderung sozial angemessenen Verhal-
tens. Freiheitsentzug ist dafür ganz of-
fensichtlich kein geeigneter Lernraum. 
Die breite Palette sozialpädagogischer 
Maßnahmen, die das Jugendstrafrecht 
vorhält – von intensiver Einzelbetreuung 
über Täter-Opfer-Ausgleich und soziale 
Gruppenarbeit – sind hier überlegen, 
und sie bedeuten für junge straffällig 
gewordene Menschen große Mühen, 
Konfrontation und Einstehenmüssen 
für das, was sie getan haben.

Die Koppelung dieser Maßnahmen 
mit einer zur Bewährung ausgesetzten 
Jugendstrafe ist im Jugendstrafrecht 
möglich und macht Sinn – schließlich 
steht während der Bewährungszeit die 
Strafe drohend im Raum und der Täter 
ist durch die zu erfüllenden Auflagen 
aktiv gefordert.

Der Warnschussarrest hingegen ist ein 
Schuss, der nach hinten losgehen wird.

Quelle: info@dvjj.de, 5. März 2012
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Jahresbericht der Anti-
Folter-Stelle 

Die deutsche Anti-Folter-Stelle pran-
gert in ihrem Jahresbericht die Lage 
in deutschen Gefängnissen, Abschie-
bungshafteinrichtungen und psychi-
atrischen Kliniken an. Hafträume seien 
zum Teil „in ekelerregendem Zustand“. 
Nur in drei von 42 untersuchten „Orten 
der Freiheitsentziehung“ fanden die 
Inspektoren keine Mängel. 

Die gute Nachricht: Die „Nationale Stelle 
zur Verhütung von Folter“ hat in deut-
schen Gefängnissen keine Anzeichen 
für Folter gefunden. Doch damit hö-
ren die guten Nachrichten auch schon 
auf. In ihrem Jahresbericht 2010/2011 
zieht die Anti-Folter-Stelle ein verhee-
rendes Fazit. Die Situation in einigen 
deutschen Gefängnissen sei „ekelerre-
gend“, in mehreren Fällen seien Miss-
stände festgestellt worden, „die nicht 
akzeptiert werden können“ Zwar gebe 
es keine Anzeichen von Folter, Missstän-
de – wie lange Einzelhaft – aber schon.
Die Anti-Folter-Stelle, deren Arbeit auf 
der Antifolterkonvention der Verein-
ten Nationen fußt, inspiziert „Orte der 
Freiheitsentziehung“, um den Schutz 
betroffener Personen zu verstärken 
und Folter zur verhüten. Von Mai 2010 
bis Dezember 2011 prüfte die Stelle 
bundesweit 42 Einrichtungen. Darunter 
fallen Justizvollzugsanstalten, Polizei-
dienststellen, Abschiebungshaftein-
richtungen und Gewahrsamsräume 
der Bundeswehr und des Zolls. Nur in 
drei der Einrichtungen fanden die Ins-
pektoren keine Mängel.

„An den Wänden waren Anhaftun-
gen erkennbar, die den Eindruck von 
Blut und Fäkalien erweckten“, heißt 
es beispielsweise zu Zellen in einem 
Polizeikommissariat. Ähnlich in einer 
Jugendstrafanstalt: Der Haftraum sei „in 
ekelerregendem Zustand“, die Matratze 
„war übersät mit toten Insekten. Die 
Toilette sowie der Trinkwasser-spender“ 
völlig verdreckt.

In einer Justizvollzugsanstalt wird be-
mängelt, dass die Insassen beim Toilet-
tengang gefilmt werden – ein gravie-
render Eingriff in deren Intimsphäre. Bei 
einer Einrichtung für Abschiebungshaft 
wiesen die Inspektoren darauf hin, dass 
suizidgefährdete Häftlinge in Einzelzel-
len sozial isoliert werden. Eine ständi-
ge psychologische Betreuung gebe es 
nicht, der Verwahrungsraum sei dauer-
beleuchtet. Die Gemeinschaftsduschen 
hätten keine Trennwände – gerade für 
Menschen unterschiedlicher Kulturkrei-
se sei dies ein Problem.

Die besuchten Einrichtungen hatten 
Zeit, sich der Kritik und den Vorschlä-
gen der Anti-Folter-Stelle zu stellen. 
Allerdings reagierten die Stellen den 
Inspektoren zufolge nur sehr zögerlich. 
Außerdem rechtfertigen sie Missstän-
de etwa damit, dass sie nichts ändern 
könnten: Die Räumlichkeiten seien für 
Duschwände oder mehr Zellen zu eng, 
die Dauerbeleuchtung werde einge-
setzt, um zu verhindern, dass Abschie-
bungshäftlinge sich gegenseitig verlet-
zen oder gar umbringen.

In ihrem Bericht weist die Nationale 
Stelle gegen Folter auch darauf hin, 
dass sie mit den vorhandenen finanziel-
len Mitteln ihren „gesetzlichen Auftrag 
nicht erfüllen“ könne: 300.000 Euro stel-
le das Bundesjustizministerium jährlich 
zur Verfügung. Damit könne man aller-
dings gerade einmal vier Mitarbeiter be-
schäftigen, fünf Ehrenamtliche würden 
die Arbeit unterstützen. Werde einer 
der Mitarbeiter krank, fielen auch die 
Inspektionsbesuche aus. Deutschland 
könne deshalb nicht so effektiv wie zum 
Beispiel die französische Prüfungsstelle 
arbeiten. Diese verfügt über ein Budget 
von mehr als drei Millionen Euro.

Damit erklärt sich auch, warum nur 42 
„Orte der Freiheitsentziehung“ über-
prüft werden konnten. Eigentlich ist die 
Anti-Folter-Stelle für etwa 2000 solcher 
Orte in Deutschland zuständig.

Der Bericht, der neben der Dokumen-
tation von Missständen auch Verbesse-

rungsvorschläge enthält, ist auch der 
Öffentlichkeit über die Internetseite der 
Nationalen Stelle zugänglich.

Süddeutsche Zeitung, 3. April 2012

Magazin

Neue Bücher

Jahrbuch 
Seniorenwirtschaft 2011

Hrsg.: Fretschner, Hilbert, Maelicke
Nomos Verlag 2011 
Preis: 39,00 Euro
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Systementwicklung 
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Jugendliche Intensivtäter
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Sieben Stunden im April
Meine Geschichte vom Überleben

Verf.: Susanne Preusker
1. Aufl., 2011
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Was wirkt wie? Möglichkeiten und Grenzen des Behandlungsvollzugs

In der öffentlichen Diskussion steht 
die Frage, wie wirksam die Mass-

nahmen des Behandlungsvollzugs 
hinsichtlich der Reduzierung und Kont-
rolle der Kriminalität im Hell- und Dun-
kelfeld eigentlich sind, immer mehr im 
Focus. Dabei ist es wesentlich, profun-
de Erkenntnisse darüber zu gewinnen, 
welche Strategien und Maßnahmen 
präventive Wirkungen hinsichtlich 
des Ziels der Reduktion straffälligen 
Verhaltens aufweisen, welche keine 
Wirkungen zeitigen und welche mög-
licherweise sogar das Gegenteil be-
wirken. Frühere Diskussionen um die 
Boot-Camps und aktuelle Diskurse um 
den Warnschussarrest verdeutlichen 
die Gemengelage aus Glaubensüber-
zeugungen, politischer Positionierung 
und, wenn überhaupt vorhanden, eher 
ernüchternden wissenschaftlichen Er-
kenntnissen zur unterstellten Wirksam-
keit solcher Instrumentarien. 

Das Titelthema dieser Ausgabe 
von Forum Strafvollzug widmet sich 
eben dieser Kernfrage: „Was wirkt wie 
?“. Und dies ist auch die zentrale Auf-
gabe wissenschaft-licher Analyse, die 
unter dem Stichwort „Evaluationsfor-
schung“ nicht nur von den Human-
wissenschaften betrieben wird. Dabei 
meint Evaluation „1. das methodische 
Erfassen, 2. das begründete Bewerten 
von Prozessen und Ergebnissen zum 
3. besseren Verstehen und Gestal-
ten einer Praxis-Maßnahme …durch 
Wirkungs-kontrolle, Steuerung und 
Reflexion“, wie Reichmann in seiner 
Monographie „Weiterbildungs-Evalu-
ation, Lernerfolge messbar machen“ 
(Luchterhand Verlag, Neuwied, 2. Auf-
lage 2004, S. 18) Inhalt und Funktion 
von Evaluation beschreibt.

Das Online-Verwaltungslexikon 
olev.de definiert Evaluation als “Be-
wertung, Begutachtung von Leistung, 
Wirkung, Impact, Erfolg und/oder Effi-

zienz/Wirtschaftlichkeit von Bildungs- 
oder anderen Prozessen, Projekten, 
Programmen, Institutionen, Strategie 
usw., oft mit beratender Funktion im 
Unterschied zu Controlling und Ak-
kreditierung“. Als Evaluation wird so-
wohl die Bewertung selbst als auch 
der Prozess bezeichnet. Aufgabe von 
Evaluation ist, diese Bewertung so sys-
tematisch und unparteiisch wie mög-
lich vorzunehmen, orientiert an dem 
Ziel, Verbesserungen zu unterstützen. 
Daran, ob Evaluation hilfreich ist, Ler-
nen und Verbesserung ermöglicht, ist 
Evaluation selbst zu messen (= Meta-
Evaluation). 

Für dieses Titelthema, welches na-
türlich nur einen sehr kleinen Aus-
schnitt der sehr umfangreichen The-
matik präsentieren kann, haben wir 5 
Beiträge von namhaften Autorinnen 
und Autoren einwerben können.

Michael Macsenaere entfaltet die 
Problematik der Maßnahmenevalua-
tion, aber auch die Aussagen, die aus 
ihnen für die Konzipierung und Opti-
mierung von Förderprogrammen ge-
wonnen werden können, aus der Sicht 
der Jugendhilfe und ihrer Erfahrungen 
in der Wirksamkeitsforschung.

Wolfgang Wirth legt einen vor al-
lem aus kriminologischer Sicht ange-
legten Beitrag über Grundpositionen, 
Fragestellungen und Perspektiven der 
Wirksamkeitsforschung im Bereich der 
Strafrechtspflege und insbesondere 
natürlich des Strafvollzuges vor. Er stellt 
die Sinnhaftigkeit und Möglichkeit sol-
cher Forschung für den Strafvollzug 
heraus und plädiert nachdrücklich für 
deren vollzugspraktische Nachvoll-
ziehbarkeit sowie Nützlichkeit.

Die Einschätzung des Rückfallrisi-
kos stellt eine der zentralen Aufgaben 
der forensischen Psychiatrie und sowie 

der Psychologie dar. Die Diskussion 
hinsichtlich geeigneter Methoden 
zur Schätzung des Rückfallrisikos, der 
damit gebotenen Möglichkeiten und 
Grenzen bei spezifischen Straftäter-
populationen ist nicht abgeschlos-
sen. In der Praxis liegt eine Reihe von 
Prognoseinstrumenten vor, die den 
Beurteilungsprozess standardisieren 
und eine evidenzbasierte Schätzung 
des Rückfallrisikos ermöglichen. Je-
rome Endrass und Astrid Rossegger 
setzen sich in ihrem Beitrag mit der 
Grundsatzfrage der Rückfallabschät-
zung auseinander und präsentieren 
mit FOTRES 2.0 ein konkretes Instru-
ment zur Therapie-Risiko-Evaluation.

Susanne Tippelt, Susanne Stüb-
ner und Norbert Nedopil diskutieren 
die Grundfrage der Verhaltensstabili-
sierung und Nachsorge bei Sexualstraf-
tätern nach Haftentlassung und stellen 
am Beispiel der Psychotherapeutischen 
Fachambulanzen für Sexualstraftäter in 
Nürnberg und München die Ergeb-
nisse einer Begleitstudie vor, welche 
die Einrichtungen und ihr konkretes 
Angebot mithilfe eines spezifischen 
Evaluierungsinstruments, des „Correc-
tional Programm Assessment Invento-
ry“ (CPAI), unter die Lupe nimmt.

Schließlich erläutern Hilde Ben-
ninghoff-Giese und Klaus Wessiepe 
am Beispiel eines kürzlich begonne-
nen Kooperationsprojektes zwischen 
Jugendhilfe und einer Jugendarrest-
anstalt ihren Evaluationsansatz im lau-
fenden Projekt und geben Hinweise 
Erkenntnisse für die weitere Prozess-
begleitung .
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Wer sich weiter zum sehr umfängli-
chen Themenkreis der Evaluation infor-
mieren möchte, sei u.a. auf diese recht 
informativen Internet-Links verwiesen:

h t t p : / / w w w. e v o l u a t i o n . d e /
glossary#e 
(ein online-Lexikon zu Begriffen im Um-
feld von Evaluation);

http://www.degeval.de/ 
(die Homepage der Deutschen Gesell-
schaft für Evaluation mit einer Vielzahl 
hilfreicher Informationen und weiter-
führender Links rund um das Thema 
Evaluation;

http://www.ikj-mainz.de/ 
(die Homepage des Instituts für Kin-
der- und Jugendhilfe gGmBH mit vielen 
Informationen und Verweisen zur Eva-
luation in der Kinder- und Jugendhilfe).

Eine sehr gute Einführung in die 
Methoden stellt der Band von Jürgen 
Bortz und Nicola Döring (2002): For-
schungsmethoden und Evaluation – 
für Human- und Sozialwissenschaftler; 
Springerverlag, Berlin, dar.

Natürlich darf ein Grundlagenwerk 
in jeder Hinsicht dazu nicht fehlen: 
Friederich Lösel, Doris Bender und 
Jörg-Martin Jehle: Kriminologie und 
wissensbasierte Kriminalpolitik. Mön-
chengladbach 2007.

Guenter Schroven, 
Philipp Walkenhorst

Dreiländertagung

Wegsperren – und zwar für 
immer?

Resozialisierung im Spannungs-
feld von Sicherheitserwartungen 
und sozialer Integration:

Standortbestimmung und neue 
Perspektiven in der Schweiz, in 
Deutschland und in Österreich

Termin:
4. und 5. Juni  2012

Ort:
Luzern, CH

Veranstalter:	
Hochschule Luzern; 
Deutsches Institut für Sozialwirt-
schaft, Kiel; 
Institut für Rechts- und Kriminalso-
ziologie, Wien

Referenten:
Dr. Denis Ribeaud, 
Prof. Dr. Bernd Maelicke, 
Dr. Marianne Heer-Hensler, 
Prof. Dr. Franz Riklin, 
Prof. Dr. Theresia Höynck, 
Dr. Walter Hammerschick, 
Prof. Dr. Martin Killias, 
Hanspeter Uster, 
Prof. Dr. Kurt Imhof

Weitere Infos:
jlanit.schumacher@hslu.ch
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Untersuchungshaft in der 
anwaltlichen Praxis

Autoren: 
Christoph Püschel,
Andre Bartmeier,
Andreas Mertens
1. Aufl., 2011 
Deutscher Anwaltsverlag 
Preis: 39,00 Euro

Gesetze für die Soziale Arbeit

1. Aufl., 2011
Nomos Verlag
Preis: 19,90 Euro

Fachlexikon der sozialen Arbeit

Hrsg.: Deutscher Verein für 
öffentliche und private Fürsorge.
7. Aufl., 2011
Nomos Verlag
Preis: 44,00 Euro

Krisen als Chance

Verf.: Andreas Tietze
Nomos Verlag 2011
Preis: 29,00 Euro
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Wirkungsorientierte Evaluation:
Einführende Hinweise zur Planung und Durchführung
Michael Macsenaere

Kaum ein Terminus hat sich in der 
letzten Zeit so rasant in verschie-

denen Feldern verbreitet, wie der Be-
griff der Evaluation. Vor 25 Jahren noch 
weitgehend unbekannt, ist heute in 
manchen Bereichen kaum noch ein 
Programm denkbar, das nicht evaluiert 
würde. Was aber verbirgt sich hinter 
„Evaluation“ und was ist bei der Pla-
nung und Durchführung zu beachten? 
Auf der Basis von 10 häufig gestellten 
Fragen an Evaluatoren werden für inter-
essierte Praktiker einführende Hinweise 
gegeben. Grundlage hierfür sind einer-
seits die theoretischen Erkenntnisse aus 
der Methodenlehre, andererseits aber 
auch die konkreten Erfahrungen aus ca. 
100 wirkungsorientierten Evaluationen 
in der Kinder- und Jugendhilfe und im 
Strafvollzug in Deutschland.

Wirkungsorientierte Evaluation 
– Was ist das?

Alltagssprachlich ist unter Evaluation 
die Bewertung eines Gegenstandes 
oder einer Maßnahme zu verstehen. In 
diesem Sinne wird jeder Mensch tag-
täglich „evaluieren“, also bewerten, sei 
es das Mittagessen in der Kantine, den 
Beitrag eines Kollegen im Meeting oder 
das Verhalten der eigenen Kinder.

Das wissenschaftliche Verständnis 
von Evaluation setzt daran an und diffe-
renziert durch weitere Aspekte: Danach 
ist Evaluation eine Dienstleistung, die 
einen Gegenstand (z. B. Strafvollzug in 
Deutschland) systematisch, datenge-
stützt und transparent beschreibt und 
ausgewogen bewertet. Gegenstand 
einer Evaluation können Programme, 
Interventionen, Organisationen, Pro-
dukte wie auch Personen sein. Eine Eva-
luation kann zur Entscheidungsfindung 
genutzt werden, aber auch um den 

Evaluationsgegenstand zu legitimieren 
und/oder zu optimieren (s.auch Wid-
mer, Beywl & Fabian, 2009).

Während eine Prozessevaluation 
überwiegend Aktivitäten, Interven-
tionen, Praktiken und auch Struktu-
relemente in den Blick nimmt („Was 
wurde getan?“), richtet eine ergeb-
nisorientierte Evaluation den Fokus 
auf die erreichten Resultate und ihre 
Konsequenzen für die Zielgruppe. Hier 
liegt also die Frage zugrunde: „Was hat 
sich verändert?“. Wirkungsorientierte 
Evaluationen versuchen noch einen 
Schritt weiterzugehen: Sie setzen die 
Ergebnisse in Bezug zu dem evaluierten 
Programm und treffen damit Aussagen 
zur Wirksamkeit. Berücksichtigt werden 
dabei intendierte und nicht intendierte 
Wirkungen.

Fragestellungen einer wirkungsori-
entierten Evaluation könnten lauten:
-	 Wie wirksam ist Strafvollzug?
-	 Weist Jugendstrafvollzug eine höhe-

re Effektivität als ein „Jugendstrafvoll-
zug in freien Formen“ auf?

-	 Gibt es geschlechtsspezifische Effekte?

-	 In welchen Regionen/Institutionen 
werden für bestimmte Zielgruppen 
überdurchschnittliche Ergebnisse 
erreicht? Was sind die dafür verant-
wortlichen Wirkfaktoren?

-	 Senken Anti-Aggressions-Trainings 
die Rückfallquote im Vergleich zu 
einer Kontrollgruppe ohne Training?

Die Bearbeitung solcher wirkungs-
orientierten Fragestellungen setzt ei-
nen angemessenen Methodenmix vo-
raus, der nachfolgend dargestellt wird.

Wann wird gemessen?

Um Aussagen zu den Ergebnissen ei-
ner Intervention zu gewinnen, ist es 
notwendig, die ergebnisrelevanten 
Veränderungen jedes einzelnen Inter-
ventionsverlaufes im Längsschnitt ab-
zubilden. Für ein solches Längsschnitt-
design stellt ein Pretest-Posttest-Plan 
mit zwei Erhebungszeitpunkten zu 
Beginn und am Ende der Interventi-
on die Minimalvoraussetzung dar. Da 
weitere Erhebungszeitpunkte die Relia-
bilität der Messungen erheblich steigern 
und damit darüber hinaus differenzierte 

Abb. 1: exemplarische Erhebungsabfolge im Rahmen eines prospektiven Längsschnittdesigns
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Verlaufsaussagen gewonnen werden 
können, sind auch Erhebungen im 
Verlauf der Intervention zu empfeh-
len. Es sollten also mindestens drei Er-
hebungszeitpunkte geplant werden: 
eine Ausgangserhebung (Pretest), eine 
oder mehrere Verlaufserhebungen und 
eine Abschlusserhebung zum Ende der 
Intervention (Posttest). Selbstverständ-
lich ist dabei mit gepaarten Stichproben 
zu arbeiten, da ungepaarte Stichproben 
zur Feststellung eines Vorher-Nachher-
Effektes nicht geeignet sind (Macsena-
ere, 2009). 

Um die Nachhaltigkeit einer Hilfe zu 
erfassen, muss ein weiterer Erhebungs-
zeitpunkt eingeplant werden, der nach 
dem Ende der Intervention liegt. Da ein 
solches katamnestisches Vorgehen sehr 
aufwändig ist und zudem ein selektions-
behaftetes Ausdünnen der Stichprobe 
(„drop out“) zu erwarten ist, wird in 
vielen Studien darauf verzichtet. Eine 
Alternative stellt das Erfassen von ein-
zelnen, einfach zu erhebenden Daten 
(z. B. Rückfallquote über Bundeszent-
ralregister) dar, die allerdings nur eine 
entsprechend reduzierte Aussagekraft 
haben.

Die Erhebung sollte prospektiv kon-
zipiert sein, d. h. die Daten zur Interven-
tion und Entwicklung der Zielgruppe 
müssen interventionsbegleitend und 
nicht rückblickend erhoben werden. 
Dies ist zwar mit einem höheren Auf-
wand verbunden, führt aber bei einer 
konsequenten Umsetzung zu härteren 
und validen Daten. Retrospektive Erhe-
bungstechniken, wie z. B. Aktenanaly-
sen, können in Anbetracht der Sensibi-
lität des Untersuchungsgegenstandes 
bestenfalls als ergänzende Methode 
eingesetzt werden. Als für die Effektivi-
tätsbestimmung untauglich hat sich die 
direkte, retrospektive Frage nach dem 
Erfolg einer Intervention erwiesen: Da-
mit werden sozial erwünschte Aussagen 
und in der Folge zu positive Ergebnisse 
(Macsenaere, 2009) generiert.

Welches Untersuchungsdesign 
wird gewählt?

Bei der Wahl eines Evaluationsdesigns 
gibt es keine einheitliche, generell 
anwendbare Methodik. Stattdessen 
sollte die Wahl der Techniken jeweils 
von der speziellen Thematik abhängig 
gemacht werden (Wottawa & Thierau, 
1998). Schlechte Evaluierungen sind 
oftmals auf eine willkürliche Auswahl 
der Methode zu Beginn des Unterfan-
gens zurückzuführen. So werden z. B. 
oft leicht verfügbare Daten herangezo-
gen, die sich später aber als ungeeignet 
erweisen. Bei einer guten Evaluierung 
werden dagegen bewährte Techniken 
für die Datenerfassung und -Analyse 
gewählt und das Design an den Unter-
suchungsfragestellungen ausgerichtet. 
Es kommen häufig mehrere Techniken 
zum Einsatz, mit dem Ziel, die Schwä-
chen der einen mit den Stärken einer 
anderen Technik aufzuwiegen. 

Vergleicht man das Untersuchungs-
design vorliegender wirkungsorien-
tierter Studien, so werden völlig un-
terschiedliche Untersuchungsansätze 
sichtbar: Von qualitativen (Einzel-)Fall-
studien über Kohortenstudien bis hin 
zu Experimentalstudien. Nach McNeece 
und Thyer (2004) unterscheiden sich 
diese Ansätze allerdings in der Zuver-
lässigkeit ihrer Wirkungsaussagen. Sie 
schlagen folgende Hierarchie zur Zuver-
lässigkeit von Wirkungsstudien (s. auch 
Schrödter & Ziegler, 2007) vor:

In Anbetracht der hier postulier-
ten Bedeutung von Kontrollstudien 
erstaunt es, dass in der empirischen 
Kinder- und Jugendhilfeforschung 
kaum (quasi-)experimentelle Kontr
ollstudien vorliegen. In der Regel 
wird auf die ethische und rechtliche 
Problematik, die durch die Praxis vor-
gegebenen Rahmenbedingungen und/
oder auf den hohen methodischen und 
finanziellen Aufwand verwiesen. Ge-
wählt wird stattdessen häufig ein Ein-
Gruppen-Plan („OneShot Case Study“): 
Die zu untersuchende Maßnahme wird 
eingeführt und die darauffolgenden 
Veränderungen werden dokumentiert. 
Diese Vorgehensweise führt allerdings 
zu uneindeutigen Befunden, da nicht 
gewährleistet ist, dass die dokumen-
tierten Ergebnisse auch tatsächlich auf 
die Maßnahme zurückzuführen sind. 
Eine Kontrollgruppenstudie kann da-
gegen präzisere Aussagen treffen, in-
dem (im einfachsten Fall) zwei Gruppen 
miteinander verglichen werden: eine 
„Experimentalgruppe“ mit der zu evalu-
ierenden Maßnahme und eine „Kontroll-
gruppe“ ohne diese Maßnahme. Damit 
ist es möglich verzerrende Einflüsse zu 
erkennen und ggf. zu eliminieren. Ab-
bildbar sind damit nicht nur die Brutto-
Wirkungen, d. h. die absolute Verände-
rung der Experimentalgruppe, sondern 
vor allem auch die Netto-Wirkungen, d. 
h. der Unterschied zur Kontrollgruppe 
(s. Abb. 2).
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Ein Beispiel aus der Kinder- und Ju-
gendhilfe: In der EST!-Studie des Bayeri-
schen Landesjugendamtes wurde zwi-
schen 2003 und 2008 zum ersten Mal 
im deutschsprachigen Raum in einer 
großen überregionalen Jugendhilfestu-
die ein quasiexperimentelles Kontroll-
gruppendesign angewendet. Es wurde 
eine Experimentalgruppe gebildet, in 
der die handelnden Fachkräfte die So-
zialpädagogischen Diagnose-Tabellen 
(Bayerisches Landesjugendamt, 2001) 
einsetzten. Parallel dazu wurde in einer 
Kontrollgruppe ohne die Diagnose-Tabel-
len gearbeitet. Durch die Gegenüberstel-
lung beider Gruppen konnte der Einfluss 
der Diagnose-Tabellen auf die Prozesse in 
den Jugendämtern, die Zuweisungsqua-
lität, die Effekte und Effizienz der gewähl-
ten Hilfen und die Zufriedenheit der Be-
teiligten im Sinne von Netto-Wirkungen 
herausgearbeitet werden (Macsenaere 
et al., 2009). 

In vielen Fällen wird es aus den o. g. 
Gründen allerdings nicht möglich sein, 
eine Studie mit einer echten Kontroll-
gruppe – also einer Gruppe ohne Inter-
vention – durchzuführen. In den meis-
ten Fällen ist aber sehr wohl die Bildung 
einer oder mehrerer Vergleichsgruppen 
möglich. So wäre es hochinteressant 
vergleichend zu untersuchen, wie sich 

straffällige Jugendliche einerseits im 
Strafvollzug und andererseits in inten-
sivpädagogischen Interventionen der 
Kinder- und Jugendhilfe entwickeln.

Abschließend noch ein methodo-
logischer Blick auf die Unterschiede 
zwischen experimentellen und quasi-
experimentellen Designs: Während eine 
experimentelle Untersuchung zufällig 
zusammengestellte (randomisierte) 
Gruppen miteinander vergleicht (Zu-
ordnung per Los zu einer Untersuchungs-
gruppe bzw. Intervention), sind es bei 
dem praxisnäheren quasiexperimen-
tellen Ansatz natürliche Gruppen. Im 
Sinne einer höheren Güte der Untersu-
chungsbefunde ist bei der Auswahl der 
Untersuchungsmethoden zu berück-
sichtigen, dass die Ergebnisse möglichst 
eindeutig interpretierbar (interne Vali-
dität) sowie auch über die untersuchte 
Stichprobe hinaus generalisierbar sein 
sollten (externe Validität). Während ex-
perimentelle Designs die interne Vali-
dität begünstigen, haben quasiexperi-
mentelle Untersuchungen eine höhere 
externe Validität. Da in der Regel eine 
höhere interne Validität aufgrund der 
künstlicheren Untersuchungsanlage 
zu einer geringeren externen Validität 
führt, kann durchaus auch ein quasi-
experimentelles Design Sinn machen, 

wenn die Vergleichbarkeit der beiden 
Gruppen hinsichtlich konfundierender 
Variablen kontrolliert wird (ggf. durch 
mehrfaktoriellen Untersuchungsplan, 
Parallelisierung der Stichproben nach 
Mittelwert und Streuung, paarweise 
Zuordnung, rechnerische Kontrolle 
durch Kovarianzanalysen etc.) (s. Bortz 
& Döring, 2002).

Welche Qualitätsdimensionen 
werden gemessen?

Üblicherweise wird der Begriff Qua-
lität in Anlehnung an Donabedian 
(1980) dreifach in Struktur-, Prozess- 
und Ergebnisqualität dimensioniert 
(siehe Abb.) (Macsenaere, 2006). Unter 
Strukturqualität sind die allgemeinen 
Rahmenbedingungen einer Institution 
bzw. eines Dienstes zu verstehen, unter 
denen diese ihre Leistungen erbrin-
gen (zu den Dimensionen der Struktur-
qualität vgl. Macsenaere, 1999). Nach 
Holländer und Schmidt (1997) kann 
insbesondere Strukturqualität nicht 
losgelöst von gesellschaftlichen, poli-
tischen und administrativen Faktoren 
gesehen werden: So müssen in der Ju-
gendhilfe beispielsweise die Konzepte 
an den rechtlichen Vorgaben und den 
sich ändernden Problemlagen von Fa-
milien und ihren Kindern orientiert sein, 
Mitarbeiterqualifikation ist abhängig 
von den jeweiligen Ausbildungsstan-
dards, die Lage der öffentlichen Haus-
halte beeinflusst die Ressourcen der 
Kinder- und Jugendhilfe usw. (weitere 
die Strukturqualität beeinflussende 
Faktoren siehe Abb. 1, links). Struktur-
qualität stellt eine notwendige, aber 
nicht hinreichende Voraussetzung für 
Prozessqualität dar. Prozessqualität um-
fasst sämtliche Handlungen zwischen 
Leistungserbringer und Leistungsemp-
fänger. Sie beinhaltet die individuelle 
Qualität des Umgangs mit dem Klien-
ten, der Konzeptumsetzung und des 
Ablaufs der Leistungen (zur differen-
zierten Darstellung von Prozessqua-
litätsmerkmalen vgl. Schmidt/Hohm, 
1997). Prozessqualität wiederum ist eine 
notwendige, aber nicht hinreichende 
Voraussetzung für Ergebnisqualität, un-

Abb. 2: Brutto-Wirkungen und Netto-Wirkungen (nach Caspari, 2009)
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ter der sich sämtliche Erfolge bzw. Miss-
erfolge der Hilfe subsumieren lassen 
(zum Zusammenhang zwischen Pro-
zess- und Ergebnisqualität vgl. Schmidt 
et al., 1999). Für Qualitätsentwicklungs-
prozesse sind die in Abb. 1 dargestellten 
Rückkopplungen von Ergebnis- auf die 
Strukturqualität, wie auch von Prozess- 
auf die Strukturqualität interessant: Mit 
dem Wissen um die erreichten Ergebnis-
se ist es möglich, auf dieser Basis seine 
Strukturen und Prozesse zu optimieren. 
Durch systematisierte Qualitätsbestim-
mungen können diese erwünschten 
Rückkopplungsprozesse beschleunigt 
und effektiver gestaltet werden. Die im 
Bereich der Volkswirtschaft gebräuch-
lichen Kategorien Effektivität und Effi-
zienz (Roos, 2005) sollten getrennt von 
den Qualitätsdimensionen nach Dona-
bedian betrachtet werden. Die Effektivi-
tät ist umso höher, je größer der Nutzen 
ist und je mehr die Interventionsziele 
bei Kind und Familie erreicht werden 
konnten (vgl. auch BMFSFJ, 1996). Im 
Gegensatz dazu bezeichnet Effizienz die 
Relation zwischen Kosten und Nutzen 
(Petermann et al., 1997). In der Kinder- 

und Jugendhilfe müssten demnach für 
eine Effizienzbestimmung die Kosten 
einer erzieherischen Hilfe, die sowohl 
durch übergreifende Strukturen wie 
auch einzelfallbezogene Prozesse ent-
stehen, dem Nutzen der Intervention 
gegenübergestellt werden.

Wenn die Wirkungen einer Maß-
nahme bestimmt werden sollen, wird 
es notwendig sein, den Fokus auf Er-
gebnisqualität zu legen. Suhling (2009) 
gibt einen guten Überblick über die 
kontroverse Fachdiskussion, was unter 
Wirksamkeit im Strafvollzug zu verste-
hen ist und welche Indikatoren hierfür 
herangezogen werden sollten.

Eine reine „Black-Box-Evaluation“, 
die ausschließlich Aussagen zu den 
Wirkungen nicht aber zu den dafür 
verantwortlichen Wirkfaktoren ermög-
licht, sollte nach Möglichkeit vermie-
den werden. Daher empfiehlt es sich, 
auch die ergebnisrelevanten Strukturen 
und Prozesse zu erfassen,um sie in der 
Auswertungsphase mit den gemesse-
nen Wirkungen in Beziehung setzen 

zu können. Dies ermöglicht nicht nur 
Aussagen über den Erfolg bzw. Misser-
folg, sondern auch über die zugrunde 
liegenden Wirkfaktoren.

Ist die Erfassung der intendier-
ten Wirkungen ausreichend?

Auf den ersten Blick scheint es völlig 
ausreichend zu sein, die intendierten 
Wirkungen einer Maßnahme zu erfas-
sen. Diese stellen schließlich die Ziele 
der Maßnahme dar. Und dennoch greift 
eine solche Untersuchungsplanung viel 
zu kurz, da jede Intervention im Human-
bereich nicht nur beabsichtigte Wirkun-
gen erzielt, sondern in der Regel auch 
viele Nebenwirkungen, die erheblichen 
Einfluss auf den Erfolg oder Misserfolg 
der Intervention haben. Im Rahmen 
einer wirkungsorientierten Evaluation 
ist somit die Erfassung der intendierten 
wie auch der nicht intendierten Wirkun-
gen unabdingbar.

Abzuraten ist auch von einer Wir-
kungsmessung, die ausschließlich auf 
dem Grad der erreichten Ziele beruht 
(„goal attainment scaling“). Ein solches 
Vorgehen hat zwei erhebliche Schwä-
chen: Zum einen weisen Zielerrei-
chungsgrade eine zu geringe Reliabilität 
auf und sind damit nicht zuverlässig. So 
können bereits minimale Änderungen 
einer Zieldefinition zu erheblichen Ab-
weichungen der Zielerreichungsgrade 
führen (bei einer objektiv gleichen tat-
sächlichen Veränderung!). Zum anderen 
können Zielerreichungsgrade nur Hin-
weise für die intendierten Wirkungen 
liefern – Nebenwirkungen lassen sich 
hingegen per se nicht abbilden.

Einen für die Wirkungsmessung im 
Strafvollzug sehr interessanten Weg 
schlagen Bolay & Volz (2008) vor: Im 
Sinne eines prospektiven Längsschnitt-
designs sollen zu Beginn und am Ende 
des Strafvollzugs zentrale Indikatoren 
für die Fähigkeit zu einem sozial inte-
grierten Leben ohne Straftaten erfasst 
werden. Mit dieser Veränderungsmes-
sung könnten Entwicklungsfortschritte 
des Gefangenen abgebildet werden. 

Abb. 3: Qualitätsdimensionen in der Kinder- und Jugendhilfe nach Mascenaere (1999)
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Ein solcher Zugang weist zudem eine 
Nähe zu dem in der internationalen 
Wirkungsforschung zunehmend ange-
wandten Capability Approach nach Sen 
und Nussbaum (1993) auf. 

Welche Wirkungsdimensionen 
sind zu unterscheiden?

Wirkungen und Nebenwirkungen kön-
nen aus unterschiedlichen Blickwin-
keln bestimmt werden. Daher werden 
drei zentrale Wirkungsdimensionen 
„effect“, „impact“ und „outcome“ un-
terschieden: 
-	 Effect: Eine direkt ersichtliche und 

objektiv nachweisbare (Aus-)Wirkung 
der Maßnahme; Stärkung von Res-
sourcen (z. B. sozial-kommunikative 
Kompetenzen) und Reduzierung von 
Defiziten (z. B. Hyperaktivität) bzw. 
Stärkung von Capabilities (Grund-
befähigungen); Einschätzung durch 
Fachkräfte in Institutionen und/
oder externe Experten; traditionell 
genutzt von Medizin, Psychologie 
und Sozialpädagogik (im angelsäch-
sischen Bereich)

-	 Impact: Die subjektive Wirkung beim 
Leistungsempfänger; Bedürfnisse 
und Werte der Betroffenen sind zu 
berücksichtigen, z.B. Zufriedenheit 
mit dem Maßnahmeprozess und den 
erreichten Veränderungen; Einschät-
zung durch Klienten (junger Mensch 
und/oder Eltern/Familie); traditionell 
genutzt von Sozialpädagogik im 
deutschsprachigen Raum

-	 Outcome: Die mittelbare Wir-
kung auf die Gesellschaft und/
oder Umwelt, z.B. Verringerung der 
Jugendarbeitslosigkeit/-kriminalität 
und volkswirtschaftliche Effekte; tra-
ditionell genutzt von Ökonomie und 
Soziologie

Idealerweise sollten bei einer Wir-
kungsbestimmung effect, impact und 
outcome berücksichtigt werden (s. 
EST!-Studie, Macsenaere et al., 2009), 
in vielen Studien liegt der Fokus aber 
nur auf einer oder zwei Dimension(en). 

Welche Stichproben werden 
untersucht?

„Je größer – desto besser“ gilt nicht per 
se für den Stichprobenumfang einer 
Evaluation. So kann eine kleinere, aber 
hinsichtlich der Grundgesamtheit re-
präsentative Stichprobe einer größeren, 
aber nicht repräsentativen überlegen 
sein. Zudem steigen mit dem Stich-
probenumfang Zeitbedarf und Kosten. 
Daher sollte der optimale Stichproben-
umfang zu Beginn der Untersuchung 
möglichst genau bestimmt werden. Er 
ist von mehreren Faktoren abhängig: 
Von der Teststärke (international üblich 
80%), der erwarteten Effektgröße, dem 
Signifikanzniveau (üblich α = 5%), dem 
zu erwartenden Drop-Out (voraussicht-
lich 10-15%) und dem Untersuchungs-
design (incl. degrees of freedom). 
Daraus lässt sich rechnerisch sowohl 
Gesamtstichprobenumfang wie auch 
die detaillierte Zellbesetzung bestim-
men (s. Bortz, 2005; Cohen, 1988).

In der Evaluationspraxis ist zu beob-
achten, dass bei gleichem Mitteleinsatz 
mit größerer Stichprobe gewisse Ab-
striche bei der „Erhebungsintensität“ 
gemacht werden müssen, was bspw. 
mit Hilfe von effizienter gestalteten Er-
fassungsbögen erreicht werden kann. 
Dies kann etwa durch Beschränkung 
auf zentrale Inhaltsbereiche und/oder 
Aggregierung von ausgewählten The-
menbereichen zu übergeordneten Ka-
tegorien erreicht werden. Hierbei ist 
insbesondere darauf zu achten, dass die, 
im Zuge einer höheren Erhebungsin-
tensität ansteigenden, Belastungen der 
Beteiligten bei der Beschaffung der not-
wendigen Informationen noch in einem 
angemessenen Verhältnis zum Nutzen 
der Evaluation stehen. Nicht zuletzt 
sinkt damit die Wahrscheinlichkeit für 
die Produktion eines „Datenfriedhofes“.

Welche Evaluationsformen 
gibt es?

Selbstevaluation vs. Fremdevaluation 
betrifft die Frage, wer evaluiert: Bei einer 
Selbstevaluation evaluieren die betei-

ligten Personen die zu untersuchende 
Maßnahme selbst. Im Gegensatz hierzu 
sind bei einer Fremdevaluation die 
Evaluatoren an der Maßnahme nicht 
beteiligt. In der Evaluationspraxis gibt 
es zwischen beiden Polen nicht selten 
fließende Übergänge.

„Formative vs. summative Evaluati-
on“ hingegen betrifft die Frage, welcher 
Zweck der Evaluation zugrunde liegt: 
Soll ein Programm fortlaufend anhand 
der Evaluationsergebnisse optimiert 
werden, handelt es sich um eine for-
mative Evaluation. Soll mit den bi-
lanzierenden Evaluationsergebnissen 
hingegen über die Beendigung oder 
die Fortführung eines Programms ent-
schieden werden, handelt es sich um 
eine summative Evaluation.

Sind Evaluationsergebnisse 
für unterschiedliche Ebenen 
nutzbar?

Wirkungsorientierte Evaluationen müs-
sen auf Einzelfallebene ansetzen. Wenn 
einzelfallübergreifend mit dem gleichen 
(oder einem zumindest kompatiblen) 
Instrumentarium erhoben wird, können 
die Daten durch Zusammenführen oder 
„Aggregieren“ auch für alle höheren 
Ebenen nutzbar gemacht werden. Die-
sen Gedanken fortführend sind auch in-
stitutionsübergreifende, überregionale 
Evaluationen möglich. Sie bedingen 
zwar im Vorfeld einen erhöhten Koor-
dinationsaufwand und setzen ein mög-
lichst schlankes Erhebungsinstrumen-
tarium voraus, ermöglichen dann aber 
auch Stärken-Schwächen-Analysen und 
ein gemeinsames Voneinander-lernen. 
In diesem Sinne wird in der Kinder- und 
Jugendhilfe seit 1999 „die Evaluation 
der Jugendhilfe (EVAS)“ überregional 
eingesetzt (Macsenaere & Knab, 2004).

Mit diesem ergebnisorientierten 
Qualitätsentwicklungsverfahren lassen 
sich u. a. zentrale Gelingens- (und Miss-
lingens-)Faktoren differenziert für spe-
zifische Klientelgruppen identifizieren: 
-	 Kooperation: Als zentraler Wirkfaktor 

pädagogischer Arbeit zeigt sich die 
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Kooperation von Eltern und/oder 
jungen Menschen. Gelingt diese ak-
tive Mitarbeit im Rahmen der Hilfe, 
verbessert sich die Aussicht auf Er-
folg erheblich – unterbleibt sie, ist 
ein Misserfolg der Hilfe hochwahr-
scheinlich. Eine notwendige, aber 
nicht hinreichende Voraussetzung ist 
die Partizipation von Eltern und jun-
gem Menschen, die jedoch ergänzt 
werden muss, um aus dem stetigen 
Bemühen, eine gelingende Hilfe zur 
Selbsthilfe zu schaffen (Schmidt et 
al., 2003). 

-	 Ausgangslage: Die Erfolgsaussichten 
sind positiv, wenn es gelingt, mög-
lichst frühzeitig auf einen Hilfebe-
darf zu reagieren. Mit zunehmen-
dem Alter und einer ausgeprägteren, 
verfestigten Symptomatik wird die 
Wahrscheinlichkeit eines positiven 
Abschneidens hingegen reduziert.

-	 Vermeidung von Jugendhilfekar-
rieren: Je mehr Hilfen in Anspruch 
genommen werden, desto höher ist 
die „Änderungsresistenz“ des jungen 
Menschen, d.h. desto geringer ist 
die zu erwartende Effektivität. Es gilt 
daher, die durchaus nicht unüblichen 
Jugendhilfekarrieren zu vermeiden, 
indem frühzeitig eine adäquate Hilfe 
gewährt wird.

-	 Sozialpädagogische Diagnostik: In 
Hinblick auf die Arbeit im Jugendamt 
erweist sich eine einheitliche und 
systematisierte sozialpädagogische 
Diagnostik, wie sie z.B. mit den bay-
erischen Sozialpädagogischen Dia-
gnose-Tabellen vorliegt, als sinnvoll. 
Damit wird die Zuweisungsqualität 
des Jugendamtes erhöht, was in der 
Folge zu effektiveren Hilfen führt. 
Das Nutzen einer einheitlichen Fach-
sprache ist zudem eine Grundlage 
zunehmender Transparenz.

-	 Mitarbeiterqualifikation: Wird hier ein 
Minimalstandard unterschritten (z. 
B. keine (sozial)pädagogische Aus-
bildung und Erfahrung), steigt die 
Wahrscheinlichkeit für z. T. drastische 
Misserfolge an. 

-	 Ressourcenorientierung: Eine stär-
kere Ressourcenorientierung im Ju-
gendamt und in den Einrichtungen 
begünstigt die Effektivität wie auch 
die Nachhaltigkeit der erreichten Ef-
fekte. Die Hilfen, bei denen zumin-
dest ein Hilfeplanziel die Förderung 
einer Ressource anstrebt, erreichen 
stärkere Effekte als Hilfen mit rein 
defizitorientierten Hilfeplanzielen.

Welche Evaluationsstandards 
sollten berücksichtigt wer-
den?

Mit dem vorliegenden Artikel wurden 
einführende Aspekte zur Planung und 
Durchführung wirkungsorientierter 
Evaluationen gegeben. Abschließend 
sei noch auf die zentralen Evaluati-
onsstandards Nützlichkeit, Durch-
führbarkeit, Fairness und Genauigkeit 
hingewiesen, die bei jeder Evaluation 
reflektiert und berücksichtigt werden 
sollten. Sie werden von der DeGEval 
(Gesellschaft für Evaluation) (2008) wie 
folgt operationalisiert:
-	 Nützlichkeit: Identifizierung der Be-

teiligten und Betroffenen, Klärung der 
Evaluationszwecke, Glaubwürdigkeit 
und Kompetenz des Evaluators, Aus-
wahl und Umfang der Informationen, 
Transparenz von Werten, Vollständig-
keit und Klarheit der Berichterstat-
tung, Rechtzeitigkeit der Evaluation, 
Nutzung und Nutzen der Evaluation. 
Diese Nützlichkeitsstandards sollen 
sicherstellen, dass die Evaluation sich 
an den geklärten Evaluationszwe-
cken sowie am Informationsbedarf 
der vorgesehenen Nutzerinnen und 
Nutzer ausrichtet.

-	 Durchführbarkeit: Angemessene 
Verfahren, diplomatisches Vorge-
hen, Effizienz von Evaluation. Diese 
Durchführbarkeitsstandards sollen 
sicherstellen, dass eine Evaluation 
realistisch, gut durchdacht, diplo-
matisch und kostenbewusst geplant 
und ausgeführt wird.

-	 Fairness: Formale Vereinbarungen, 
Schutz individueller Rechte, voll-
ständige und faire Überprüfung, 
unparteiische Durchführung und 
Berichterstattung, Offenlegung der 
Ergebnisse. Diese Fairnessstandards 
sollen sicherstellen, dass in einer Eva-
luation respektvoll und fair mit den 
betroffenen Personen und Gruppen 
umgegangen wird.

-	 Genauigkeit: Beschreibung des 
Evaluationsgegenstandes, Kontext-
analyse, Beschreibung von Zwecken 
und Vorgehen, Angabe von Informa-
tionsquellen, valide und reliable In-

Abb. 4: Evaluation der Jugendhilfe
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formationen (s. Lienert & Raatz, 1998), 
systematische Fehlerprüfung, Ana-
lyse qualitativer und quantitativer 
Informationen, begründete Schluss-
folgerungen, Meta-Evaluation. Diese 
Genauigkeitsstandards sollen sicher-
stellen, dass eine Evaluation gültige 
Informationen und Ergebnisse zu 
dem jeweiligen Evaluationsgegen-
stand und den Evaluationsfragestel-
lungen hervorbringt und vermittelt.
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Evaluation im Strafvollzug
Ein (zu) weites Feld?
Wolfgang Wirth

„E : va : lu : a : ti : on“ ist ein fürchterli-
ches Wort. Sechs Silben bei nur zehn 
Buchstaben, darunter mehr Vokale als 
Konsonanten, lassen es im Gespräch 
schnell zum Zungenbrecher werden, 
den man natürlich gerne vermeidet. 
Dies gilt vor allem in der Praxis – auch 
des Strafvollzuges – in der man der lau-
ter gewordenen Forderung nach einer 
Evaluation der geleisteten Arbeit ohne-
hin nicht selten skeptisch bis ablehnend 
gegenübersteht. 

Anders in der Wissenschaft und zu-
nehmend auch in der Politik. Hier hat 
nicht nur die Verwendung des Begriffes, 
sondern auch die Durchführung von 
Evaluationsprojekten unterschiedlichs-
ter Art Hochkonjunktur. Getragen wird 
dies von dem Gedanken, dass auf der 
Grundlage empirischer Forschung eine 
bessere Fundierung politischer Entschei-
dungen, eine folgenorientierte Überprü-
fung administrativer Verfahren oder eine 
erfolgreichere, manchmal auch „nur“ 
kostengünstigere Umsetzung prakti-
scher (Vollzugs-) Maßnahmen möglich 
sei. In der Konsequenz ist dann oft von 
der Hoffnung auf eine „wissensbasier-
te“, auch „rationale Kriminalpolitik“ oder 
auf eine „evidenzbasierte Vollzugspra-
xis“1 die Rede. Kein Wunder, dass da-
bei zahlreiche Begriffsdefinitionen und 
manchmal ein schwer verdaulicher aka-
demischer Jargon entstanden sind, der 
für die Praxis „übersetzt“ werden muss, 
wenn man diese für die Unterstützung 
einschlägiger Evaluationsvorhaben ge-
winnen will.

Eine sehr umfassende Begriffsdefi-
nition finden wir in einem einschlägi-
gen Glossar, das dem Ziel gewidmet ist, 
eine eigenständige, evaluationstypische 
Terminologie zu entwickeln, die zur Ver-

meidung von Missverständnissen, Kom-
munikationsblockaden und Verständi-
gungsprobleme im interdisziplinären 
Feld der Evaluationsforschung beitragen 
soll. Hier wird „Evaluation“ definiert als: 
„Wissenschaftliche Dienstleistung, die ins-
besondere öffentlich verantwortete und/
oder finanzierte Evaluationsgegenstände 
(Politiken, Programme, Projekte, Maßnah-
men…) systematisch, transparent und auf 
Daten gestützt beschreibt (…) und ausge-
wogen bewertet (…), so dass Stakeholder 
(Auftraggebende etc.) die erzeugten Eva-
luationsergebnisse für vorgesehene Eva-
luationszwecke wie Rechenschaftslegung, 
Entscheidungsfindung oder Verbesserung 
nutzen.“2 

Diese allgemeine Definition ist zwar 
für die Evaluierenden sehr nützlich, doch 
verrät sie den Evaluierten noch nicht, 
was ggf. bei einer Evaluation ihres Tätig-
keitsbereiches auf sie zukommen kann. 
Die ganze Bandbreite des diesbezüglich 
„Möglichen“, wenn auch nicht immer 
„Machbaren“ lassen die zahlreichen 
Adjektive, die das Glossar zur weiteren 
Differenzierung des Evaluationsbegrif-
fes anbietet, nur erahnen. Da wird z. B. 
unterschieden
-	 zwischen „interner Evaluation“, die von 

Mitarbeitern der evaluierten Einrich-
tung selbst durchgeführt wird (auch 
„Selbstevaluation“), und „externer 
Evaluation“ (auch „Fremdevaluation“), 
die von Fachleuten anderer Organi-
sationen, etwa Evaluationsinstituten, 
durchgeführt wird; 

-	 zwischen „dialoggesteuerter Evalu-
ation“, in der die Evaluierenden die 
Auftraggeber, z. T. auch die Betroffe-
nen in das Evaluationsvorhaben und 
die Ergebnisbewertung einbeziehen, 
und „dokumentierender Evaluation“, 
die lediglich ein Set von definierten 

Kennzahlen für Steuerungszwecke 
bereitstellt;

-	 zwischen „ex-ante Evaluation“, die 
Alternativen künftiger Entscheidun-
gen prüft, simuliert und abwägt, und 
„Halbzeit-“ sowie „ex-post-Evaluatio-
nen“, die erst in der Mitte oder nach 
Abschluss eines Programms einsetzen 
und ihren Fokus auf die bis dahin er-
reichten Ergebnisse legen;

-	 zwischen „formativer Evaluation“, die 
begleitend die (weitere) Gestaltung 
und stetige Verbesserung des Evalu-
ationsgegenstandes erreichen will, 
und „summativer Evaluation“, die die 
abschließenden Arbeitsresultate, u. U. 
auch Arbeitsprozesse, in bilanzieren-
der Form bewertet. 

Diese Aufzählung ist in den jeweili-
gen Verknüpfungen zumindest teilwei-
se veränderbar und bei weitem nicht 
abschließend. Sie kann um zahlreiche 
weitere Beispiele aus unserem Glossar 
ergänzt werden: Zur Auswahl stehen 
dabei „interaktive und partizipative 
Evaluationen“, „proaktive und respon-
sive Evaluationen“, „Primär-, Sekundär- 
und Metaevaluationen“, „Produkt- und 
Prozessevaluationen“, „verlaufs- und 
wirkungsorientierte Evaluationen“, 
„synchrone und Transferevaluationen“ 
sowie einige andere mehr. Soviel zum 
Thema „Fachjargon“. Nimmt man noch 
ein paar verwandte Begriffe mit teilweise 
betriebswirtschaftlichem Hintergrund 
hinzu, wie „Audit“, „Benchmarking“, „Con-
trolling“, „Kosten/Leistungs-, Kosten-/
Nutzen-, Kosten-Wirkungsanalysen“, 
„Monitoring“ u.s.w., so wird sehr schnell 
deutlich, auf welch „weites Feld“ wir uns 
in der Beschäftigung mit dem Evaluati-
onsthema begeben.3 Auch im Strafvoll-
zug! Ist es vielleicht sogar ein zu weites 
Feld, das man tunlichst gar nicht erst 
betreten sollte?4 

Zugegeben: Diese Frage ist eher 
rhetorisch gemeint. Die hier vertretene 
Antwort ist eindeutig. Sie lautet: Die Eva-
luierung des Strafvollzuges oder seiner 
Behandlungs-, Förder- und Erziehungs-
maßnahmen ist zwar schwierig, aber 
nicht nur erforderlich, sondern auch 
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möglich und sinnvoll. Allerdings sollte 
sie so konzipiert werden, dass ihre Anla-
ge, ihre Umsetzung und ihre Ergebnisse 
auch für die Vollzugspraxis nachvollzieh-
bar und Nutzen stiftend sind. Geschieht 
dies nicht, besteht die Gefahr, dass „Eva-
luation“ nicht nur ein Zungenbrecher 
bleibt, der uns gelegentlich zum Stottern 
bringt, sondern zum Unwort mutiert, das 
in der Praxis mehr Verwirrung und Ableh-
nung als Verständnis und Zustimmung 
hervorruft. Die folgende Darlegung ei-
niger Grundlagen, Standards, Kriterien, 
Befunde und Perspektiven von Evaluati-
onen „im weiten Feld“ des Strafvollzuges 
soll dazu beitragen. 

Rechtliche und professionelle 
Grundlagen 

In der wissenschaftlichen Evaluations-
debatte gehört die Gewährleistung der 
Nützlichkeit von Evaluationen zu den 
zentralen Standards professionellen 
Handelns. Die Gesellschaft für Evaluati-
on e.V. (DeGEval e.V) hat neben diversen 
Durchführbarkeits-, Fairness- und Ge-
nauigkeitsstandards, acht so genannte 
Nützlichkeitsstandards (N1 – N8) formu-
liert, die sicherstellen sollen, dass sich 
eine Evaluation an geklärten Evaluati-
onszwecken sowie am Informationsbe-
darf der vorgesehenen Nutzerinnen und 
Nutzer orientiert.5

Dazu gehört zunächst die Identifizie-
rung der am Evaluationsgegenstand Be-
teiligten oder von ihm Betroffenen sowie 
die Klärung ihrer berechtigten Interes-
sen (N1). Dass die Evaluatoren nicht nur 
persönlich glaubwürdig, sondern auch 
fachlich kompetent sein müssen, um 
mit ihren Ergebnissen ein Höchstmaß an 
Akzeptanz erreichen zu können (N3), ge-
hört ebenso zu den weiteren Standards 
wie die Forderung, für eine hinreichende 
Transparenz der Werte und Annahmen 
all jener weiteren Beteiligten und Betrof-
fenen zu sorgen, die in die Interpretati-
on der Evaluationsergebnisse einfließen 
(N5). Damit verbunden ist auch, dass die 
erfassten Informationen die Beantwor-
tung der untersuchungsleitenden Fra-
gen ermöglichen und gleichzeitig den 

Informationsbedarf des Auftraggebers 
und anderer Adressaten berücksichtigen 
müssen (N4). Planung, Durchführung 
und Berichterstattung der Evaluation 
sollen die Beteiligten und Betroffenen 
dazu ermuntern, die Evaluation aufmerk-
sam zur Kenntnis zu nehmen und ihre 
Ergebnisse zu nutzen (N8). Damit ihr 
Nutzen zum Tragen kommen kann, ist 
ferner sicherzustellen, dass die Evalua-
tionsberichte eine vollständige Darstel-
lung aller wesentlichen Informationen 
enthalten und nachvollziehbar sowie 
leicht zu verstehen sind (N6). Sie sollen 
darüber hinaus rechtzeitig vorliegen, um 
in anstehenden Entscheidungs- oder 
Verbesserungsprozessen berücksichtigt 
werden zu können (N7). Schließlich, aber 
ganz besonders wichtig, ist die Klärung 
der Evaluationszwecke (N2), also die 
deutliche Bestimmung, welche Ziele mit 
der Evaluation verfolgt werden, so dass 
die Beteiligten und Betroffenen Position 
dazu beziehen können. 

Diese und insgesamt 17 weitere 
Standards6 bieten eine Art „Arbeitsphi-
losophie“, nicht unumstößliche oder gar 
mechanische Regeln. Sie beschreiben, 
welche Vorgehensweisen nach dem 
aktuellen „state of the art“ als beste 
Evaluationspraxis gelten. Tatsächlich 
können die Standards angesichts un-
terschiedlicher Rahmenbedingungen in 
verschiedenen Arbeitsfeldern manch-
mal nur in angepasster Form, manchmal 
möglicherweise gar nicht berücksich-
tigt werden. Dies gilt auch, vielleicht 
sogar besonders für die Bedingungen 
des Strafvollzuges, wo beispielsweise 
die Möglichkeiten zur Einbeziehung von 
potenziell Evaluationsbetroffenen (z. B. 
Gefangenen) an engere Grenzen stoßen 
als anderswo. Aber andere Standards 
sind natürlich auch hier ein „Muss“, ins-
besondere die genaue Bestimmung des 
Evaluationszweckes, für dessen Ausge-
staltung es mittlerweile auch rechtliche 
Grundlagen gibt.

So hat das Bundesverfassungsge-
richt das Evaluationsfeld für den Vollzug 
der Jugendstrafe recht breit bestellt, die 
Möglichkeiten zum Evaluationsverzicht 

verschlossen und dem Evaluations-
zweck klare Konturen gegeben. In seiner 
Grundsatzentscheidung zum Erfordernis 
einer gesetzlichen Grundlage für den 
Jugendstrafvollzug vom 31. Mai 2006 (2 
BvR 1673/04 und 2 BvR 2402/04) steht zu 
lesen, dass die gesetzlichen Vorgaben 
für die Ausgestaltung des Vollzuges auf 
sorgfältig ermittelten Annahmen und 
Prognosen über die Wirksamkeit unter-
schiedlicher Vollzugsgestaltungen und 
Behandlungsmaßnahmen beruhen 
müssen und dass der Gesetzgeber vor-
handene Erkenntnisquellen (auch das 
in der Vollzugspraxis verfügbare Erfah-
rungswissen) ausschöpfen und sich am 
Stand der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse orientieren muss (RN 62). 

Ergänzend wird ausgeführt: „Der 
Gesetzgeber muss daher sich selbst und 
den mit der Anwendung der gesetzlichen 
Bestimmungen befassten Behörden die 
Möglichkeit sichern, aus Erfahrungen mit 
der jeweiligen gesetzlichen Ausgestaltung 
des Vollzuges und der Art und Weise, in der 
die gesetzlichen Vorgaben angewendet 
werden, und dem Vergleich mit entspre-
chenden Erfahrungen außerhalb des ei-
genen räumlichen Kompetenzbereichs zu 
lernen. In diesem Zusammenhang liegt vor 
allem die Erhebung aussagefähiger, auf 
Vergleichbarkeit angelegter Daten nahe, 
die bis hinunter auf die Ebene der einzelnen 
Anstalten eine Feststellung und Bewertung 
der Erfolge und Misserfolge des Vollzuges 
– insbesondere der Rückfallhäufigkeiten – 
sowie die gezielte Erforschung der hierfür 
verantwortlichen Faktoren ermöglichen. 
Solche Daten dienen wissenschaftlicher 
und politischer Erkenntnisgewinnung so-
wie einer öffentlichen Diskussion, die die 
Suche nach besten Lösungen anspornt 
und demokratische Verantwortung gel-
tend zu machen erlaubt.“ (RN 64)

Die inzwischen in Kraft getretenen 
Jugendstrafvollzugsgesetze der Länder 
haben dem in unterschiedlicher Wei-
se Rechnung getragen. Beispielhaft 
sei hier das Jugendstrafvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalens erwähnt, das 
den Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichtes in §108 JStVollzG NRW wie 
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folgt Rechnung trägt: „Im Interesse einer 
Erfolgskontrolle und wissenschaftlichen 
Fortentwicklung lassen die Vollzugsbehör-
den den Jugendstrafvollzug, insbesondere 
seine Aufgabenerfüllung und Gestaltung, 
seine Behandlungsmethoden, die Um-
setzung seiner Leitlinien und die Förde-
rungs- und Erziehungsmaßnahmen für 
die Gefangenen sowie deren Wirkungen 
auf das Vollzugsziel regelmäßig unter Be-
rücksichtigung empirisch messbarer Leis-
tungsstandards und Ergebnisindikatoren 
durch den kriminologischen Dienst, durch 
Hochschulen oder durch andere Stellen 
wissenschaftlich begleiten, erforschen und 
bewerten.“

Mit Blick auf diese beiden Rechts-
grundlagen kann die eingangs zitierte 
Definition des Begriffes „Evaluation“ für 
den Strafvollzug pragmatisch nun „über-
setzt“ werden als: Dokumentation, (ver-
gleichende) Analyse und Bewertung der 
Strukturen, Methoden und Maßnahmen 
des Strafvollzuges sowie ihrer Wirkun-
gen auf das Vollzugsziel (auch) mit den 
Mitteln der empirischen Sozialforschung 
und dem Ziel der Ermöglichung von 
Lerneffekten zur kontinuierlichen Leis-
tungsverbesserung. Dabei wird Evalua-
tion durchaus auch als Erfolgskontrolle 
verstanden, die namentlich das Kriteri-
um der Rückfallprävention in den Blick 
nehmen muss.

Evaluationsziele und Zielerrei-
chungskriterien

Nun sind Erfolge, vor allem Erfolgsbeur-
teilungen, nicht nur im Strafvollzug meist 
strittig. Auch hier gilt, dass in den letzten 
Jahren aufgrund von wachsenden An-
sprüchen an die Rechenschaftslegung 
öffentlicher Einrichtungen zweifellos ein 
Bewusstsein für evidenzbasiertes politi-
sches Handelns gewachsen ist, dass aber 
trotzdem in manchen Fachdiskussionen 
noch immer Ideologien über Evidenzen 
dominieren.7 

Dies hat natürlich etwas mit dem 
unzureichenden Forschungsstand in 
der kriminologischen Evaluations- und 
Strafvollzugsforschung zu tun, der trotz 

aller unbestreitbaren Fortschritte nach 
wie vor zu beklagen ist. Es hängt aber 
auch mit den vielschichtigen Dimensi-
onen des „Erfolges“ oder „Misserfolges“ 
im Feld des Strafvollzuges sowie mit 
den vielfältigen Schwierigkeiten einer 
Erfolgsmessung und Erfolgsbeurteilung 
zusammen, die sich in Abhängigkeit von 
den Zielen, deren Erreichung empirisch 
geprüft werden soll, als mehr oder we-
niger komplex darstellen.8

Was also soll der Vollzug der Jugend- 
oder Freiheitsstrafe erreichen? Was gilt 
es im Rahmen von Evaluationen zu 
prüfen? Zur Beantwortung dieser Fra-
gen ist natürlich der Hinweis auf §2 des 
Strafvollzugsgesetzes unverzichtbar, der 
dem Vollzug die Aufgabe stellt, die Ge-
fangenen im Vollzug der Freiheitsstrafe 
zu befähigen, künftig ein Leben in so-
zialer Verantwortung ohne Straftaten 
zu führen. Dieses „Vollzugsziel“ wird im 
Folgesatz allerdings um ein „Schutzziel“ 
(s. Fußnote 9) ergänzt, nämlich dass der 
Vollzug der Freiheitsstrafe auch dem 
Schutz der Allgemeinheit vor weite-
ren Straftaten dienen soll. Und nach 
§3 StVollzG ist den Vollzugsbehörden 
überdies aufgegeben, den Vollzug an 
drei Grundsätzen auszurichten, die auch 
als Gestaltungsziele begriffen werden 
können: 1) Das Leben im Vollzug soll 
den allgemeinen Lebensverhältnissen 
soweit als möglich angeglichen werden. 
2) Schädlichen Folgen des Freiheitsent-
zuges ist entgegenzuwirken. 3) Der Voll-
zug ist darauf auszurichten, dass er dem 
Gefangenen hilft, sich in das Leben in 
Freiheit einzugliedern.

Nun gibt es bei den gesetzlichen 
Vorgaben durchaus Abweichungen in 
Landesgesetzen, die nach der Födera-
lismusreform (2007) entstanden sind. 
Aber auch in der bundesgesetzlichen 
Regelung sind sowohl Zielkonflikte als 
auch Zielüberlappungen und Zielvarian-
ten erkennbar, die bei der Definition des 
Evaluationszweckes zu berücksichtigen 
sind und die ggf. zu unterschiedlichen 
Erfolgsmessungen und Erfolgsbeur-
teilungen führen können. Mit anderen 
Worten: Allein die genannten Rechts-

grundlagen bieten für eine Evaluation 
„des Strafvollzuges“ mindestens fünf 
Ansatzpunkte, die zwar unabhängig 
voneinander betrachtet werden kön-
nen, die einander aber wechselseitig 
bedingen und in unterschiedlicher Weise 
auf das vom Bundesverfassungsgericht 
besonders hervorgehobene Kriterium 
des Rückfalls bezogen werden können: 
Befähigung der Gefangenen zur Füh-
rung eines straffreien Lebens; Schutz der 
Allgemeinheit vor weiteren Straftaten; 
Angleichung der Lebensverhältnisse; 
Vermeidung von Haftschäden; soziale 
Wiedereingliederung.

Vor diesem Hintergrund hat Stefan 
Suhling vorgeschlagen, bei der Planung 
und Umsetzung von Evaluationen zwi-
schen Wirkungszielen, Leistungszielen 
und Maßnahmenzielen zu unterschei-
den.9 Er definiert sowohl das „Resozi-
alisierungs-“ als auch das „Schutzziel“ 
als Wirkungsziele und betrachtet den 
Strafvollzug dann als wirksam, wenn die 
Gefangenen während der Inhaftierung 
von weiteren Straftaten abgehalten wer-
den (Wirkungsziel 1), sich nach der Ent-
lassung sozial integrieren (Wirkungsziel 
2) und keine neuen Straftaten begehen 
(Wirkungsziel 3). 

Um diese Wirkungen zu erzielen, 
muss der Vollzug – so Suhling weiter – 
bestimmte Leistungen erbringen, z.B. 
eine sichere Unterbringung der Gefan-
genen schaffen (Leistungsziel 1) und sie 
befähigen, das angestrebte sozial inte-
grierte und straffreie Leben tatsächlich 
führen zu können (Leistungsziel 2). Die 
dazu erforderlichen Fähigkeiten sind na-
türlich auf unterschiedliche Weise ope-
rationalisierbar, wobei die jeweiligen 
Erfolgsindikatoren aber anders als die 
Wirkungsziele 2 und 3 bereits während 
der Haft gemessen werden können.

Die entsprechende Leistungsqualität 
des Vollzuges ist schließlich abhängig 
von der Verfügbarkeit, dem Verlauf und 
dem Ergebnis seiner Behandlungs-, Er-
ziehungs- oder Fördermaßnahmen, wie 
z. B. schulische oder berufliche Quali-
fizierung, soziales Training, Schuldner-
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beratung oder Therapieangebote, die 
wiederum jeweils eigene, teilweise sehr 
spezifische Maßnahmeziele (1 bis n) ha-
ben. Die Erreichung dieser Ziele kann 
ebenfalls Gegenstand von Evaluationen 
sein, deren Befunde aber noch nichts 
über die übergeordnete Leistungs- oder 
Wirkungsqualität des Vollzugs aussagen 
– übrigens genauso wenig wie umge-
kehrt eine „simple“ Evaluierung „des“ 
Strafvollzuges anhand des Rückfallkri-
teriums Aussagen über die Effektivität 
der dort erbrachten Einzelmaßnahmen 
erlaubt.

Nun könnte man mit Blick auf die 
o.a. Gestaltungsgrundsätze darüber 
nachdenken, Suhlings Zielkatalog um 
eher formale „Strukturierungsziele“ zu 
erweitern, die sich etwa auf die bauliche 
Gestaltung der Vollzugsanstalten oder 
auf die Gestaltung der Arbeitsprozesse 
in der JVA (Regelwerke, Aufgabenver-
teilung etc.) beziehen und die ihrerseits 
die Maßnahme- und Ergebnisqualität 
entscheidend beeinflussen. Aber auch 
unabhängig davon wird deutlich, dass 
Evaluationen im Strafvollzug stets ein 
mehrstufiges Wirkungsmodell „im Hin-
terkopf“ behalten sollten, auch wenn sie 
sich aus methodischen oder ökonomi-
schen Gründen auf einzelne Ausschnitte 
dieses Modells beschränken müssen. Im 
soziologischen Verständnis von „Funkti-
on und Leistung“ ist die Wirkfunktion des 
Vollzuges dabei von seiner Leistungs-
qualität abhängig, die sich wiederum 
aus der Summe der Maßnahmeeffekte 
ergibt, welche schon beobachtet werden 
können, bevor man sich an Rückfallana-
lysen macht, die frühestens zwei Jahre 
nach der Entlassung sinnvoll sind und die 
tunlichst noch vollzugsexterne Einfluss-
faktoren berücksichtigen müssten, um 
wirkungsanalytisch „vollständig“ zu sein.

Außerdem wird man zu bedenken 
haben, dass alle vollzuglichen Maßnah-
men nicht nur mehr oder weniger effektiv, 
sondern auch mehr oder weniger effizi-
ent oder wirtschaftlich erbracht und in 
ihren tatsächlichen Effekten für einzelne 
Gefangene durchaus auch kontraproduk-
tiv wirken können – ganz zu schweigen 

davon, dass die Gefangenen selbst den 
Nutzen einer Maßnahme völlig anders 
wahrnehmen können als die Fachdienste 
des Justizvollzuges. Für die zur Erfolgs-
beurteilung wichtige Wahl der Zielerrei-
chungskriterien ist es deshalb mehr als 
ratsam, auf allen genannten Zielebenen 
zwischen „Effektivität“, „Effizienz“ und 
„Effekten“ zu unterscheiden und damit 
sowohl inhaltliche als auch ökonomische 
Aspekte sowie deren unterschiedliche 
Bewertbarkeit zu beachten.

Diese Kriterien werden in der Straf-
vollzugsforschung leider gelegentlich 
als synonyme Erfolgsmesser verwandt, 
können aber einem früheren Vorschlag 
folgend10 wie folgt voneinander abge-
grenzt werden: Die Prüfung der Effek-
tivität vollzuglicher Maßnahmen sollte 
als Bestimmung der mehr oder weniger 
gelungenen Erreichung ihrer formal de-
finierten und bereits vor der Entlassung 
messbaren Ziele begriffen werden. Die 
Frage nach den Effekten11 der Maßnah-
men sollte auf eine Bestimmung der 
tatsächlich bei den Betroffenen entstan-
denen Folgen abstellen, die sowohl als 
(erwünschte) Wirksamkeit (positive Ver-
änderung kriminogener Faktoren in der 
Persönlichkeit und/oder der Lebenslage) 
wie auch als (schädliche) Nebenwirkun-
gen (Prisonisierungsschäden, Stigmati-
sierungen etc.) Berücksichtigung finden 
und auf die Wirkungsziele „individuelle 
Resozialisierung“ oder „soziale Reinte-
gration“ bezogen werden. Eine Effizi-
enzanalyse sollte ihrem ursprünglich 
ökonomischen Bedeutungsinhalt fol-
gend auf das Verhältnis des erbrachten 
Mitteleinsatzes zum erzielten Resultat 
bezogen werden. Hier wären unter „Pro-
duktivitätsaspekten“ die verausgabten 
Ressourcen („inputs“) mit den wie auch 
immer operationalisierten Resultaten 
(„outputs“) zu verknüpfen.

Evaluationen, die sämtliche Erfolgs-
kriterien gleichermaßen berücksichti-
gen, sind anzustreben, aber nicht zu-
letzt aus Kostengründen wohl kaum 
durchführbar. Evaluationen, die sich auf 
einzelne Zielerreichungskriterien – wie 
etwa die Legalbewährung – beschrän-

ken, werden hingegen immer dem Vor-
wurf der Unzulänglichkeit ausgesetzt 
sein, da sie andere Wirkaspekte außer 
Acht lassen. Allerdings bleibt diese Kritik 
immer dann wenig hilfreich, wenn sie 
lediglich auf der Favorisierung nur eines 
alternativen Kriteriums der Erfolgsmes-
sung beruht, dafür aber andere Kriterien 
unter Umständen eben gerade das der 
Legalbewährung – unberücksichtigt 
lässt. Gleichwohl trägt jede Evaluation 
letztlich zur Versachlichung einer ge-
legentlich wenig rationalen Diskussion 
über die Möglichkeiten und Grenzen des 
Strafvollzuges bei. Dabei hat man sich 
allerdings stets bewusst zu machen, dass 
Erfolgsbeurteilungen auf der Grundla-
ge einzelner Kriterien immer vor dem 
Hintergrund anderer Erfolgsstandards 
relativiert werden können und müssen, 
dass also die Rede von „dem“ Erfolg oder 
„dem“ Scheitern „des“ Strafvollzuges 
zumindest empirisch kaum universell, 
sondern allenfalls partiell berechtigt ist.

Evaluationsbefunde und Wis-
senslücken

Tatsächlich ist die überwiegende Zahl 
der empirischen Arbeiten zur „Erfolgs-
kontrolle“ des Strafvollzuges auf das 
Kriterium der Legalbewährung kon-
zentriert. Angesichts der Tatsache, dass 
„Rückfälligkeit“ trotz aller Messprobleme 
zumindest im so genannten „Hellfeld“ als 
Negativdefinition der Legalbewährung 
recht präzise operationalisiert werden 
kann, ist dies durchaus verständlich. 
Angesichts der Bedeutung, die der 
Rückfälligkeit Strafentlassener in der 
Öffentlichkeit beigemessen wird, ist die 
Prüfung ihres tatsächlichen Ausmaßes 
zudem unverzichtbar. Aber angesichts 
der Vielfältigkeit möglicher Bedingun-
gen, die die allzu simple Kausalkette 
eines unmittelbaren Zusammenhangs 
zwischen Strafvollzug und Rückfälligkeit 
positiv wie negativ brechen können, und 
angesichts der weiteren negativen wie 
positiven Folgen, die eine Strafverbü-
ßung bewirken kann, wird man sich mit 
dieser Begrenzung der Evaluationsauf-
gabe langfristig nicht zufrieden geben 
können.
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Gleichwohl ist es als ein großer Fort-
schritt zu werten, dass in Deutschland 
mittlerweile zwei umfassende und sys-
tematisch kommentierte Rückfallstatisti-
ken vorliegen, die das Ausmaß erneuter 
Straffälligkeit nach unterschiedlichen 
strafrechtlichen Sanktionsarten doku-
mentieren. Nach den jüngsten Befunden 
(Verurteilte des Bezugsjahrgangs 2004) 
wurden danach insgesamt 48% der er-
wachsenen und 69% der jungen Straf-
gefangenen im Verlauf von drei Jahren 
nach der Entlassung erneut straffällig. 
Von den Gefangenen, die aus einer Frei-
heitsstrafe entlassen wurden, kehrten 
25% im Kontrollzeitraum wieder in den 
Strafvollzug zurück; von den aus dem 
Jugendstrafvollzug entlassenen Gefan-
genen 36%.12

Diese Daten können freilich nicht ur-
sächlich auf die Interventionen des Straf-
vollzuges bezogen werden. Beide Veröf-
fentlichungen beschreiben folgerichtig 
die „Legalbewährung nach strafrecht-
lichen Sanktionen“. Die Frage, ob und 
inwieweit die „Legalbewährung durch 
strafrechtliche Sanktionen“ bewirkt ist, 
wollen und können sie nicht beantwor-
ten. Dies muss einschlägigen (Meta-)Eva-
luationsstudien vorbehalten bleiben, die 
die vorgenannten Basisrückfalldaten aber 
als Referenzwerte nutzen können. Ein 
Blick über den Zaun zeigt uns, dass dazu 
vor allem im englischen Sprachraum in 
den letzten Jahren zahlreiche empirische 
Arbeiten vorgelegt worden sind, deren 
Ergebnisse Friedrich Lösel vor kurzem 
zusammenfassend präsentiert hat.13 

Auf der Grundlage von mehr als 700 
methodisch mehr oder weniger gut kon-
trollierten, vor allem amerikanischen 
Studien zur rückfallsenkenden Wirkung 
unterschiedlicher Behandlungspro-
gramme sieht er sowohl positive wie 
negative als auch „Null-Effekte“ bestätigt. 
Allerdings berichtet er auch von relativ 
konsistent positiven Wirkungen für eine 
Reihe von Programmen, zu denen ins-
besondere elementare schulische Maß-
nahmen, Maßnahmen zur Förderung 
der beruflichen Qualifizierung und der 
Beschäftigungsfähigkeit, kognitiv-be-

haviorale Trainings, strukturierte thera-
peutische Gemeinschaften, wie z. B. die 
Sozialtherapie, multisystemische The-
rapien und multi-modale Programme, 
„Restaurative Justice“-Programme, wie 
der Täter-Opfer-Ausgleich, „Drug Courts“, 
die die richterliche Überwachung dro-
genabhängiger Straftäter mit speziellen 
Behandlungsangeboten verbinden, und 
Substitutionsprogrammen zählen. 

Als Erfolg versprechend, aber noch 
nicht hinreichend empirisch abgesichert 
erwiesen haben sich ferner intensive 
Überwachungsmaßnahmen, auch die 
elektronische Aufenthaltsüberwachung, 
Beratungs-, Mentoring- und Case Ma-
nagement Programme sowie die phar-
makologische Behandlung von impul-
siv-aggressiven (Sexual-)Straftätern. 
Unwirksam erschienen dagegen reine 
Sanktionsinterventionen ohne Behand-
lungselemente (z. B. Scared Straight Pro-
grammes, Boot Camps) und unstruktu-
rierte therapeutische Ansätze, bei deren 
unangemessener Durchführung auch 
schädliche Effekte auftreten können.

Allerdings: Trotz der wichtigen Rolle, 
die die „What Works“-Forschung bei der 
Überwindung der über Jahre dominan-
ten „Nothing-Works“ These hatte, bleiben 
viele Arbeiten tragfähige Ansatzpunkte 
für die offensichtlich weiterhin erforder-
liche Verbesserung der Wirksamkeit der 
verfügbaren Maßnahmen schuldig. Die 
nachgewiesene Unwirksamkeit einzelner 
Maßnahmen kann man zwar insoweit als 
„günstigen Fall“ betrachten, als sie Mög-
lichkeiten bietet, ihre Abschaffung zu be-
gründen. Im Idealfall liefern die meisten 
Studien aber „nur“ statistische Nachweise 
einer signifikanten Maßnahmewirkung. 
Praktisch relevante Hinweise zur Steige-
rung der Maßnahmeeffektivität bieten 
sie nicht, solange ungeklärt bleibt, wie 
die Effekte zustande kommen, bei wem 
sie wirksam werden und warum (nicht 
bei anderen). 

Hier weist die Forschungslandschaft 
noch allerlei Lücken auf. Zwar lassen 
sich zunehmend Belege für differenti-
elle Effekte unterschiedlicher Behand-

lungsangebote finden, wobei die aus 
der Auswahl und „Rekrutierung“ der Teil-
nehmer resultierenden Selektivitätsef-
fekte stets mitgedacht werden müssen. 
Dadurch wächst auch das Bewusstsein 
dafür, dass Vollzugsinterventionen an 
den so genannten „risk, need and res-
ponsivity principles“, also am individuell 
diagnostizierten Rückfallrisiko und Be-
handlungsbedarf sowie an den indivi-
duellen Kompetenzen und Lebenslagen 
anknüpfen müssen, um erfolgreich sein 
zu können14. Gleichwohl ist bei weitem 
noch nicht hinreichend geklärt, unter 
welchen Bedingungen einzelne Maß-
nahmen zu unterschiedlichen Effekten 
führen. Und die vorherrschende Fokus-
sierung der Evaluationen auf Einzelmaß-
nahmen verliert zudem den Blick dafür, 
dass deren Wirksamkeit im Vollzugsalltag 
durch verstärkende oder gegenläufige 
Effekte gesteigert, reduziert, neutralisiert 
oder gar ins Gegenteil verkehrt werden 
kann. Dabei ist es durchaus möglich, 
dass Maßnahmen nur dann ihre volle 
Präventionswirkung entfalten, wenn sie 
um begleitende oder nachfolgende In-
terventionen ergänzt werden, während 
selbst ihr nachgewiesenes rückfallsen-
kendes Potenzial „verpuffen“ kann, wenn 
es an eben diesen Folgemaßnahmen 
fehlt, wie das Beispiel der grundsätzlich 
„positiv evaluierten“ Berufsförderungs-
maßnahmen zeigt.15 

Forschungsfragen und Pers-
pektiven

Vor diesem Hintergrund darf eine anwen-
dungsbezogene Evaluationsforschung 
im Strafvollzug, die den Erwartungen 
des Bundesverfassungsgerichtes hin-
reichend Rechnung trägt, mit Blick auf 
den praktischen Nutzen ihrer Ergebnis-
se nicht nur nach statistisch messbaren 
Wirkungseffekten fragen. Perspektivisch 
hat sie vor allem empirisch begründbare 
Wirkungsbedingungen zu identifizieren, 
unter denen unterschiedliche Maßnah-
men des Vollzuges bei wiederum unter-
schiedlichen Gefangenen mehr oder we-
niger Erfolg versprechend sein können. 
Nicht ob eine Maßnahme zur Senkung 
der Rückfallrisiken bei den Gefangenen 
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beiträgt, sondern welche Maßnahmen 
bei welchen Gefangenen welche Ergeb-
nisse zeitigen, muss dabei als praktisch 
relevante Leitfrage gelten. Anzusetzen 
ist dabei bei der vollzuglichen Struk-
tur-, Prozess- und Ergebnisqualität bevor 
nachrangig, aber gleichwohl selbstver-
ständlich, auch nach Legalbewährungs-
effekten gefragt wird. Im Detail ist dabei 
u.a zu analysieren, 
-	 für wie viele und welche Gefangenen 

welcher Behandlungs-, Förder- und 
Erziehungsbedarf zu Beginn und zum 
Abschluss der Strafverbüßung festge-
stellt wird,

-	 wie viele und welche (behandlungs-
bedürftigen) Gefangenen mit den 
verfügbaren Maßnahmen erreicht 
werden können, 

-	 wie viele und welche (teilnehmen-
den) Gefangenen die Maßnahmen 
erfolgreich absolviert oder vorzeitig 
abgebrochen haben und worin sich 
die erfolgreichen von den geschei-
terten Teilnehmern unterscheiden,

-	 und – schließlich – wie viele und wel-
che Gefangenen – jeweils differenziert 
nach Behandlungsbedarf, Teilnahme-
motivation und Maßnahmeerfolg(en) 
– nach der Entlassung erneut straffäl-
lig oder inhaftiert wurden.

Die Beantwortung solcher Fragen 
setzt nicht nur eine genaue Beschrei-
bung der relevanten Maßnahmen, eine 
eindeutige Definition ihrer Ziele und 
ebenso eindeutig operationalisierte 
Erfolgskriterien voraus, sondern auch 
eine fallbezogene Dokumentation der 
Maßnahmeverläufe und ihrer im Vollzug 
feststellbaren Ergebnisse – und dies nicht 
nur für eine, sondern für möglichst viele 
Maßnahmen, denen nach Maßgabe des 
aktuellen Forschungsstandes zumindest 
plausible (Wechsel-)Wirkungsvermutun-
gen unterstellt werden können. Mit den 
in der gegenwärtigen Vollzugspraxis ver-
fügbaren Daten können diese Fragen 
aber bisher nicht befriedigend beant-
wortet werden. 

Eine Arbeitsgruppe der Kriminologi-
schen Dienste zahlreicher Bundesländer 
hat sich deshalb der Aufgabe gestellt, ein 

Evaluationsdesign zu entwickeln, dass 
hier Abhilfe schaffen kann. Dabei sollen 
die erforderlichen Erhebungsinstrumen-
te möglichst nicht „nur“ für die wissen-
schaftliche Evaluierung, sondern auch 
für Zwecke der alltäglichen Vollzugspla-
nung und die Analyseergebnisse explizit 
auch für die Vollzugssteuerung durch 
die Aufsichtsbehörden genutzt werden 
können. Aber natürlich sollen sie darü-
ber hinaus auch für die kriminologische 
Forschung von Nutzen sein. Wenn dies 
gelingt, wird darüber zu gegebener Zeit 
sicher auch in dieser Zeitschrift berichtet.
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FORENSISCHES OPERATIONALISIERTES THERAPIE-RISIKO-EVALUATIONS-
SYSTEM 2.0 (FOTRES 2.0)
Jerome Endrass, Astrid Rossegger

1. Einleitung

1954 erschien eine umfangreiche Über-
sichtsarbeit des amerikanischen Psy-
chologieprofessors Meehl (1954), die 
sich mit der Frage auseinandersetzte, 
wie gut statistisch generierte Frage-
bögen im Vergleich zu der Beurteilung 
klinisch erfahrener Psychologen, Psych-
iatern oder somatischer Ärzte abschnei-
den. Im speziellen ging es z.B. darum, 
ob die Qualität einer diagnostischen 
Zuordnung auf der Grundlage einer Fra-
gebogenbefragung in Kombination mit 
einer vordefinierten Auswertungsregel 
mit einer klinischen Beurteilung (kli-
nisch erfahrener und gut ausgebildeter 
Kliniker). Meehl fasste in seiner Arbeit 
die Ergebnisse aus 20 Primärstudien 
zusammen. Das Hauptergebnis von 
Meehls Studie war, dass die statisti-
sche Methode der klinischen deutlich 
überlegen war (in 19 von 20 Studien). 

Knapp 25 Jahre später untersuchten 
Quinsey und Ambtman (1979), ob als Ex-
perten ausgewiesene forensische Psych-
iater bessere prognostische Entscheide 
fällen als Laien. Die Autoren ließen vier 
forensische Psychiater und neun Lehrer, 
die keine psychologische/psychiatrische 
Ausbildung bzw. Weiterbildung genos-
sen hatten, die Akten von 30 Straftätern 
(Gewalt- und Sexualstraftäter, aber auch 
Vermögensdelinquente) analysieren und 
baten um eine Einschätzung des Rück-
fallrisikos. Da weder die Psychiater noch 
die Lehrer über Hilfsmittel verfügten und 
somit beide „klinisch“ urteilten, war der 
Gegenstand der Untersuchung nicht, ob 
die klinische Methode der statistischen 
Methode überlegen war, sondern viel-
mehr, wie gut die klinische Methode für 
sich genommen ist und welchen Effekt 
Expertenwissen auf die Qualität der Be-
urteilung hat. Selbst wenn die klinische 

Beurteilung der statistischen unterlegen 
ist, bedeutet das nicht, dass sie schlecht 
oder unzureichend ist. Es wäre denkbar, 
dass z.B. statistische Verfahren über eine 
Trefferquote von 80% verfügten und kli-
nische über eine etwas geringere Treffer-
quote von 75%. Dabei wäre letztere Me-
thode zwar gegenüber dem statistischen 
Ansatz unterlegen, für sich genommen 
aber immer noch gut und deutlich besser 
als der Zufall. Das Resultat der Studie 
von Quinsey und Ambtman (1979) war 
für die forensische Psychiatrie vernich-
tend: Es war nicht auszumachen, dass 
die klinisch urteilenden Psychiater einer 
klar umrissenen, einheitlichen Methode 
folgten bzw. ihr klinisches Urteil auf die 
gleichen Kriterien abstützten. Ihre Prog-
nosen waren zudem nicht besser als jene 
der Laien und weder den Laien noch den 
Experten gelang es zuverlässig zwischen 
Rückfall- und Nicht-Rückfalltätern zu un-
terscheiden, was vor dem Hintergrund 
der geringen Übereinstimmung der Ex-
perten unter sich auch nicht erstaunte. 
Quinsey und Ambtman schlussfolgerten, 
dass keines der Kriterien, die ein echtes 
Experten-Urteil ausmachen, erfüllt war. 
Die Ergebnisse von Quinsey und Ambt-
man waren nicht zuletzt Ausgangspunkt 
für die Entwicklung moderner mecha-
nischen Risk-Assessment Instrumente, 
wie der Violence Risk Appraisal Guide 
(VRAG; Quinsey et al. 2006) und der Sex-
Offender Risk Appraisal Guide (SORAG; 
Quinsey et al. 2006).

Obwohl die Kriteriumsvalidität der 
mechanischen Instrumente mittler-
weile als weitgehend unangefochten 
gilt (vgl. dazu Ægisdóttir et al. 2006; 
Grove et al. 2000; sowie Meehl 1954), 
wird insbesondere die Inhaltsvalidität 
bestimmter Instrumente kritisiert (Noll 
et al. 2006; Urbaniok et al. 2008). Einer 
der Kritikpunkte bezieht sich darauf, 

dass kurze, mechanische Instrumente 
die Besonderheiten des Einzelfalls nicht 
erfassen und abbilden können. Das Pro-
fil, das aus der Bewertung mit einem 
mechanischen Instrument erfolgt, sei 
wenig aussagekräftig. Die Fokussierung 
auf wenige Kriterien werde dem Einzel-
fall oft nicht gerecht. Auf der anderen 
Seite wurde auch von Kritikern der me-
chanischen Instrumente eingestanden, 
dass die „freihändige” klinische Metho-
de zwar den Einzelfall differenzierter 
abbilden und therapeutische Prozesse 
besser beschreiben könne, dass diese 
Methode aber nicht ausreichend relia-
bel und kriteriumsvalide sei (Urbaniok 
et al. 2008).

2. FOTRES

FOTRES (Urbaniok 2007) lässt sich der 
Gruppe der mechanischen Instrumente 
zuordnen, wobei bei der Entwicklung 
ein grosses Gewicht auf die Inhaltsvali-
dität gelegt wurde. Bei der Entwicklung 
von FOTRES (Urbaniok 2007) wurde das 
Ziel verfolgt, ein Instrument zur Ver-
fügung zu stellen, dass es durch eine 
hohe Anzahl von Items und Flexibilität 
in der Anwendung erlaubt, den Einzel-
fall möglichst differenziert abzubilden, 
ohne auf der anderen Seite auf eine 
strukturierte und regelgeleitete Beur-
teilung zu verzichten. Während FOTRES 
vom Anwender eine ausführliche Ausei-
nandersetzung mit dem Fall erfordert, 
bietet das Instrument wenig Spielraum 
für freihändige Korrekturen. Wie bei al-
len anderen mechanischen Instrumen-
ten auch, erfolgt die Integration der 
einzelnen Item-Bewertungen zu einem 
Gesamturteil vollkommen standardi-
siert. Darin unterscheidet sich FOTRES 
vom „Strukturierten Klinischen Urteil” 
(z.B. HCR-20; Webster et al. 1997) oder 
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der Basler-Liste (auch Dittmann-Katalog 
genannt; Dittmann 2000), das vom An-
wender zwar eine themenorientierte 
Auseinandersetzung mit dem Fall er-
wartet, dem Anwender aber die Freiheit 
lässt, Akzente zu setzen und vor allem 
die Schlussbewertung nicht nach einer 
starren Regel erfolgt. 

Mit dieser Kombination aus klini-
scher Informationsgewinnung und 
mechanischer Auswertung versucht 
FOTRES dem Ergebnis umfangreicher 
Studien Rechnung zu tragen, die aufzei-
gen konnten, dass für eine hohe Trenn-
schärfe insbesondere von Bedeutung 
ist, dass die Synthesenbildung regel-
geleitet erfolgt und dass Verfahren, 
die neben aktuarischen auch klinische 
Informationen berücksichtigen – unter 
der Voraussetzung der mechanischen 
Synthesenbildung – die trennschärfs-
ten Ergebnisse erzielen (Sawyer 1966). 
Erfolgt die Schlussbeurteilung, d.h. die 
Synthese allerdings freihändig, dann ist 
das Ergebnis auf jeden Fall schlechter, 
selbst wenn die erste Beurteilung ak-
tuarisch erfolgt ist und dann klinisch 
korrigiert wurde (Hanson u. Morton-
Bourgon 2009).

2.1. FOTRES-Theorie

FOTRES (Urbaniok 2007) ist ein kom-
plexes mechanisches Risk-Assessment 
Instrument, das auf der Grundlage von 
Arbeitshypothesen entstanden ist, 
die sowohl den Aufbau als auch das 
Regelwerk des Instrumentes prägen. 
Gleichwohl die Arbeitshypothesen an 
verschiedenen Stellen des Handbuches 
zumindest indirekt erwähnt werden, ist 
eine konzentrierte Darstellung dieser 
Hypothesen bislang noch nicht erfolgt. 
Nachfolgend werden die wichtigsten 
Hypothesen in komprimierter Form 
aufgeführt und zum besseren Ver-
ständnis die Begriffe „FOTRES-Theorie“ 
und „FOTRES-Instrument“ eingeführt. 
Während ersteres der Sammlung der 
Arbeitshypothesen entspricht, wird un-
ter letzterem das eigentliche Instrument 
verstanden.

Das Rückfallrisiko muss spezifisch 
für ein „Zieldelikt“ ausgewiesen wer-
den. Die FOTRES-Theorie geht davon 
aus, dass das Rückfallrisiko immer spe-
zifisch für ein sogenanntes „Zieldelikt” 
geschätzt werden sollte – und nicht 
generell für erneute Delinquenz. Das 
Zieldelikt kann dabei sehr eng (z.B. sexu-
elle Übergriffe auf Kinder) oder weit (z.B. 
Sexualdelikte) gefasst werden. Grund-
lage für die Definition des Zieldelikts 
sind aktuelle und frühere Delikte des 
zu beurteilenden Straftäters. Die Grup-
pierung früherer und aktueller Delikte 
zu einem Zieldelikt folgt dabei nicht 
zwingend der juristischen Einordnung 
der Straftatbestände. Entscheidend ist 
vielmehr, ob für die verschiedenen De-
likte ein einziger Deliktmechanismus 
oder aber mehrere unterschiedliche 
Deliktmechanismen angenommen 
werden. Alle Delikte, die im Einzelfall 
zu einem Zieldelikt zusammengefasst 
werden, sollten dem gleichen „Delikt-
mechanismus“ folgen.

Die Schätzung des Rückfallrisikos 
und die Planung der therapeutischen 
Intervention setzen eine Hypothese 
zum Deliktmechanismus voraus. Der 
Deliktmechanismus beschreibt den Ein-
fluss und das Zusammenspiel situativer 
und personaler Merkmale bei der Ent-
stehung und Umsetzung der Delikte, 
die dem Zieldelikt zugeordnet werden 
können. Der Deliktmechanismus gleicht 
also nicht einem ätiologischen Modell, 
das erklärt wieso der Straftäter zu dem 
geworden ist, was er ist. Sondern er be-
schreibt verhaltensnahe Eigenschaften 
des Täters, die sich in Deliktanlaufpha-
se und Deliktumsetzung manifestieren 
und erklärt damit die „Funktionsweise“ 
des Deliktverhaltens. Da der Deliktme-
chanismus verhaltensnahe Eigenschaf-
ten des Täters beschreibt, die sich in De-
liktanalaufphase und Deliktumsetzung 
manifestieren. Konsequenterweise 
kann dann ein therapeutischer Ansatz, 
der an den Risikofaktoren ansetzt, die 
in einem ursächlichen Zusammenhang 
zur Rückfälligkeit stehen, das Rückfall-
risiko nachhaltig reduzieren. Im Allge-
meinen wird davon ausgegangen, dass 

das Rückfallrisiko umso höher ist, je 
geringer der Einfluss spezifischer situ-
ativer Umstände und desto grösser der 
Einfluss personaler Merkmale für das 
Zustandekommen des Deliktes waren.

Der Deliktmechanismus ist an-
hand „prognostischer Syndrome“ 
zu beschreiben. Die FOTRES-Theorie 
bietet – nosologiefrei – knapp 40 „pro-
gnostische Syndrome” an, anhand derer 
eine standardisierte Beschreibung jener 
Eigenschaften des Straftäters erfolgen 
kann, die den Deliktmechanismus de-
terminieren. Die prognostischen Syn-
drome werden im FOTRES-Instrument 
als „Spezifische Problembereiche mit 
Tatrelevanz” konzeptualisiert. Laut 
FOTRES-Theorie ist der Beurteiler an-
gehalten, aus einer Liste diejenigen pro-
gnostischen Syndrome auszuwählen, 
die einen massgeblichen Einfluss bei 
der Entstehung und/oder der Ausge-
staltung der zum Zieldelikt gehörenden 
Delikte hatten. In der Regel sollen nicht 
mehr als fünf prognostische Syndrome 
benannt werden. Als je ausgeprägter 
die prognostischen Syndrome an-
genommen werden, desto höher ist 
das Rückfallrisiko. In der Sprache der 
Inferrenzstatistik beschrieben, reprä-
sentieren die prognostischen Syndro-
me unabhängige Variablen und die 
Legalbewährung (bzw. Rückfälligkeit) 
die abhängige Variable. Dieser Sprache 
folgend, ist der Anwender aufgefordert 
nur die signifikanten Prädiktoren zu 
berücksichtigen, die konfundierenden 
Variablen zu eliminieren und im Zwei-
felsfall nur die Prädiktoren zu selektio-
nieren, die zu einer grossen Varianzauf-
klärung beitragen. Die Ausprägung der 
prognostischen Syndrome entspräche 
in diesem Fall der Effektgrösse.

Prognostische Syndrome lassen 
sich nur zum Teil in die Nosologie 
von Klassifikationssystemen psy-
chischer Erkrankungen (ICD, DSM) 
überführen. Die prognostischen Syn-
drome setzten sich einerseits aus an 
psychiatrische Krankheitskategorien 
angelehnten Kriterien sowie anderer-
seits aus nicht krankhaften Verhaltens-
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formen zusammen. Das Rückfallrisiko 
kann somit komplett aufgrund von 
nicht-psychiatrischen Risikofaktoren 
dokumentiert werden. Das bedeutet, 
dass es hoch rückfallgefährdete Straf-
täter gibt, die psychisch gesund sind 
bzw. dass es psychisch kranke Täter gibt, 
die ein sehr geringes Rückfallrisiko auf-
weisen – genauso wie es bestimmte 
Störungsbilder gibt, die sehr hoch mit 
deliktischem Verhalten korrelieren.

Die Höhe des Rückfallrisikos und 
die Veränderbarkeit des Rückfallri-
sikos müssen unabhängig von ein-
ander beurteilt werden. In der Praxis 
reicht es nicht aus, das Rückfallrisiko 
eines Straftäters zu schätzen, sondern 
unmittelbar daran folgt die Frage nach 
der Veränderbarkeit des Rückfallrisikos 
bzw. der Behandelbarkeit des Straftä-
ters. Bei der Beurteilung der Frage des 
Veränderungspotenzials sollten sowohl 
individuelle Merkmale – wie beispiels-
weise eine hohe Therapiemotivation 
– Berücksichtigung finden, wie auch 
die generelle Behandelbarkeit des 
Störungsbildes und Erfahrungen aus 
früheren forensischen Behandlungen.

Das aktuelle Rückfallrisiko eines 
Straftäters sollten dem Strukturel-
len Rückfallrisiko gegenüber gestellt 
werden. Es setzt sich aus Veränderun-
gen im Strukturellen Rückfallrisiko 
und Kompensationsmechanismen 
zusammen. In der FOTRES-Theorie wird 
zwischen dem „Strukturellen Rückfallri-
siko” und dem „Strukturellen Rückfall-
risiko aktuell simuliert” unterschieden. 
Während ersteres das Risiko nahe zum 
Zeitpunkt des Strafverfahrens, d. h. in der 
Regel relativ kurz nach Deliktbegehung 
abbildet, bildet letzteres das Risiko in 
der aktuellen Ausprägung (z.B. nach Ein-
üben verschiedener Risiko-Management 
Strategien) ab. Änderungen des „Struk-
turellen Rückfallrisikos“ entsprechen 
Veränderungen der grundlegenden Ri-
sikodisposition und sind damit gleich-
bedeutend mit Persönlichkeitsverände-
rungen. Alternativ oder ergänzend kann 
eine Risikoverminderung durch den 
Aufbau von Kompensationsstrategien 

erfolgen (im FOTRES-Instrument „Dyna-
mische Risikoverminderung“ genannt). 
Bei der Beurteilung des Therapieverlaufs 
sollen vor allem konkret beobachtbare 
Phänomene als Bewertungsgrundlage 
dienen. Besonders aussagekräftig sind 
eigene Beobachtungen von Therapeu-
ten oder Betreuungspersonen sowie 
verhaltensnahe Erkenntnisse, die auf 
Berichte von Drittpersonen abgestützt 
werden können. Im Zentrum der Ver-
laufsbeobachtung stehen folgende Fra-
gen: Was kann der Täter zum aktuellen 
Zeitpunkt, was er früher nicht oder nicht 
in dieser Weise konnte? Wie zeigt sich 
diese Fähigkeit in der Therapie und in 
anderen Situationen? Welche Bedeu-
tung hat die Veränderung für die Risi-
kodisposition und wie ausgeprägt ist 
eine damit in Zusammenhang stehende 
Risikoverminderung?

Die Beurteilung des aktuellen 
Rückfallrisikos sollte sich auf Merk-
male des Täters konzentrieren und 
nicht Umgebungsfaktoren (wie z.B. 
Arbeit, Partnerschaft) als entschei-
dende Größen berücksichtigen. 
Potenziell labile, umgebungsbezoge-
ne Merkmale, wie Arbeitsplatz oder 
Partnerschaft, sollten weder für das 
Strukturelle Rückfallrisiko noch für die 
Evaluation des Behandlungsverlaufs be-
rücksichtigt werden. Auch wenn sie für 
den Einzelfall durchaus von Bedeutung 
sein können und eine risikosenkende 
bzw. risikoerhöhende Potenz entfalten 
können, sollte die Labilität dieser Krite-
rien davon abhalten, wichtige Entschei-
de wie z.B. Vollzugslockerungen allein 
darauf abzustützen. Hingegen sollten 
sie – ergänzend zu dem eigentlichen 
Risk-Assessment – als ein Aspekt des 
Risiko-Managements interpretiert wer-
den (auf was ist zu achten, wenn der 
Straftäter in Freiheit ist).

3. FOTRES-Instrument

3.1. Klinisch-iterative Entwick-
lung

FOTRES wurde im Rahmen eines kli-
nisch-iterativen Prozesses in einem 

fünfjährigen Zeitraum entwickelt. Kli-
nisch-iterativ bedeutet hier, dass eine 
erste Version von FOTRES an mehreren 
Probanden geprüft wurde, indem das 
Ergebnis mit dem für den jeweiligen 
Fall bekannten Ergebnis (Rückfall / 
kein Rückfall) verglichen wurde. Die-
se erste Version wurde so lange an-
gewendet bis ein Fall nicht zum be-
kannten Ergebnis passte. Nach einer 
systematischen Fehlersuche, wurde 
das Bewertungsschema von FOTRES 
so modifiziert, dass es für alle Fälle 
passte, d.h. auch für den, der zum Feh-
ler geführt hat. Diese neue Version von 
FOTRES wurde so lange angewendet 
bis wieder ein Fehler resultierte, der 
eine Anpassung erforderte. Insgesamt 
wurden mit dieser klinisch-iterativen 
Methode über 100 Fälle evaluiert. 
Der Evaluationsprozess wurde von 
einem Gremium bestehend aus drei 
forensischen Psychiatern und einer 
Psychologin so lange fortgeführt bis 
im Gremium Einigkeit bestand, dass 
das Instrument ausreichend stabil war. 
2005 wurde die erste Version von FOT-
RES veröffentlicht. Der klinisch-itera-
tive Prozess wurde seit 2005 insofern 
fortgeführt, als dass die Beurteilungen 
von erfahrenen Anwendern weiter-
hin für die (Weiter)-Entwicklung des 
Instrumentes verwendet wurden. So 
wurden von 2007-2011 die Ergebnis-
se von FOTRES-Wertungen in soge-
nannten Qualitätszirkeln geprüft, die 
identifizierten Fehler gesammelt und 
die Bewertungsregeln angepasst. Die 
Erfahrungen von über 2500 FOTRES 
Wertungen flossen schliesslich in eine 
umfangreiche Weiterentwicklung des 
Instrumentes ein, so dass 2009 FOTRES 
2.0 vorgestellt werden konnte.

3.2. Aufbau

Anwendungsbereich und Aufbau
Auch wenn FOTRES (Urbaniok 2007) 
keine Einschränkung des Anwendungs-
bereichs vorgibt, wurde das Instrument 
primär für persönlichkeitsgestörte be-
ziehungsweise paraphile Gewalt- und 
Sexualstraftäter entwickelt. 
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re reliabilitätswirksame Einflussgrössen 
wurden bei der Entwicklung von FOT-
RES 2.0 berücksichtigt und führten zu 
einer mittlerweile zufriedenstellenden 
Interraterreliabilität des Instrumentes 
(Rossegger et al. 2011), die allerdings 
durch Expertenschulungen und wei-
terführende Standardisierungen im Be-
reich des Zieldeliktes verbessert werden 
kann.
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Begleituntersuchung
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1. Zielsetzung

Nach der Entlassung von Sexual-
straftätern aus der Haft oder dem 

Maßregelvollzug bedarf es einer dif-
ferenzierten Nachsorge in einer spe-
zialisierten Einrichtung, um die Rück-
fallgefahr dauerhaft zu senken. Eine 
ausschließlich intramural angelegte 
Therapie reicht für eine langfristige 
Legalbewährung von (Sexual-)Straftä-
tern nicht aus, vor allem weil in der 
Therapie neu erarbeitete und erlernte 
Fähigkeiten und Handlungsalternativen 
in der Haft, unter den dortigen Anfor-
derungen und Bedingungen, nicht auf 
ihre Alltagstauglichkeit erprobt werden 
können. Erst in Verbindung mit einer in-
tensiven Entlassungsvorbereitung und 
einer weitergehenden Nachbetreuung 
zur Stabilisierung der Behandlungser-
folge kann eine dauerhafte Reduktion 
der Rückfallhäufigkeit ehemals Inhaf-
tierter erzielt werden.1 Insbesondere 
in der kritischen Übergangsphase nach 
der Entlassung ist eine Betreuung ange-
zeigt. In Deutschland bestand jedoch 
bis vor kurzem und besteht z.T. auch 
heute noch eine Versorgungslücke an 
ambulanten Therapieplätzen für aus der 
Haft entlassene oder zur Bewährung 
verurteilte Sexualstraftäter. 

Um diese Lücke zu schließen, 
wurde – wie von Mair 2009 in dieser 
Zeitschrift berichtet2 – am 1. Septem-
ber 2008 im Auftrag des Bayerischen 
Staatsministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz in München eine 
psychotherapeutische Fachambulanz 
für Sexualstraftäter in Trägerschaft des 
Evangelischen Hilfswerks eröffnet. Eine 
analoge Institution wurde in Nürnberg 

am 29. September 2009 in Trägerschaft 
der Stadtmission Nürnberg etabliert. 
Ziel war es, insbesondere eine zeitna-
he psychotherapeutische Behandlung 
nach der Haftentlassung zu sichern, 
wobei eine intensive Einzelfallbetreu-
ung unter Einhaltung der Grundsätze 
der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit 
erfolgen sollte. Außerdem sollte der 
fachliche Austausch zwischen juris-
tischen und therapeutischen Stellen 
verbessert werden.

Die Abeilung für Forensische Psy-
chiatrie der Klinik für Psychiatrie und 
Psychotherapie der Ludwig-Maximili-
ans-Universität München wurde mit 
der wissenschaftlichen Begleitunter-
suchung beauftragt. Ziel der ersten 
Auswertungen war es, die Besonder-
heiten der Klientel darzustellen so-
wie deren Bedarf an Interventionen 
und die Integrität des Therapiepro-
gramms zu untersuchen. Die Erhebung 
der klinischen Daten erfolgte durch 
die Ambulanzmitarbeiter durch die 
Dokumentation in einem Klienten-
verwaltungsprogramm. Im November 
2010 wurden anonymisierte Daten der 
Ambulanz (relevante Basisdaten, pro-
gnostische Einordnung anhand von 
standardisierten Prognoseinstrumen-
ten, Tätigkeiten der Therapeuten, be-
sondere Vorkommnisse im Verlauf der 
Behandlung, Rückfälle) weitergeleitet 
und durch die Autoren ausgewertet. 
Um zu überprüfen, ob die Behand-
lung die wissenschaftlich anerkannten 
Prinzipien effektiver Interventionen für 
(Sexual-)Straftäter erfüllt, wurde auf 
Basis einer gekürzten Version des „Cor-
rectional Programm Assessment In-
ventory“ (CPAI)3 ein Interviewleitfaden 

entwickelt. Das CPAI ist ein Instrument 
zur Evaluation der Programminteg-
rität bzw. -qualität in den Bereichen 
„Programmimplementierung“ (z.B. 
Qualifikation des Ambulanzleiters), 
„Eingangsdiagnostik“ (z.B. Einsatz stan-
dardisierter Prognoseinstrumente), 
„Programmmerkmale“ (z.B. Bearbei-
tung kriminogener Faktoren), „Mitar-
beiter“ (z.B. regelmäßige Supervision), 
„Evaluation“ (z.B. Follow-up-Untersu-
chungen) und „weitere Charakteris-
tika“ (z.B. Dokumentation). Es wurde 
auf Basis metaanalytischer Befunde zur 
Effektivität wirksamer Behandlungen 
entwickelt und untersucht, wie gut ein 
Interventionsprogramm die Prinzipien 
effektiver Interventionen erfüllt. Durch 
den Einsatz des CPAI können Bereiche 
eines Behandlungsprogramms iden-
tifiziert werden, die einer Nachbesse-
rung oder Optimierung bedürfen. Das 
Interview wurde von einer Mitarbei-
terin der Auswertungsstelle mit den 
Ambulanzleitern durchgeführt. Insbe-
sondere sollte so auch erfasst werden, 
ob sich Umfang und Intensität der The-
rapie nach dem Grad der Gefährlichkeit 
des Täters richten („Risikoprinzip“), die 
Interventionen auf delinquenzbedin-
gende, kriminogene Faktoren abzielen 
(„Bedürfnisprinzip“) und die Therapie 
auf die intellektuellen Fähigkeiten und 
den Lernstil des Klienten abgestimmt 
ist („Ansprechbarkeitsprinzip“). Pro-
gramme, die nach diesem RNR-(Risk-
Need-Responsivity)-Prinzip arbeiten, 
führen zu einer deutlich größeren Re-
duktion der Rückfallhäufigkeit.4
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2. Therapie in den Fachambu-
lanzen

Die Hauptaufgaben der Fachambulan-
zen sind neben einer geeigneten psy-
chotherapeutischen Behandlung von 
Sexualstraftätern die Durchführung 
präventiver Maßnahmen, außerdem bei 
Bedarf die Einleitung und Durchführung 
von Kriseninterventionen sowie die Ver-
mittlung externer Betreuungs- und/
oder Therapieangebote. Bei zusätzli-
cher medikamentöser Behandlung wird 
die Zusammenarbeit mit den nieder-
gelassenen Fachärzten für Psychiatrie 
angestrebt. Der Schutz der Allgemein-
heit bzw. potentieller Opfer soll durch 
eine eng koordinierte Zusammenarbeit 
mit den anordnenden Gerichten und 
der Bewährungshilfe erreicht werden. 
Neben den Sexualstraftätern unter Füh-
rungs- oder Bewährungsaufsicht mit 
gerichtlicher Therapieweisung können 
sich in Einzelfällen auch Personen, die 
noch nicht wegen eines Sexualdelikts 
verurteilt wurden, freiwillig einer Be-
handlung unterziehen, wenn sie sich 
selbst als gefährdet sehen, solche zu 
begehen, oder wenn sie bereits Delik-
te begangen haben, aber früher keine 
Therapiemöglichkeit hatten.

Die Behandlung zielt auf eine Ver-
besserung der Selbstkontrolle, eine ko-
gnitive Umorientierung und konkrete 
Verhaltensänderung des Klienten ab. 
Die Dauer der Behandlung ist in der 
Regel auf mindestens zwei Jahre ange-
legt. Sie erfolgt so lange, bis angestrebte 
Einstellungs-, Denk- und Verhaltensän-
derungen stabil sind.

Grundlage der Indikationsstellung 
ist eine differenzierte Diagnostik im Rah-
men der probatorischen Klärungspha-
se. Therapieziele und Interventionen 
werden aus dem individuellen Delin-
quenzmodell abgeleitet. Voraussetzung 
für eine therapeutische Anbindung sind 
ein Minimum an Behandlungsmotivati-
on sowie Problem- oder Delikteinsicht 
und eine bestehende Rückfallgefahr. In 
Nürnberg werden bei aus der Haft ent-
lassenen Sexualstraftätern mit Thera-

pieweisung lediglich die ersten beiden 
Voraussetzungen (Behandlungsmoti-
vation und -fähigkeit) geprüft. Auch 
organisatorische Aspekte (Anfahrtsweg, 
Sprachkenntnisse etc.) werden bei der 
Indikationsstellung berücksichtigt und 
bei Bedarf, z.B. einer im Vordergrund 
stehender Suchtproblematik, werden 
die Klienten in besser geeignete Be-
handlungen überwiesen.

In München sind neben dem Ambu-
lanzleiter vier Diplompsychologen, in 
Nürnberg neben der Ambulanzleiterin 
eine weitere Diplompsychologin tätig. 
Die Therapie in der Münchner Ambulanz 
ist eher analytisch orientiert, in Nürn-
berg kommen überwiegend kognitiv-
verhaltenstherapeutische Interventio-
nen zum Einsatz. Die Behandlung findet 
überwiegend in Einzelsitzungen statt, in 
München wurden bereits zwei Gruppen 
etabliert, davon eine für minderbegabte 
Klienten, eine weitere Gruppe war zum 
Erhebungszeitpunkt geplant.

Zum Erhebungszeitpunkt erschie-
nen die meisten Klienten zu wöchentli-
chen Einzel- (57% bzw. 64%) oder Grup-
pensitzungen (7%), wenige zweimal pro 
Woche, die übrigen zweiwöchentlich, 
monatlich oder zweimal im Quartal. 
Dokumentierte Wechsel der Sitzungs-
frequenz deuteten auf eine flexible Er-
höhung oder Reduktion der Behand-
lungsintensität – je nach Bedarf – hin. 
Der Caseload lag für die Therapeuten 
zwischen 1:13 und 1:31 in München und 
1:21 bzw. 1:22 in Nürnberg.

Die Fachambulanz soll eine zeitnahe 
psychotherapeutische Versorgung nach 
Haftentlassung sicherstellen. Die Latenz 
zwischen Anmeldung und Erstgespräch 
betrug im Schnitt sechs Wochen in Mün-
chen und vier Wochen in Nürnberg. Die 
Phase der Vorgespräche zur Klärung 
der Indikation dauerte im Mittel etwa 
vier bis fünf Monate. Einige Kontakte 
wurden bereits nach wenigen Gesprä-
chen wieder beendet (durchschnittliche 
Kontaktdauer: sieben Monate [Mün-
chen] bzw. vier Monate [Nürnberg]). 
In München wurden bislang acht Be-

handlungen, in Nürnberg eine regulär 
abgeschlossen (Auflage erfüllt), die 
durchschnittliche Behandlungsdauer 
der Klienten, die sich zum Erhebungs-
zeitpunkt in Therapie befanden, lag 
bei zehn bzw. acht Monaten, einige 
Behandlungen liefen seit Etablierung 
der Fachambulanzen.

3. Beurteilung der Integrität 
des Therapieprogramms

Insgesamt konnte anhand des CPAI die 
Programmintegrität nach zwei- bzw. 
einjähriger Laufzeit als (sehr) zufrie-
denstellend beurteilt werden. Die 
Prinzipien effektiver Behandlungsme-
thoden wurden überwiegend zumin-
dest implizit berücksichtigt. Positiv 
hervorzuheben waren vor allem die 
gelungene Vernetzung und Koopera-
tion der Fachambulanzen mit Justiz, 
Bewährungshilfe, HEADS (polizeiliche 
Nachsorge und Kontrolle von entlasse-
nen Sexualstraftätern in Bayern), nieder-
gelassenen Psychiatern und anderen an 
der Betreuung beteiligten Stellen. Die 
Qualitätssicherung wurde durch ver-
schiedenen Maßnahmen sichergestellt, 
hierzu dienten neben der externen Be-
gleitevaluation u.a. die Dokumentation 
aller relevanten Klienteninformationen 
in einem computergestützten Verwal-
tungsprogramm, regelmäßige interne 
und externe Fallbesprechungen/Super-
visionen sowie die Einrichtung eines 
Fachbeirats, der auch die Einhaltung 
der festgelegten Rahmenbedingungen 
überprüft. Anhand des CPAI konnten 
jedoch auch noch einige Optimierungs-
möglichkeiten aufgezeigt werden (z.B. 
Einführung einer standardisierten be-
handlungsbegleitenden Diagnostik, 
Erfassung der Klientenzufriedenheit, 
Objektivierung der Indikationsstellung, 
Festlegen von Kriterien für ein Behand-
lungsende), deren Umsetzung aber zum 
Erhebungszeitpunkt bereits als mittel-
fristiges Ziel feststand.

4. Klientel

Im Erhebungszeitraum waren in Mün-
chen 242 Männer, in Nürnberg 81 
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Männer mindestens einmal persönlich 
vorstellig geworden. Zu 151 bzw. 40 
bestand zum Erhebungszeitpunkt kein 
Kontakt mehr. Die meisten Fälle waren 
wegen Nicht-Erscheinen bzw. einer 
Entscheidung des Klienten gegen die 
Behandlung in der Fachambulanz (31% 
bzw. 20%) oder fehlender Einsicht (20% 
bzw. 10%) „abgeschlossen“ worden, 
19% bzw. 15% waren in eine besser 
geeignete Behandlung, z.B. eine Sucht-
behandlung, übermittelt worden. Nur 
bei 6% bzw. 8% bestand bei Kontakt-
beendigung kein Anlass zur Therapie. 

In München wurden etwa zwei Drit-
tel (N=151), in Nürnberg etwa die Hälf-
te (N=39) der vorstellig gewordenen 
Männer (noch) nicht dauerhaft in eine 
Therapie übernommen, bei 14% bzw. 
23% war die Indikation zum Erhebungs-
zeitpunkt noch nicht abschließend ge-
klärt. Keine Indikation wurde bei 46% 
bzw. 16% gesehen.

Ohne Therapieweisung waren 21 
Männer in München und 18 in Nürnberg 
vorstellig geworden; 82% bzw. 75% der 
Klienten standen unter Bewährungs- 
oder Führungsaufsicht. Zuständig waren 
in München überwiegend Bewährungs-
hilfen der Landgerichte im südbayeri-
schen Raum, in Nürnberg Landgerichte 
im nordbayerischen Raum.

Die Klienten waren im Schnitt 39 bzw. 
42 Jahre alt (Altersbereich: 16-76 bzw. 18-
72 Jahre). Hinsichtlich sozialer und beruf-
licher Integration war die Klientel beider 
Ambulanzen heterogen. Jeweils etwa 
ein Drittel lebte alleine, 40% bzw. 50% 
mit Partnerin oder Familie, die übrigen 
in Wohngemeinschaften oder betreuten 
Wohnformen. Der Anteil an Klienten in 
Anstellung oder Arbeitslosigkeit war je-
weils etwa gleich groß (München: 29% 
bzw. 24%, Nürnberg: 41% bzw. 40%). 

Auch Angaben zur forensischen 
Anamnese zeigten die Heterogenität 
der Klientel. Das häufigste Indexdelikt 
war sexueller Missbrauch (45% bzw. 
52%), gefolgt von Vergewaltigung/ 
sexueller Nötigung (26% bzw. 20%), 

Kinderpornographie (15% bzw. 7%) 
und Exhibitionismus (4% bzw. 7%). 
Etwa 6% bzw. 4% hatten kein Delikt 
begangen. Jeweils mehr als die Hälfte 
hatte vor Therapiebeginn eine Frei-
heitsstrafe verbüßt, dies war bei 66% 
bzw. 73% ihre erste Freiheitsstrafe.

In der Nürnberger Fachambulanz war 
bei 35% aller Klienten und 54% der Klien-
ten in Therapie eine psychische Störung 
diagnostiziert worden, meist sexuelle 
Präferenzstörungen (30%), Persönlich-
keitsstörungen (23%) oder Störungen 
durch psychotrope Substanzen (18%). Die 
häufigste sexuelle Präferenzstörung war 
Pädophilie (62%). Aus München wurden 
keine von den Therapeuten gestellte Di-
agnosen an die Auswertungsstelle über-
mittelt, es waren aber folgende Einord-
nungen erfolgt: Bei 2% der Klienten lag 
nach Einschätzung der Therapeuten eine 
Minderbegabung vor, bei 36% bestand 
eine Substanzproblematik (davon 48% 
Substanzmissbrauch, 30% Abhängigkeit 
und 21% Polytoxikomanie). In beiden 
Fachambulanzen wurden einige Klienten 
zusätzlich zur Psychotherapie mit Psy-
chopharmaka behandelt (10% bzw. 7%), 
jeweils einer mit Antiandrogenen.

Etwa 35% der Klienten in München 
verfügten über keine therapeutische 
Vorerfahrung, knapp 30% waren zu-
vor auf einer Sozialtherapeutischen 
Abteilung und 15% von dem Psycho-
logischen Dienst der JVA oder einem 
externen Therapeuten behandelt wor-
den. Die Klienten in Nürnberg waren 
während einer Inhaftierung deutlich 
häufiger behandelt worden, 49% auf 
einer Sozialtherapeutischen Abteilung 
und 20% vom Psychologischen Dienst 
oder einem externen Therapeuten.

Anhand der standardisierten Pro-
gnoseinstrumente konnte die Hetero-
genität der Klientel in Bezug auf das 
Vorliegen statischer und dynamischer 
Risikofaktoren bzw. die Gefährlichkeit 
abgebildet werden. Im Mittel waren die 
Klienten als niedrig bis moderat rückfall-
gefährdet einzustufen (STATIC5: M=3,1 
bzw. 3,2; PCL-SV6: M=6,8 bzw. 7,7; SVR 

207: M=10,9 bzw. 11,8; STABLE8: M=4,9 
bzw. 5,3). Einige Klienten fielen jedoch 
in die hohen Risikokategorien und/oder 
wiesen Defizite in allen erfassten Berei-
chen therapierelevanter (kriminogener) 
Faktoren auf. Nicht immer konnten sol-
che Klienten dauerhaft an die Facham-
bulanz angebunden werden.

5. Zwischen- und Rückfälle

Kritische Ereignisse im Verlauf der 
Behandlung bzw. des Kontakts zur 
Fachambulanz wurden für 3.7% bzw. 
11.1% der Klienten gemeldet: z.B. ver-
stießen einige Klienten gegen gericht-
liche Weisungen und wurden erneut 
inhaftiert (n=3, bzw. n=1), bei einigen 
kam es zu Suchtrückfällen bzw. exzes-
sivem Alkoholkonsum (n=4 bzw. n=1), 
einer akuten psychiatrisch Erkrankung 
oder suizidalen Krisen (n=2 bzw. n=4). 
Aus Nürnberg wurde auch das Auftreten 
von Risikoverhaltensweisen (Kontakt zu 
potentiellen Opfern, sozialer Rückzug) 
für drei Männer gemeldet.

Bisher wurden den Therapeuten nur 
wenige Rückfälle bekannt: Für sechs 
bzw. fünf Klienten wurden delinquente 
Rückfälle gemeldet (2.5% bzw. 6.2%), 
darunter drei bzw. zwei einschlägige 
Delikte. 

Einen ersten Hinweis auf die Wirk-
samkeit der Behandlung in der Facham-
bulanz München lieferte ein Vergleich 
der Daten aus dem Prognoseinstrument 
STABLE – zur Erfassung stabil-dynami-
scher Risikofaktoren – zwischen den 
Klienten mit kürzerer und denen mit 
längerer Behandlungsdauer. Der Hypo-
these entsprechend wiesen die Klienten 
mit längerer Behandlungsdauer einen 
signifikant niedrigeren Gesamtwert auf, 
fünf Einzelfaktoren und zwei Kategorien 
waren seltener vom Therapeuten als 
Problembereich eingestuft worden. Bei 
diesen Faktoren handelte es sich um 
spezifische Kernprobleme von Sexual-
straftätern (sexuelle Präokkupation, Sex 
als Copingstrategie, sexuelle Devianz, 
sexuelle Selbstregulierung, Entitlement, 
ungünstige Einstellungen, Impulsivität).
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6. Fazit

Gegenstand der ersten Auswertungen der 
Begleituntersuchung war die Erfassung 
der Klientel der Fachambulanzen, des Be-
darfs an Interventionen und die Überprü-
fung, ob die Kriterien, die der Bewertung 
von Therapieeinrichtungen dienen und 
nach bisherigem Wissen als Voraussetzung 
für eine effektive Behandlung angenom-
men werden, in dem Therapiesetting der 
Fachambulanz erfüllt sind.

Die Programmintegrität ist nach nur 
zwei- bzw. einjähriger Laufzeit insge-
samt als (sehr) zufriedenstellend (ge-
mäß CPAI) zu beurteilen. 

Die Anzahl der Kontakte und das gro-
ße Einzugsgebiet zeigen, wie groß der 
Bedarf an ambulanten Nachsorgeplätzen 
ist. Der Fachambulanz gelang es dennoch, 
eine möglichst zeitnahe Versorgung zu 
gewährleisten. Auffallend war, dass wich-
tige Kapazitäten z.T. unnötig gebunden 
wurden, da Klienten überwiesen wurden, 
bei denen die Behandlungsvoraussetzun-
gen nicht sachgemäß geprüft wurden 
bzw. bei denen keine Behandlungsnot-
wendigkeit bestand.

Die Klientel, die überwiegend aus 
Strafvollzugsanstalten an die Facham-
bulanz überwiesen wurde, ist – wie in 
anderen Ambulanzen auch – hinsicht-
lich delinquenter Vorgeschichte, klini-
scher Merkmale, spezifisch-forensischer 
Merkmale (kriminogene Faktoren, Rück-
fallgefahr) als sehr heterogen einzustu-
fen. Die Therapeuten müssen daher die 
jeweiligen Therapiepläne mit großer 
Flexibilität entwickeln und diese auf die 
spezifischen Bedürfnisse der jeweiligen 
Klienten zuschneiden.

Da viele Klienten über keinerlei 
therapeutische Vorerfahrung verfü-
gen und im Rahmen der Ersttherapie 
zunächst deliktunspezifische Interven-
tionen durchzuführen sind, steigt die 
Behandlungsdauer. Auch wegen der 
dadurch bedingten langen Vorphasen 
wurden bisher nur wenige Behandlun-
gen regulär beendet.

Der Caseload von 1:13 bis 1:31 pro 
Therapeut lag etwa in dem Bereich, der 
auch von anderen Ambulanzen angege-
ben und für den forensischen Nachsor-
gebereich als angemessen angesehen 
wird. Dabei müssen die Therapeuten 
neben den Gesprächen aber auch eine 
Vielzahl zeitintensiver nicht direkt the-
rapeutischer Aufgaben wahrnehmen 
(z.B. Helferkonferenzen).

Die Anwendung standardisierter 
Prognoseinstrumente hat sich, vor al-
lem zur Strukturierung und Absiche-
rung der eigenen Arbeit, bewährt, auf 
sie sollte auch in Zukunft nicht verzich-
tet werden. Erste Ergebnisse sprachen 
dafür, dass sich therapeutische Fort-
schritte in deliktrelevanten Bereichen 
abbilden lassen.

Bisher wurden nur wenige (ein-
schlägige) Rückfälle bekannt, die nicht 
immer zu einer erneuten Inhaftierung 
führten. Allerdings erfolgte noch kei-
ne Auswertung der BZR-Auszüge und 
die Beobachtungsdauer ist zu kurz für 
valide Aussagen zur Wirksamkeit der 
Behandlung.

Erste Auswertungen des STABLE deu-
teten jedoch darauf hin, dass die Thera-
pie vor allem in Bereichen, die als Kern-
probleme von Sexualstraftätern zu sehen 
und mit Rückfälligkeit assoziiert sind, zu 
einer deutlichen Besserung führt.
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Evaluation im Jugendarrest
Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Justizvollzug in der JAA Wetter

Hilde Benninghoff-Giese, Klaus Wessiepe

1. Einführung

Die ursprünglich mit dem Jugend-
arrest verbundene repressive Aus

gestaltung desselben hat sich seit 1976 
verändert und stellt sich heute durch-
aus sozialpädagogisch ausgerichtet 
dar. Dennoch zeigt der Jugendarrest 
mit einer Rückfallquote von ca. 70% 
weiterhin keine nachhaltige Wirksam-
keit auf. Die Zusammenarbeit von Ju-
gendarrest und Jugendhilfe bietet die 
Chance, im Hinblick auf die allgemeine 
gesellschaftliche Forderung nach ad-
äquaten Maßnahmen zur Verminde-
rung jugendlicher Straftaten die Aufga-
ben des Zuchtmittels „Arrest“ mit dem 
Recht des Jugendlichen auf „Förderung 
seiner Entwicklung und auf Erziehung 
zu einer eigenverantwortlichen und ge-
meinschaftsfähigen Persönlichkeit“1 zu 
verbinden. Der nordrheinwestfälische 
Jugendarrestvollzug ist unter den der-
zeitigen Gegebenheiten kaum in der 
Lage, dieser Zielsetzung gerecht zu 
werden. Es stehen zu wenig sozialpäd-
agogisch und therapeutisch geschulte 
Fachkräfte den in den 5 Arrestanstalten 
untergebrachten Jugendlichen gegen-
über Insbesondere Kurzzeit- und Frei-
zeitarreste aber auch die Dauerarreste 
führen ohne reflexive Begleitung der 
Jugendlichen kaum zu einer aktiven, 
konfrontativen Auseinandersetzung 
mit der oder den Taten und enthalten 
nur sporadisch persönlichkeitsfördern-
de Interventionen. Diese wären jedoch 
erste Schritte in einen Veränderungs-
prozess des Jugendlichen

Mit dem vorliegenden Entwurf eines 
Jugendarrestvollzugsgesetz des Lan-
des NRW, in welchem die erzieherische 
Ausgestaltung des Arrestes deutlich 
stärker als bisher verankert ist, soll in 

NRW eine Grundlage geschaffen, auf 
der diese Chance genutzt werden kann, 
womit auch die entsprechenden Emp-
fehlungen 24 zum Arrest und 25 zum 
Erziehungs- und Bildungskonzept2 der 
Enquetekommission des Landtages zur 
Präventionspolitik in NRW umgesetzt 
werden könnten. 

Ausgehend von diesen Grundgedan-
ken wurde in gemeinsamer Planung und 
Kommunikation mit der Jugendarrest-
anstalt Wetter und mit dem Kinder- und 
Jugendhilfe-Verbund der Bergischen Di-
akonie Aprath unter Beratung der Uni-
versität Köln, Department Heilpädagogik 
ein Modellprojekt geplant und initiiert, 
das die Wirksamkeit des Jugendarrests in 
Zusammenarbeit mit einer Einrichtung 
der Jugendhilfe exemplarisch aufzeigen 
soll. In der vorläufigen Beschränkung auf 
die Jugendarrestanstalt in Wetter wird 
der Erkenntnis der Enquetekommission 
gefolgt, das „in erster Linie umsetzbare, 
praxisnahe Einzelvorschläge zur Präven-
tion und Intervention für das System der 
Hilfen für junge Menschen und Familien 
sowie seine Rechts- und Verwaltungs-
grundlagen“3 entwickelt werden sollen.

2. Das Modellprojekt Wetter

Ziel des Modellprojektes ist, wie in §2 
Abs.1 JGG gefordert, eine inhaltliche 
Veränderung des Jugendarrests derge-
stalt anzustreben, dass die Ausrichtung 
am Erziehungsgedanken erkennbar 
wird, die Angebote dabei der Verän-
derungsfähigkeit junger Menschen 
Rechnung tragen und die Lernchan-
cen in Hinblick auf eine sozial verant-
wortlichere Lebensführung verbessert 
werden. Die Möglichkeiten solcher pä-
dagogischen Interventionen wurden 
am Beispiel der Jugendarrestanstalt in 

Wetter, in der ausschließlich weibliche 
Jugendliche im Alter von 14 - 23 Jahren 
untergebracht sind, in einer Zeitspanne 
von September 2011 bis Februar 2012 
erprobt. Geplant wurden Gruppenan-
gebote, die sowohl der persönlichen 
Perspektivlosigkeit entgegenwirken als 
auch den Leistungs- und Kenntnisstand 
der jungen Frauen erweitern sollten. 
Neben der Aufarbeitung mangelnder 
Kompetenzen sollte auch nicht verges-
sen werden, dass Mädchen häufig auch 
Opfer sind und der Zugang zu eigenen 
Gefühlen oft verschüttet ist bzw. als 
bisherige Selbstbehauptungsstrategie 
verleugnet werden musste. Daher wur-
den auch Angebote geplant, in denen 
sie lernen können, Gefühle zuzulassen, 
zur Ruhe zu kommen und sich selbst 
zu finden. Um an ggfs. weitere Maß-
nahmen und Hilfen anzuschließen und 
damit die Nachhaltigkeit der Arbeit im 
Arrest zu verbessern, sollten auch Über-
gänge zu Anschlussmaßnahmen z. B. 
der Jugendhilfe geschaffen werden. 
Aufgrund der eingeschränkten finanzi-
ellen Möglichkeiten konnten jedoch im 
Evaluationszeitraum nur die im Folgen-
den genannten Gruppenangebote und 
keine Maßnahmen zum Übergangsma-
nagement durchgeführt werden:
-	 Kreative Biografiearbeit (Meine 

Stärken, Mein persönliches Netz-
werk, Meine Zukunft, Was sind meine 
Wurzeln, Erleben von Selbstwirksam-
keit konkrete Überlegungen sollen 
angeregt werden, eigene Vorstellun-
gen auf den Weg zu bringen.)

-	 Sexualpädagogik (Ängste, Präven-
tion, Bedeutung von Alkohol und 
Drogen bezogen auf Verhütung und 
Schwangerschaft, Mutterrolle – in-
klusive Erklärung des Kreislaufs: Ein-
samkeit; Überforderung, Aggression 
– wiederum dann daraus resultie-
rend: Gewalt Ein realistischeres Mut-
terbild wird aufgezeigt, die Kenntnis 
des eigenen Körpers verbessert, so 
dass eigene Lebensperspektiven 
überprüfbarer werden können.)

-	 Kunsttherapeutische Arbeit (Eine 
eigene Stimme finden, die aktuelle 
Befindlichkeit erkennen, schwierige 
Gefühle erkennen, benennen und 
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darstellen ‚noch nicht sprachliches’ 
Freisetzen, sich etwas zuzutrauen) 

-	 Tanztherapeutische Arbeit (The-
menorientierter Ausdruck im Hip-
Hop Tanz = Opfer-Täter/Gewalt/
Gefühle, Über Musik und Tanz wer-
den Ängste abgebaut, schwierige 
Themen angestoßen und nahege-
bracht, Spannungen über Bewegung 
minimiert.)

-	 Lebensperspektiven (Imagination 
– erkennen von Möglichkeiten, das 
eigene Leben in geordnetere Bahnen 
zu lenken, Mit Hilfe von körper- und 
entspannungstherapeutischen Me-
thoden werden aktuelle Themen-
bereiche, z.B. Drogen, gruppendy-
namische Konflikte und Gefühle 
aufgegriffen) )

3. Evaluationsplanung

Begleitend zum Modellprojekt wurde 
eine interne, mit Blickrichtung auf das 
Modellprojekt bilanzierende Evaluation 
geplant und durchgeführt. Aufgrund 
der eingegrenzten Möglichkeiten (be-
grenzte Ressourcen, Beginn der Evalua-
tion erst mit Projektstart, kein Kontroll-
gruppendesign) können die Ergebnisse 
nicht ohne weitere Vorannahmen 
verallgemeinert werden. Gleichwohl 
trägt die Evaluation über ihre systema-
tische Herangehensweise zur Qualifi-
zierung und auch Quantifizierung der 
Bewertung des Modellprojektes bei, 
indem sie Aussagen über das Projekt 
aus der subjektiven „anekdotischen“ 
Eindrucksbildung der Beteiligten her-
aushebt. Die ursprünglich formulierten 
Fragen zum Übergangsmanagement 
(z. B. Kontaktanbahnung und Vermitt-
lung in Anschlussmaßnahmen) wurden 
entsprechend der Projektausgestaltung 
nicht weiter verfolgt. Mit Projektbeginn 
wurden die folgenden Evaluationsfra-
gestellungen formuliert und mit den 
Beteiligten abgestimmt:
-	 Gelingt es durch eine gezielte, res-

pektvolle Ansprache der Mädchen, 
die „Compliance“ im Mädchenarrest 
zu stärken?

-	 Werden die Jugendhilfe-Angebote 
von den Mädchen angenommen 

(Teilnahme) und als hilfreich/sinnvoll 
etc. erlebt?

-	 Können durch verstärkte erzieheri-
sche Unterstützung im Mädchenar-
rest Einstellungsänderungen (z. B. Le-
bensplanung, Verhaltensabsichten, 
Bewertung des sozialen Umfelds, 
„Mädchenarrest als Wendepunkt?“, 
Jugendhilfe-Angebote als Chance) 
gefördert werden?

Durchgeführt wurde die Evaluation mit 
einer Anfangs- und Endbefragung der 
jungen Frauen unter Verwendung eines 
standardisierten Fragebogens sowie ei-
ner begleitenden Dokumentation und 
Einschätzung der Gruppenangebote 
seitens der durchführenden Mitarbei-
tenden der Jugendhilfe. In den Frage-
bögen kamen neben einigen offenen 
Fragen vorwiegend als Aussagen for-
mulierte Items zum Einsatz, zu welchen 
auf einer Skala der Grad der Zustim-
mung („nein“, „eher nein“, „eher ja“, „ja“) 
eingeschätzt werden sollte (sogenannte 
Single-Item-Skalen4). Die Auswertung 
erfolgte über die Berechnung von pro-
zentualen Häufigkeiten.

4. Ergebnisse

Im Zeitraum von November 2011 bis 
Februar 2012 wurden insgesamt 101 
junge Frauen im Jugendarrest befragt 
(Frauen, die mindestens eine Woche 
im Arrest verbracht haben, jeweils An-
fangs- und Enderhebung). Dies ent-

spricht nahezu einer Vollerhebung im 
Evaluationszeitraum. Die jungen Frauen 
wurden für die Auswertung nach Al-
ter (49% volljährig, 51% minderjährig), 
Dauer des Arrestes (46% eine Woche, 
54% zwei bis vier Wochen) und An-
zahl der Vorarreste (51% ohne Vorar-
reste, 49% mit Vorarresten) gruppiert. 
Zusätzlich zur Befragung der jungen 
Frauen wurden von den Mitarbeitenden 
der Jugendhilfe alle durchgeführten 
Gruppenangebote dokumentiert und 
Einschätzungen zum Verlauf und zu 
den Teilnehmerinnen abgegeben. Im 
Projektzeitraum wurden insgesamt 83 
Gruppenangebote mit insgesamt 611 
Teilnehmerinnen durchgeführt (zwi-
schen 4 und 10 Teilnehmerinnen pro 
Angebot). Eine Arrestantin hat damit 
durchschnittlich an ca. 3 Gruppenan-
geboten in einer Woche teilgenommen.

Im Folgenden sind die wichtigsten 
Ergebnisse im Überblick dargestellt. Die 
Abbildung 1 zeigt die Rückmeldungen 
der Teilnehmerinnen zu den Angeboten 
der Jugendhilfe im Arrest:
-	 Aus Sicht der jungen Frauen und aus 

Sicht der Jugendhilfe-Mitarbeiter/-
innen erfolgt der persönliche Um-
gang miteinander ganz überwie-
gend respektvoll (jeweils ca. 95% 
„ja“ oder „eher ja“).

-	 Mehr als die Hälfte der jungen Frauen 
erleben die Mitarbeiter/-innen der 
JAA und der Jugendhilfe als unter-
stützend.

Abbildung 1
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-	 Aus Sicht der Jugendhilfe-Mitarbei
ter/-innen waren die Teilnehmerin-
nen überwiegend aufmerksam, aktiv 
und mit Interesse beteiligt (ca. 90%).

-	 Zu erheblichen Störungen ist es 
lediglich bei einzelnen Angeboten 
gekommen (ca. 5%), z. B. durch Kon-
flikte innerhalb der Gruppe oder Do-
minanz einzelner Teilnehmerinnen.

-	 Die Mehrzahl der Teilnehmerinnen 
benennen positive Aspekte zu den 
Angeboten (interessant, hat Spaß ge-
macht, zum Nachdenken gebracht, 
Neues gelernt, siehe Abbildung 2). 

Einstellungsänderungen für die Zeit 
des Arrestes lassen sich in geringem 
Maß anführen. In Einzelfällen – in Be-
merkungsfeldern auf den Fragebögen 
notiert – gibt es auch Hinweise zu Ein-
stellungsänderungen bereits vor Arrest-
beginn (z. B. „habe mein Leben schon 
geändert“).

-	 Zu einzelnen Einstellungsfragen lie-
gen bereits bei Arrestbeginn sehr 
hohe Zustimmungswerte vor („kei-
ne Straftat mehr begehen wollen“, 
„Verantwortung für Straftat sehen“, 
„Klarheit über eigene Ziele haben“, 
„Mit Anstrengung kann man etwas 
erreichen“).

-	 Rückblickend bewerten die jungen 
Frauen den Arrest deutlich positiver 
als zum Beginn des Arrestes erwar-
tet („nicht nutzlos“, „gibt Dinge die 
gut sind“, „Augen geöffnet“, „Zeit zum 
Nachdenken“, siehe Abbildung). 

-	 In den Kommentierungen der jungen 
Frauen zu Vorsätzen für die Zeit nach 
dem Arrest (offene Frage) wird oft 
genannt, „keine Straftat zu begehen“, 
„Arbeitsstunden machen“, „sich selbst 
bzw. das Leben ändern“.

-	 Als unterstützend werden vor allem 
Freunde (ca. 90%) und Eltern (ca. 70%) 
genannt. 

-	 Vom Jugendamt erwarten nur ca. 35% 
der jungen Frauen Unterstützung (ca. 
40% der Minderjährigen, ca. 25% der 
Volljährigen). Am Ende des Arrestes 
gibt es eine erkennbare Polarisierung 
zu den Extremwerten (eindeutig ja, 
eindeutig nein).

-	 Junge Frauen unter 18 Jahren haben 
eine engere Anbindung zu ihren Eltern 
(„Eltern leiden unter den Taten“, „Eltern 
unterstützen“) und beschreiben sich 
als emotional ausgeglichener (besser 
gelaunt, weniger Zukunftsangst, sel-
tener traurig, seltener wütend).

5. Zusammenfassung

Die Angebote der Jugendhilfe im Ar-
rest wurden von den jungen Frauen 
wahrgenommen (aktive Teilnahme, we-
nig Störungen) und die jungen Frauen 
ließen sich mehrheitlich auf die Ange-
bote ein (Interesse, Nachdenken darü-
ber, Neues Lernen). Es liegen darüber 
hinaus Hinweise vor (Rückmeldungen 
von Mitarbeiter/-innen der Jugendhilfe 
des Jugendarrestes und von Teilneh-
merinnen), dass die Teilnahme an den 
Angeboten zur persönlichen Auseinan-

dersetzung beigetragen hat (z. B. The-
matisierung innerhalb der Angebote, 
erhöhter Gesprächsbedarf im Anschluss 
an die Teilnahme).

Das Modellprojekt in der Jugend-
arrestanstalt Wetter zeigt, dass die Ko-
operation zwischen Jugendhilfe und 
Justiz sinnvoll und notwendig ist. Diese 
Kooperation birgt die Chance, aufgrund 
der unterschiedlichen Ausgangsbasis 
der professionell handelnden Fachkräf-
te, immer wieder die Angebote und 
Bedarfe zu reflektieren, zu überprüfen 
und anzupassen. Somit wird ein in sich 
geschlossenes System mit all seinen 
Schattenseiten vermieden und die Zeit 
im Arrest wird für die jungen Menschen 
eine aktiv genutzte Zeit. 

Die Zielsetzung den Jugendarrest 
für die Jugendlichen zur Förderung ih-
rer Entwicklung zu einer eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit zu nutzen wird nur dann 
erreicht werden, wenn das Erfahrungs-, 
Methoden- und Inhaltsrepertoire der 
Jugendhilfe strukturiert verankert und 
eingesetzt wird . Eine zweite Zielrich-
tung ergibt sich zudem aus der Tatsa-
che, dass die große Mehrheit der jungen 
Frauen (und sicherlich auch der jungen 
Männer)den Jugendarrest mit dem Vor-
satz keine Straftaten mehr zu begehen 
verlässt Dies wirft einmal mehr die Fra-
ge auf, wie es gelingen kann, ihnen 
an dieser Stelle die notwendige Un-
terstützung zukommen zu lassen und 
sie dorthin zu begleiten wo sie weitere 
Hilfen erhalten, damit sie nicht auf den 
„alten“ Weg zurückkehren und erneut 
straffällig werden. Hier gilt es ebenfalls 
Modelle zu entwickeln und diese auf 
ihre Wirksamkeit hin zu evaluieren.

1 § 1 SGB VIII; Kinder- und Jugendhilfegesetz
2 Bericht der Enquetekommission zur Erarbeitung für 
eine effektive Präventionspolitik in Nordrhein-Westfa-
len, 2010 (EN III, 2010) Empfehlung 24. S.189 
„…Dem gewalttätigen Verhalten von Jugendlichen und 
Heranwachsenden ist immer in geeigneter Weise zu 
begegnen, insbesondere auch im Jugendarrest/Jugend-
strafvollzug. Denkbar sind in diesem Zusammenhang 
z.B. Soziales Training, Anti-Gewalt-Training oder andere 
bewährte Programme. Bei Bedarf sollten entsprechende 
Maßnahmen auch nach der Entlassung, in Kooperation 
mit einer geeigneten Institution, fortgeführt werden.“
Empfehlung 25. S.189 „Der Tagesablauf in einer auf 

Abbildung 2
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Schulunterricht, Bildung und Erziehung abstellenden Ju-
gendarrestanstalt sollte vom Wecken bis zur Nachtruhe 
inhaltlich bildungsorientiert und am Förderbedarf der 
Arrestierten entlang strukturiert werden.Ein Bildungs-
programm insbesondere für arrestierte Mädchen und 
junge Frauen sollte inhaltlich so gestaltet sein, dass die 
Arrestiertensich mit Gewalt- und/oder Missbrauchserfah-
rungen aber auch dem eigenen (kriminellen) Verhalten 
auseinander setzen. Ebenso sollten Alltagskompetenzen 
vermittelt werden.
Die Umsetzung dieses Bildungs- und Erziehungskon-
zeptes und die Initiierung von fallbezogenen Formen 
der Zusammenarbeit mit externen Stellen bedürfen 
sozialarbeiterischer Kompetenz.“
3 (EN III,2010) S.9
4 Gegenüber den methodischen Einschränkungen 
dieser Form der Skalenbildung (ein Merkmal mit 
nur einem Item messen), liegt der Vorteil darin, dass 
solche Skalen einfacher und damit ökonomischer zu 
konstruieren sind und der Fragebogen insgesamt 
nicht zu umfangreich wird.

Hilde Benninghoff-Giese
Dipl. Soz.Päd und Dipl. Rel.Päd., arbeitet 
seit rund 22 Jahren als Leiterin in ambu-
lanten und stationären Angeboten der 
Jugend- und Erziehungshilfe und seit 
2Jahren als Abteilungsleitung im Kinder-
und Jugendhilfeverbund der Bergischen 
Diakonie.
Email: hilde.benninghoff.Giese@
bergische-diakonie .de

Klaus Wessiepe
Dipl.-Psych. und Dipl.-Theol., arbeitet 
nach Tätigkeiten u. a. im Bereich der em-
pirischen Sozialforschung seit 10 Jahren 
bei der Bergischen Diakonie als Quali-
tätsbeauftragter der Jugendhilfe. Email: 
Klaus.Wessiepe@bergische-diakonie.de

„Tatort Gehirn“

Neurobiologie – Psychopathy – 
Antisoziale Persönlichkeits-
störung 
Kriminalpädagische Praxis, 
Heft 47, 2011

Mit Beiträgen von :
-	 Robert D. Hare & 
	 Craig S. Neumann
-	 Johannes Schwerdtner
-	 Adelheid Kastner
-	 Willi Pecher
-	 Bernd Wischka
-	 Ansgar Siegmund
-	 Manuela Dudeck, 
-	 Michael Becker,
	 Dorothee Bernheim, 
	 Harald J. Freyberger
-	 Martin Petelkau
-	 Arbeitskreis Sozialtherapeuti-

sche Anstalten

Kriminalpädagogischer Verlag, 
Lingen 

www.kriminalpädagogischer-
verlag-lingen.de

Neue Bücher

Justizvollzug und Strafrechts-
reform im Bundesstaat

Verf.: Axel Dessecker, Rudolf Egg
1. Aufl. 2011, Krim Z 
Preis: 20,00 Euro

Urteilsabsprachen und 
Opferinteressen

Verf.: Susanne Niemz
1. Aufl., 2011
Nomos Verlag
Preis: 56,00 Euro

Recht der Resozialisierung

Verf.: Heinz Cornel
6. Aufl., 2012
Nomos-Verlag
Preis: 29,00 Euro

Untersuchungshaft und 
Abschiebehaft

Hrsg: Heribert Ostendorf
1. Aufl. 2012
Nomos-Verlag
Preis: 78,00 Euro

Gefährliche Freiheit ?
Das Ende der Sicherungs-
verwahrung

Verf.: Peter Asprion
1. Aufl. 2012
Herder Verlag
Preis: 16,99 Euro



FS 2/2012  • 103Aus den Ländern

Lehrer fordert Haft-
entschädigung
40.000 Euro will der ehemalige Lehrer 
als Entschädigung für seine fünfjährige 
Haftstrafe bekommen. Hinzu kämen 
noch entgangene Versorgungsansprü-
che, sagte der Anwalt des Mannes am 
Dienstag. Wie ein Sprecher des Justizmi-
nisteriums Wiesbaden erklärte, müsse 
der Lehrer dazu aber noch ein Schadens-
ersatzverfahren vor einer sogenannten 
Fiskalkammer des Landgerichts Darm-
stadt anstrengen. Allerdings werde die 
Entschädigung bei klarer Beweislage 
auch ohne Rechtsstreit gezahlt.

Der Biologielehrer war 2002 vom Land-
gericht zu einer fünfjährigen Haftstrafe 
verurteilt worden, weil er an einer Schu-
le im südhessischen Reichelsheim eine 
Kollegin vergewaltigt haben sollte. Der 
Mann saß seine Strafe vollständig ab 
und ging danach erneut vor Gericht. Das 
Verfahren wurde in Kassel auf Grund-
lage neuer Beweise neu aufgerollt und 
endete im vergangenen Juli mit einem 
Freispruch für den damals 52 Jahre alten 
Lehrer, der heute von Hartz IV lebt.

Das Landgericht Kassel kam zu der 
Überzeugung, dass die Kollegin ge-
logen und die Geschichte erfunden 
hatte. Der Bundesgerichtshof (BGH) 
in Karlsruhe bestätigte den Freispruch 
am Montag und wies die Revision des 
angeblichen Opfers ab. Das Urteil ist 
rechtskräftig.

Quelle: hronline.de, 21.2.2012

Niedersächsischer Ju-
stizvollzug setzt mit 
dem Projekt „AMOR“ 
deutliche Akzente in 
der Entlassungsbeglei-
tung von Gefangenen
Vom 1. Juli 2009 bis März 2012 führte 
das Niedersächsische Justizministerium 
in Kooperation mit den Justizvollzugs-
einrichtungen des Landes das Projekt 
„AMOR-Arbeitsmarktorientierte Resozia-
lisierung“ für Strafgefangene durch. Inhalt 
des Projektes war die Verbesserung der 
Wiedereingliederung der Gefangenen 
in die Gesellschaft nach deren Haftent-
lassung.

Im Rahmen des Pilotprojekts mit Gefan-
genen der JVA Hannover wurden Stan-
dards für die Entlassungsvorbereitung 
und Nachbetreuung (besonders) von 
Gefangenen mit Migrationshintergrund 
erfolgreich entwickelt und erprobt.

Direkt nach der Entlassung fanden bereits 
drei von zehn Teilnehmern eine Beschäf-
tigung. Am Ende der sechsmonatigen 
Nachbetreuungszeit waren fünf von zehn 
Teilnehmern beschäftigt.

Unter der Mitwirkung aller Justizvollzugs-
einrichtungen wurde im Landesintranet 
ein Online-Handbuch „Übergangsma-
nagement“ entwickelt. Die umfangreiche 
Datenbank erläutert alle Schritte einer 
bedarfsgerechten Entlassungsbegleitung 
und enthält konkrete Handlungsanwei-
sungen für die Bediensteten in den Jus-
tizvollzugseinrichtungen.

Zusätzlich wurde eine Internet gestützte 
Info-Datenbank mit speziellen Informati-
onen zu Ansprechpartnern, Öffnungszei-
ten, Telefonnummern etc. bei Behörden, 
Anlaufstellen, Unternehmen etc. entwi-

ckelt und allen am Übergangsmanage-
ment Beteiligten zur Verfügung gestellt. 

Das Projekt wird durch den Europäi-
schen Sozialfonds und das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales im 
Rahmen des Programms „XENOS – In-
tegration und Vielfalt“ gefördert und 
durch das Berufsfortbildungswerk (bfw) 
Unternehmen für Bildung umgesetzt.

Quelle: 
pressestelle@mj.niedersachsen.de, 
6. März 2012

Seniorenabteilung 
im Gefängnis
Demographische Entwicklung auch 
hinter Gittern zu spüren

Mit Jahresbeginn gibt es in der JVA 
Senne 21 Haftplätze für lebensältere Ge-
fangene. Neben der geschlossenen JVA 
in Detmold ist die offene Haftanstalt in 
der Senne damit das zweite Gefängnis 
in Nordrhein-Westfalen, das über eine 
solche Abteilung verfügt.

Aktuell sind 78 Gefangene der rund 1670 
Häftlinge der JVA Senne älter als 60 Jahre, 
davon sind 13 älter als 70, der aktuell 
älteste ist 76 Jahre alt. JVA-Leiter Uwe 
Nelle-Cornelsen betont, dass sich die 
gesamtdemographische Entwicklung 
auch im Strafvollzug abbildet, immer 
häufiger auch Ältere straffällig werden.

Ältere Gefangene hätten erfahrungsge-
mäß andere Bedürfnisse als Jüngere, die 
Arbeitsintegration sei nicht mehr der 
erste Schwerpunkt. Außerdem gebe es 
andere Anforderungen mit Blick auf ein 
Leben nach der Haft. „Nach 40 Jahren 
Autoknacken hat man nun mal keinen 
Rentenanspruch“, sagt Nelle-Cornelsen.

Quelle: Mindener Tageblatt, 23.2.2012

Hessen Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen
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Die Schicht ruft
Konjunkturaufschwung macht die Häft-
linge zu gefragten Arbeitskräften

Die Konjunktur, sie brummt. Davon pro-
fitiert nicht nur die Industrie, sondern 
auch die Justizvollzugsanstalt Bielefeld-
Senne. Die neun Außenstellen der JVA 
im Kreis Gütersloh verzeichnen Vollbe-
schäftigung.

„Unsere Gefangenen sind als Arbeits-
kräfte gefragt wie nie“, sagte Uwe Nelle-
Cornelsen, Leiter der JVA. „Wenn wir 
wollten, könnten wir auf einen Schlag 
100 Gefangene mehr beschäftigen.“ Die 
Anstalt arbeitet mittlerweile mit mehr 
als 700 Firmen zusammen, die meisten 
davon liegen im Kreis Gütersloh.

Nelle-Cornelsen sagte beim Jahrespres-
segespräch, der Aufschwung sei auch 
im Gefängnis spürbar. Die Bereitschaft 
der Unternehmen, Gefangene zu be-
schäftigen, sei weiter gestiegen, längst 
seien es nicht mehr nur Industriebetrie-
be, sondern auch Händler und Dienst-
leister, die von der Gefangenenarbeit 
profitierten. Der Vorteil für die Firmen: 
Sie müssen für diese Arbeitskräfte kei-
ne Sozialversicherungsabgaben abfüh-
ren. Zudem, so Nelle-Cornelsen, sei die 
JVA mit ihren Außenstellen und der 
dezentralen Organisation in der Lage, 
äußerst flexibel den Bedarf der Firmen 
zu befriedigen. „Heute 25 Arbeitskräfte 
mit diesen und jenen Fähigkeiten, mor-
gen nur 3, wir gehen auf alle Wünsche 
nach unseren Möglichkeiten ein.“ Die 
JVA verstehe sich als Dienstleister der 
Wirtschaft, zu beider Vorteil.

Miele etwa, traditionell ein großer Ar-
beitgeber für die Häftlinge, fahre mehr-
mals täglich mit Bullis die Außenstellen 
ab, je nach Schichtbeginn. Nach Feier-
abend gehe es zurück. Gehring-Bunte 
melde sich, sobald die Tage wärmer 
werden und der Getränkeabsatz steigt. 
Auf diese Weise decke es Spitzen ab. 
Die meisten Firmen beschäftigen laut 
Nelle-Cornelsen bis zu 10 Häftlinge, 
einige 25 bis 30. Es sei ein Vorteil, mitt-

lerweile breit aufgestellt und Partner 
vieler verschiedener Unternehmen zu 
sein – das dämpfe die Branchen- und 
Konjunkturabhängigkeit. Mittlerweile 
wendeten sich sogar Zeitarbeitsfirmen 
an die JVA.

Für die Gefangenen im offenen Vollzug 
ist die Aufnahme von Arbeit Pflicht. Sie 
verschaffe ihnen eine Tagesstruktur und 
sorge dafür, dass niemandem die Decke 
auf den Kopf fällt. Auch Geld gibt es, 
10 bis 15 Euro pro Tag, je nach Arbeit, 
Akkord und Zulagen. Den großen Rest 
geben die Gefangenen beziehungs-
weise die Firmen an die Arbeitsverwal-
tung der JVA Senne weiter, die damit 
im vergangenen Jahr für das Land ein 
Lohnaufkommen von 10,4 Millionen 
Euro erzielte, 1,5 Millionen mehr als im 
Vorjahr. Die JVA Senne macht damit 
ein Viertel des Gesamtumsatzes aller 
37 Gefängnisanstalten in NRW. Der Lö-
wenanteil davon wird im Kreis Gütersloh 
erwirtschaftet.

„Der offene Vollzug soll dazu dienen, 
Straftäter auf ein Leben in Freiheit vor-
zubereiten“, sagte Nelle-Cornelsen. 
Das gelinge gut. Dass jemand seine 
Freiheiten zur Flucht nutzt, sei äußerst 
selten – die „Nichtrückkehrerquote“, so 
der Fachbegriff, lag in 2011 bei den 
Urlaubern bei 0,22 Prozent, bei den 
Freigängern bei 0,1. „Der allergrößte Teil 
wird zeitnah wieder festgenommen“, 
sagte der Anstaltsleiter. Dass sich je-
mand nach Südamerika absetze, seien 
Einzelfälle.

Während der Vollzugslockerungen 
komme es kaum zu Straftaten; 41 wa-
ren es laut JVA im vergangenen Jahr. 
„Diebstähle, Körperverletzung, Dro-
genmissbrauch, alles Bagatelldelikte“, 
sagte Nelle-Cornelsen. „Wenn man den 
offenen Vollzug bejaht, muss man mit 
einem solchen Restrisiko leben.“

Quelle: Neue Westfälische, 22.2.2012

Gewaltopfer sollen 
erfahren, wo ihr Pei-
niger in Haft sitzt
Der Justizvollzugsbeauftragte von Nord-
rhein-Westfalen will die Rechte und Inte-
ressen von Verbrechensopfern stärken. 
Letztere müssten darüber informiert 
werden, wo ihr Peiniger in Haft sitzt – 
und wann er entlassen wird.

Verbrechensopfer sollen in Nordrhein-
Westfalen künftig automatisch über 
den Haftort und den Entlassungstermin 
ihres Peinigers informiert werden. „Wir 
müssen uns mehr als bisher den Belan-
gen der Verbrechensopfer zuwenden 
und werden es mit der Neufassung des 
NRW-Strafvollzugsgesetzes noch in die-
ser Legislaturperiode tun“, kündigte der 
Justizvollzugsbeauftragte des Landes, 
Michael Walter, an.

Dazu gehöre die „systematische Berück-
sichtigung von Opferinteressen, von der 
Information über den Haftaufenthalt 
des Täters und über die schrittweisen 
Vollzugslockerungen bis hin zu Schutz-
maßnahmen, insbesondere nach der 
Entlassung.“.

Der 67-jährige Kriminologe ist seit einem 
Jahr wichtigster Berater im Strafvollzug 
von Justizminister Thomas Kutschaty 
(SPD). Walter will zudem einen neuen Tä-
ter-Opfer-Ausgleich verankern. Häftlinge 
könnten etwa wie in anderen EU-Staaten 
eine symbolische Opfer-Entschädigung 
ansparen. „Die Belgier sind hier zum Teil 
deutlich weiter als wir.“

Täter-Opfer-Ausgleich ermög-

lichen

Dort könnten vor allem Gewaltop-
fer ihre Bedürfnisse gegenüber ihren 
ehemaligen Peinigern artikulieren. „So 
lassen sich Wege finden, Ängste zu 
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überwinden und eine gewisse Wieder-
gutmachung – auch durch Geldzahlun-
gen – herbeizuführen“, sagte Walter.

Nach dem jüngsten Skandal um Aus-
brüche aus dem Bochumer Gefäng-
nis warnte Walter vor einer Verengung 
der Debatte auf Sicherheitsfragen: 
„Niemand schreit auf, dass es in NRW 
Gefängnisse gibt, in denen 50 Prozent 
der Häftlinge nichts anderes tun, als 23 
Stunden am Tag müßig auf der Zelle 
zu hocken. Niemand empört sich darü-
ber, wenn die Entlassung in die Freiheit 
schlecht vorbereitet ist.“

Kluges Übergangsmanagement bedeu-
te mehr, „als drei Tage vor Ende einer 
Haft zu schauen, wo der Häftling künftig 
wohnen kann und wie sein Bewährungs-
helfer heißt“.

Für die Bevölkerung sei es wichtig, dass 
die Gefangenen besser auf das Leben 
in Freiheit vorbereitet würden. „Geld 
und Energie müssen nicht nur – bildlich 
gesprochen – in noch höhere Mauern 
investiert werden, sondern stärker in 
die kriminalpräventive Behandlung wäh-
rend der Haftzeit“ appellierte Walter.

Quelle: newsletter Strafvollzug kompakt, 
März 2012

Neues Hafthaus in 
Waldheim
Waldheim Deutschlands ältestes Ge-
fängnis in Waldheim hat im Februar 
2012 ein neues Gebäude erhalten. In 
zweijähriger Bauzeit entstand ein Haus 
mit Hafträumen für 96 Gefangene samt 
Sozialbereich.

Architekturstudenten der Technischen 
Universität Dresden entwarfen die In-
neneinrichtung, die Tischlerei der Jus-

tizvollzugsanstalt (JVA) Bautzen lieferte 
Ideen für die Möblierung. Auf dem Dach 
wurde eine Solaranlage zur Warmwas-
seraufbereitung installieret.

Sachsen ließ sich das neue Hafthaus 7,5 
Millionen Euro kosten. Insgesamt wur-
den seit 1991 rund 57 Millionen Euro in 
die JVA Waldheim gesteckt. Die Inves-
titionen in den gesamten sächsischen 
Justizvollzug summieren sich in dieser 
Zeit auf knapp 500 Millionen Euro. Jus-
tizminister Jürgen Martens (FDP) ging 
auch auf inhaltliche Besonderheiten ein: 
„In der JVA Waldheim wurden erstmals 
in ganz Deutschland spezielle Angebote 
für Erstinhaftierte im Strafvollzug entwi-
ckelt. Sie leben dabei in Wohngruppen.“

Das Justizministerium geht nicht davon 
aus, dass die Zahl der Gefangenen par-
allel zum Bevölkerungsschwund sinkt. 
Mehr als vom demografischen Wandel 
würden die Zahlen laut dem Ministeri-
um von Änderungen in der Rechtspre-
chung und Gesetzgebung sowie ande-
ren Faktoren beeinflusst. Im Schnitt lag 
die Häftlingszahl 2009 bei 3493, 2010 
(3438) und 2011 (3471) gab es kaum 
Änderungen. Am 1. Februar 2012 waren 
es 3504 Häftlinge.

Quelle: Lausitzer Rundschau, 
28. Februar 2012

Gewalt hinter Gefäng-
nismauern
Gewalt hinter Gefängnismauern ist auch 
in Sachsen ein Problem, wo solche Vor-
fälle allerdings erst seit 2009 vollständig 
statistisch erfasst werden. Zuvor kamen 
nur die besonders schweren Fälle in die 
Akten. Inzwischen hat man aber einen 
besseren Überblick. Laut Justizminister 
Jürgen Martens (FDP) gab es im säch-
sischen Strafvollzug im vergangenen 
Jahr 68 gewalttätige Angriffe unter den 
Gefangenen. Im Jahr 2010 waren es 83 
und im Jahr 2009 insgesamt 53 Fälle. Die 

meisten der daran beteiligten Häftlinge 
waren Deutsche. Ausländer sind laut der 
noch jungen Justizstatistik selten in sol-
che Auseinandersetzungen verwickelt.

2008 letzte erfolgreiche Flucht

Auffällig ist jedoch, dass sich die Über-
griffe sehr unterschiedlich auf die ein-
zelnen Justizvollzugsanstalten aufteilen. 
Während die Einrichtungen in Zwickau, 
Chemnitz oder Bautzen kaum von Ge-
waltproblemen betroffen sind, kommt 
es in Zeithain und Görlitz häufiger zum 
Streit. Absoluter Spitzenreiter bei den 
Attacken zwischen den Gefangenen ist 
jedoch schon seit Jahren der Jugend-
strafvollzug in Regis-Breitingen. Etwa die 
Hälfte der bisher bekannt gewordenen 
Zwischenfälle fand dort statt. Aus Sicht 
des sächsischen Justizministeriums sind 
das allerdings alles noch keine alarmie-
renden Zahlen, im Gegenteil. Als grund-
sätzlich erfreulich bewertet Sprecherin 
Birgit Eßer-Schneider die Entwicklung 
in Bezug auf die innere Sicherheit in den 
Vollzugsanstalten. So sei zum Beispiel 
die Anzahl der Angriffe auf Justizbe-
dienstete kontinuierlich gesunken. Den 
immerhin 21 Übergriffen aus dem Jahr 
2000 standen im Vorjahr lediglich fünf 
solcher Vorfälle gegenüber.

Eßer-Schneider sieht darin einen stra-
tegischen Erfolg, nachdem seit Jahren 
versucht wird, Konfliktsituationen hin-
ter den Gefängnismauern bereits im 
Vorfeld zu entschärfen. Unter anderem 
durch ein „positives Klima“ innerhalb der 
Gefängnisse. Dazu gehören auch Min-
deststandards bei der Unerbringung der 
Gefangenen. Möglichst also Einzelzellen, 
Stationen mit maximal 25 Insassen und 
ausreichend Räumlichkeiten für Tages-
beschäftigung und für Sport. Gibt es 
hier Defizite, fördert das nur Stress und 
Aggressivität.

Quelle: sz-online.de, 29. Februar 2012

Sachsen
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Ombudsman und Strafvollzug 
Eine Übersicht über die weltweit tätigen Justizvollzugsbeauftragten*

Sabine Carl

Die Institution des Ombudsmans1 

stößt in der deutschen Rechtswis-
senschaft seit Ende der 1970er auf wenig 
Interesse – was insbesondere auch für den 
Bereich des Strafvollzugs gilt. Die Praxis 
zeichnet aber wie so häufig ein völlig 
anderes Bild. Denn das auch internatio-
nal beklagte mangelnde Interesse2 hat 
weder hierzulande noch weltweit den 
Siegeszug der Institution aufhalten kön-
nen. Seit 2007 kennt auch der deutsche 
Strafvollzug dieses Amt. 

Ombudsinstitutionen 
in Deutschland

In Ermangelung einer einheitlichen Defi-
nition kann der Ombudsman des öffentli-
chen Sektors (sog. public sector ombuds-
man) wie folgt beschrieben werden3:

Ein Ombudsman ist eine öffentliche 
Institution, die zum Schutz von Indi-
vidualrechten und zur Verteidigung 
der demokratischen Grundordnung 
und der allgemeinen Bürger- und 
Menschenrechte von einem Parla-
ment, einem Ministerium oder einem 
Teilbereich derselben bevollmächtigt 
wurde, aus Eigeninitiative oder auf 
Beschwerden von Bürgern hin unab-
hängige Untersuchungen bezüglich 
eines Verwaltungshandelns, einer Un-
terlassung, einer Ungebühr und wei-
tergehender, systemischer Probleme 
durchzuführen. In Ermangelung einer 
eigenen Entscheidungskompetenz 
sind ihre einzigen Hilfsmittel die eigene 
Autorität, Empfehlungen, Jahres- und 
Spezialberichte sowie die Medien. 

Aufgrund dieser theorielastigen De-
finition wird es Manchem schwer fallen, 
auch nur eine einzige solche Einrich-
tung in Deutschland zu identifizieren, 
geschweige denn mehrere aufzuzählen. 
Dennoch agiert allein in Deutschland mit 

dem Wehrbeauftragten des Bundestages, 
den Bürgerbeauftragten in Mecklenburg-
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Thürin-
gen und Schleswig-Holstein, den Daten-
schutzbeauftragten des Bundes und der 
Länder und dem Justizvollzugsbeauftrag-
ten des Landes Nordrhein-Westfalen ein 
ganze Reihe von Ombudsleuten. 

Dass keiner die Bezeichnung als Om-
budsman im Titel führt, ist keineswegs 
ungewöhnlich. In Österreich agieren 
Volksanwälte, in Spanien der Defensor del 
Pueblo, in Frankreich der Médiateur de la 
Republique und in Québec der Protecteur 
du Citoyen. Typisch deutsch hingegen ist 
die Präferenz für die Bezeichnung als „Be-
auftragter“, der weniger Organisations-
form sui generis als vielmehr schlicht die 
deutsche Variante des Ombudsman ist.4 

Bei den Strafvollzugsombudsleuten 
handelt es sich, um eine – trotz des derzeit 
eher gegenläufigen Trends5 – immer noch 
häufig auftretende, bewährte Teilgrup-
pe von Ombudsinstitutionen, sog. spe-
cialty ombudsmen. Diese zeichnen sich 
dadurch aus, dass ihr Aufgabenbereich 
auf ein oder zwei Felder begrenzt ist. Bei-
spielhaft seien hier die Finanzwirtschaft, 
das Militär und der Strafvollzug genannt. 
Ihre Entwicklung ist eng verknüpft mit der 
Verbreitung des Sozialstaatsgedankens 
im Europa, Nordamerika und Australien.

Die Debatte um den deutschen 
Strafvollzugsombudsman

Die Anwendung des Ombudsman-
konzepts auf den Strafvollzug ist keine 
deutsche Kreation, sondern vollzog 
sich bereits in den USA der 1960er.6 Die 
Debatte um Sinn und Nutzen einer sol-
chen Einrichtung wurde aber hierorts 
rasch aufgegriffen. Thierfelder, der der 
Einführung eines sog. „Zivilbeauftragten“ 

äußerst ablehnend gegenüber stand, bil-
ligte 1967 die Einführung des deutschen 
Wehrbeauftragten mit dem Hinweis, dass 
„im Bereich der besonderen Gewaltver-
hältnisse ein gewisses Bedürfnis für er-
gänzende Kontrollen bestanden haben 
mag.“7 Deutschlandweite Aufmerksam-
keit bekam die Debatte für den Bereich 
des Strafvollzuges spätestens mit dem 
Antrag von Müller-Dietz auf dem 48. DJT8. 
Dieser lautete auf Schaffung der Institu-
tion eines Anstaltsombudsmannes und 
wurde nach einiger Diskussion mit 20 
gegen 12 Stimmen bei 5 Enthaltungen 
abgelehnt. Begründet wurde dies mit 
verfassungsrechtlichen Bedenken, ob der 
Bund den Ländern die Einführung einer 
solchen Institution vorschreiben könnte, 
überflüssigen Kompetenzstreitigkeiten 
und verwirrenden Doppelzuständigkei-
ten von Anstaltsbeiräten und Gerichten. 

Diese Argumente greifen aus heutiger 
Sicht nicht in gleichem Maße. Richtig ist, 
dass im Föderalismus nur die einzelnen 
Länder die Einführung eines solchen Or-
gans beschließen können. Eine Empfeh-
lung des Bundes an die Länder, bzw. eines 
DJT an die Länder wäre aber möglich. 
Verfassungsrechtliche Bedenken gegen 
diese Einrichtung bestehen daher nicht. 
Schon 1973 hielt Münchbach fest, dass, 
sollten sich Anstaltsbeiräte als nicht er-
folgreich herausstellen, ein Vollzugsbe-
auftragter zu erwägen sei und dieser z.B. 
durch sein Eigeninitiativrecht andersge-
lagerte Kompetenzen als Gerichte habe 
und daher zusätzlich zu diesen agieren 
könne.9 Letzlich waren diese Argumente 
aber ausschlaggebend dafür, dass sich die 
Idee eine Strafvollzugsombudsmans im 
Rahmen der Beratung zur Einführung des 
Strafvollzugsgesetzes nicht durchsetzen 
konnte.10 

Die Aufgabe des Konzepts der be-
sonderen Gewaltverhältnisse durch das 
Bundesverfassungsgericht in 1972, die 
Einführung des Strafvollzugsgesetzes in 
1977 und die sich daran anschließende 
Testphase fallen zeitlich mit dem Abklin-
gen der Debatte um die Einführung von 
Ombudsinstitutionen in Deutschland zu-
sammen. Für den Bereich des Strafvollzugs 
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kann sogar von einem absoluten Still-
stand der Diskussion gesprochen werden. 
Dementsprechend scheint Kretschmers 
Forderung 2005 nach der Einführung ei-
nes Strafvollzugsbeauftragten geradezu 
aus dem Nichts zu kommen – zumal er das 
Wort Ombudsman nicht ausspricht und 
auch das Wort Strafvollzugsbeauftrag-
ter nicht im Aufsatztitel anführt.11 Aber: 
Auf internationaler Ebene ist nicht nur 
die Debatte weitergegangen, sondern 
die Institution mittlerweile auch in der 
Praxis etabliert. 2007 wurde dann nach 
dem sog. „Siegburger Foltermord“12 vom 
Justizministerium Nordrhein-Westfalen 
der „Ombudsmann für den Justizvollzug“ 
geschaffen (AV d. JM vom 14. März 2007 
(4400 – IV. 396) - JMBl. NRW S. 87). 2010 
erfolgte eine Kompetenzerweiterung und 
Umbenennung in „Justizvollzugsbeauf-
tragter des Landes Nordrhein-Westfalen“ 
(AV d. JM vom 13. Dezember 2010 (4400 
- IV. 396) - JMBl. NRW S. 3).

Strafvollzugsombudsleute in 
vier Ländern

Vorab sei betont, dass Ombudsleute 
ohne Spezialzuständigkeit mittlerwei-
le auf allen Kontinenten und in vielen 
Ländern – u.a. Deutschland – im Bereich 
des Strafvollzuges tätig sind. Da Untersu-
chungsgegenstand dieses Aufsatzes aber 
Strafvollzugsombudsinstitution sind, soll 
im Folgenden ausschließlich untersucht 
werden, wo diese specialty ombudsmen 
agieren und welche Ausprägungen sie 
erfahren haben. Bei der Bezeichnung als 
speciality (prison) ombudsman ist mit 
Vorsicht vorzugehen. Gerade in diesem 
Bereich finden sich viele Einrichtungen, 
deren Bezeichnungen irreführend sind 
(so z.B. die Office of the Ombudsman des 
California Department of Corrections and 
Rehabilitation bei dem es sich keineswegs 
um einen Ombudsman im Sinne der obi-
gen Definition handelt. Das Gleiche gilt 
wohl für Texas.), deren Ausgestaltung 
unklar und das Ausmaß deren Aktivität 
zweifelhaft ist (so z.B. bei den Einrichtun-
gen in Georgia, Missouri, Nebraska and 
New Jersey). Sichere Kenntnis von der 
Existenz von Strafvollzugsombudsleuten 
beschränkt sich derzeit auf zwei Konti-

nente (Europa und Nordamerika) und 
vier Länder: Deutschland, Großbritanni-
en Kanada und USA – wobei in diesen 
insgesamt sieben Ombudsinstitutionen 
bestehen. 

Diese Strafvollzugsombudsleute las-
sen sich in zwei Kategorien unterteilen, 
sog. Exekutiv- und Legilslativombudsein-
richtungen. Im ersteren Fall verdanken 
sie ihre Existenz einem wie auch immer 
gearteten Exekutiverlass; in letzterem Fall 
findet sich ihre gesetzliche Grundlage in 
einem Landesgesetz. Der ebenfalls denk-
bare Fall eines in der Verfassung veranker-
ten Ombudsmans (so z.B. der deutsche 
Wehrbeauftragte) kommt im Bereich des 
Strafvollzuges derzeit nicht vor. 

Der Unterschied zwischen Legisla-
tiv- und Exekutivombudsleuten liegt in 
deren tatsächlicher und vermeintlicher 
Unabhängigkeit. Die Einsetzung eines 
Legislativombudsmans durch das Par-
lament und die damit einhergehende 
Berichtspflicht, lassen ihn für Gefange-
ne, Angestellte und Öffentlichkeit als 
gegenüber dem Justizministerium und 
dessen untergeordnete Behörden, also 
den Anstalten, unabhängig erscheinen. 
Tatsächlich können Legsilativombus-
leute in der Gewissheit agieren, dass 
auch die Aussprache unangenehmer 
Wahrheiten und radikaler Forderungen 
selten die eigene Existenz bedrohen 
werden. Anders bei den Exekutivom-
budseinrichtungen, die stets mit der 
schnell umsetzbaren Abschaffung 
durch Minister, Gouverneure etc. rech-
nen müssen: Von dieser Möglichkeit ist 
in der Vergangenheit auch umfänglich 
Gebrauch gemacht worden – so exis-
tierte der Strafvollzugsombudsman von 
Pennsylvania, übrigens die erste solche 
Einrichtung weltweit, gerade drei Wo-
chen.13 Auch wenn man solche Vorgän-
ge als unernst abtun mag, so haben 
doch auch sehr etablierte Institutionen 
in der Vergangenheit ernste Krisen zu 
meistern gehabt. So wurde der Aufga-
benbereich des PPO nur zwei Jahre nach 
dessen Einführung durch den Home 
Secretary erheblich beschnitten; der 
daraus resultierenden Forderung nach 

einer gesetzlichen Grundlage wurde 
trotz mehrerer Gesetzesinitiativen bis-
her nicht entsprochen.14 

Abgesehen von der unterschied-
lichen gesetzlichen Ausgestaltung 
unterscheiden sich die existierenden 
Strafvollzugsombudsleute auch in den 
Bereichen Budget, Mitarbeiterzahl, ent-
gegengenommene Beschwerden, Zahl 
der Besuche der Anstalten und der Ge-
fängnispopulation erheblich. Letztere 
reicht von 1500 in Nordirland bis 82500 
in England und Wales – dies korreliert 
mit der jeweils kleinsten (493) und größ-
ten (4050) Zahl entgegengenommener 
Beschwerden.15 Während der Canadi-
an Correctional Investigator jede der 
57 vorhandenen Anstalten 1-4mal pro 
Jahr besucht, verzeichnet das India-
na Ombusman Bureau in 2009 nur 17 
Anstaltsbesuche bei 26 Anstalten. Die 
Mitarbeiterzahl reicht von zwei in Ken-
tucky bis 109 in England und Wales. Das 
größte Budget verzeichnet denn auch 
der PPO mit £6.035.004 (ca. 6.884.238€), 
das mit $100.000 (ca. 69.456€) kleinste 
der Kentucky Corrections Ombudsman. 

Interessant ist es auch, die Umstän-
de im Strafvollzug vor der Einführung 
der jeweiligen Institutionen zu betrach-
ten. Hier ist Indiana, wo gezielt ein ex-
ternes Beschwerdesystem für Gefan-
gene geschaffen wurde, eine einsame 
Ausnahme. In Kentucky erzwang in den 
1980ern ein Class Action Suit die Schaf-
fung des Ombudsman. Alle anderen 
Institutionen entstammen Situationen, 
die durch massive Sachschäden oder 
gar den Verlust von Menschenleben 
gekennzeichnet waren. Der „Siegburger 
Foltermord“ wie die Gefängnisrevolten 
von Michigan, Canada, Nordirland und 
vorallem England und Wales sind dabei 
als Symptome eines umfassenderen 
Problems zu begreifen.

Bedeutung für Deutschland

Welche Schlüsse können nun für 
Deutschland aus den dargestellten 
Informationen gezogen werden? 
Zunächst einmal, dass der Justizvoll-
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zugsbeauftragte keineswegs aus einer 
einzartigen politischen Zwangslage 
einer in der Kritik stehenden Justizmi-
nisterin entstanden ist16, sondern einige 
Institutionen existieren, mit denen er 
verglichen werden kann und an deren 
Leistung er sich messen lassen muss. 
Desweiteren wird deutlich, dass seit 
1973 Ombudsinstitutionen im Strafvoll-
zug existieren, denen aber außerhalb 
Großbritanniens wenig akademische 
Aufmerksamkeit gewidmet wird und 
daher massive Forschungslücken bzgl. 
deren Strukturen, Arbeitsweise und vor-
allem Effektivität bestehen.17 Wie alle 
Ombudsleute weltweit drängen auch 
die des Strafvollzugs immer wieder auf 
deren gesetzliche Verankerung – ein 
verständlicher Wunsch, den auch der 
derzeitige Justizvollzugsbeauftragte, 
Prof. Walter, in diesem Jahr bereits öf-
fentlich geäußert hat.18 Mit der Erwei-
terung des Aufgabenbereiches, die den 
Wandel von „Ombudsmann für den Jus-
tizvollzug“ zu Justizvollzugsbeauftrag-
ten flankiert, wurde nach vollzogenem 
Regierungswechsel der politische Wille 
zum Erhalt dieses Organs zum Ausdruck 
gebracht. Die Kompetenzerweiterung 
(jederzeitiges, unangekündigtes Zu-
trittsrecht, ein erweitertes Auskunfts-
recht und die Berichtspflicht an den 
Rechtsausschuss des Landtages) festigt 
die Unabhängigkeit der Institution und 
hat das Potential, zur Verstärkung seiner 
Wirkungskraft beizutragen.

Ausblick

Für die Zukunft bestehen neben den 
Verbesserungsmöglichkeiten (Um-
wandlung zum Legislativombudsman, 
Berichtspflicht an das gesamte Parla-
ment) auch Chancen, die Strahlkraft des 
Justizvollzugsbeauftraten umfassender 
wirken zu lassen. Die EU hat bereits 2005 
die Mitgliedstaaten auf den Nutzen von 
specialty ombudsmen als zusätzliche 
Menschenrechtsschutzorgane für spe-
zielle Minderheiten hingewiesen.19 Mit 
der zunehmenden Betonung der Be-
deutung der Menschenrechte nimmt 
es nicht Wunder, dass der Ombudsman 
in anderen Ländern bereits als Natio-

nal Preventive Mechanism (NPM) im 
Sinne des Optional Protocol zur UN 
Convention Against Tortue (OPCAT) de-
signiert wurde.20 Das OPCAT von 2002 
hat Deutschland 2008 ratifiziert und als 
NPM die „Nationale Stelle zur Verhütung 
von Folter“ geschaffen. Unabhängig 
von der Frage, ob damit der von der 
UN vorgeschriebene Mindeststandard 
für ein NPM verfehlt wurde, stünde es 
Deutschland gut zu Gesicht mit ge-
ringem Aufwand den Justizvollzugs-
beauftragten für Nordrhein-Westfalen 
zusätzlich als NPM zu designieren.21

* Die für diesen Aufsatz notwendige Forschung wurde 
durch ein Promotionsstipendium der Hanns-Seidel-
Stiftung aus Mitteln des BMBF gefördert.
1 Die Schreibweise variiert in der Fachliteratur zwischen 
„Ombudsman“ (vgl. Kucsko-Stadlmeyer, Gabriele: 
Europäische Ombudsman-Institutionen, 2008) und 
„Ombudsmann“ (vgl. Duden 2007). Ich orientiere mich 
hier und im Folgenden an der international etablierten, 
geschlechtsneutralen Schreibweise „Ombudsman“, die 
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Schuld und Gefährlichkeit
Johannes Preusker

1. Die Problemlage: Schuld-
strafrecht und Atheismus

Im Hochsommer des Jahres 2011 war 
in der Hauptstadt der Insel Gran Cana-

ria, an der Zufahrt eines Autobahntun-
nels, folgendes Graffiti zu lesen: „Sin dios 
nada es verdad vale todo“, zu Deutsch 
„Ohne Gott ist nichts wahr und alles 
erlaubt.“

Diese Worte sind dem Hauptwerk 
des deutschen Philosophen Friedrich 
Nietzsche (1844-1900) entnommen, 
„Also sprach Zarathustra“. In dessen 
vierten Teil findet sich das Kapitel „Der 
Schatten“, wo folgendes zu lesen ist: 

„Mit dir strebte ich in jedes Verbo-
tene, Schlimmste, Fernste: und wenn 
irgend Etwas an mir Tugend ist, so ist es, 
dass ich vor keinem Verbote Furcht hatte. 

Mit dir zerbrach ich, was je mein Herz 
verehrte, alle Grenzsteine und Bilder warf 
ich um, den gefährlichsten Wünschen 
lief ich nach, – wahrlich, über jedwedes 
Verbrechen lief ich einmal hinweg. 

Mit dir verlernte ich den Glauben 
an Worte und Werthe und grosse Na-
men. Wenn der Teufel sich häutet, fällt 
da nicht auch sein Name ab? der ist 
nämlich auch Haut. Der Teufel selber 
ist vielleicht – Haut. 

‚Nichts ist wahr, Alles ist erlaubt’: so 
sprach ich mir zu. In die kältesten Wasser 
stürzte ich mich, mit Kopf und Herzen. 
Ach, wie oft stand ich darob nackt als 
rother Krebs da! 

Ach, wohin kam mir alles Gute und 
alle Scham und aller Glaube an die Guten! 
Ach, wohin ist jene verlogne Unschuld, 
die ich einst besass, die Unschuld der 
Guten und ihrer edlen Lügen!“1

Die Formel „Nichts ist wahr, Alles ist 
erlaubt“, welche der Schatten Zarathust-
ras zu sich sprach, steht in der logischen 
Folge eines Urteils, mit dem sich Nietz-
sche in der Philosophiegeschichte wohl 
am nachhaltigsten einen Namen ge-
macht hat: „Gott ist todt!“2 Das Absterben 
des theoretischen Gottesbegriffes im 
Zuge der antimetaphysischen Tendenz 
der Naturwissenschaften seit Nikolaus 
Kopernikus (1473-1543) und Giordano 
Bruno (1548-1600) hat also zwei signi-
fikante praktische Konsequenzen: die 
Loslösung der traditionellen Wahrheiten 
vom Menschen sowie eine drohende 
ethisch-soziale Leerstelle.

Zu den besagten Wahrheiten zäh-
len vor allem die Existenz Gottes, die 
Unsterblichkeit der Seele, die Willens-
freiheit und Schuld sowie Sünde als 
objektivierbare Größen. Es zeichnet 
sich ein Missverhältnis ab, bestehend 
zwischen der atheistischen Grundten-
denz im 21. Jahrhundert einerseits und 
dem weiteren Festhalten an jüdisch-
christlichen Operatoren wie Schuld in 
unserem gleichnamigen Schuldstraf-
recht andererseits.3 

Dieser Essay soll einen Beitrag zur 
Problematisierung dieser Kluft leis-
ten. Denn das Mittelalter ist vorbei; im 
kollektiv-leibpersonalen Gedächtnis 
der Europäer ist die Formel „[O]mnis 
intellectus naturaliter desiderat divinae 
substantiae visionem.“4 des Thomas von 
Aquin (1225-1274) nicht mehr unmittel-
bar präsent. Es wäre eine naive Unter-
stellung, dass der moderne Straftäter 
glaubt, seine Seele sei von Natur aus 
auf Gott hingeordnet. Und doch wer-
den in den Gerichtssälen unserer Tage 
unter Anwendung christlich-frommer 
Begriffe weiterhin Schicksale entschie-
den, als ob es den Atheismus in seiner 
Tiefenwirkung nie gegeben hätte.

Bevor wir einen Blick auf die Be-
griffsgeschichte der Schuld werfen, 
sei noch darauf hingewiesen, dass der 
Autor keine Propaganda für den Athe-
ismus betreibt. In der Tradition der heu-
ristisch-innovativen Durchschlagskraft 
Nietzsches, der den Tod Gottes nicht 
forderte, sondern feststellte, muss dem 
Atheismus in seiner Aktualität Rech-
nung getragen werden.

2. Die Begriffsgeschichte: 
Schuld, Schuld-Gefühl und 
Gefährlichkeit

Die Geschichte des Schuldbegriffes be-
ginnt im semitischen Kulturkreis der 
Hebräer, welche 1.200 v. Chr. in den 
heutigen Nahen Osten einwanderten. 
Im Zuge des Einflusses der Perser im 
6. Jh. v. Chr. und der Griechen im 3. Jh. 
v. Chr. bildete die hebräisch-jüdische 
Tradition die Entstehungsgrundlage für 
das Christentum. 

Die Schuld im Schöpfungsmythos 
der Bibel, die von 900 v. Chr. bis 200 
n. Chr. niedergeschrieben wurde, hat 
einen vormoralischen Charakter.5 Die 
Selbstüberhebung des Menschen zum 
Gottsein spielt sich im Garten als einem 
menschenfreundlichen, heimatlichen 
Raum ab. Seine ursprüngliche, stimmi-
ge Fülle ist derart groß, dass in der Nähe 
zu Gott bereits die menschliche Be-
hauptung angelegt ist, selbst Ursprung 
dieser Stimmigkeit zu sein. In diesem 
Sinne ist die Schlange der Schöpfung 
immanent.

Mit der Vergegenständlichung von 
Gut und Böse, Rein und Unrein, Eigen 
und Fremd sondert sich der Mensch 
von der Einheit ab; das meint die Erb-
sünde, oder besser die Erbschuld: eine 
Sonderung.

Auch im indogermanischen Kultur-
kreis der Griechen hat die Schuld zu-
nächst keine moralische Konnotation. 
Für Anaximander (610 - 550 v. Chr.) ist 
bereits das Dasein schuldig, da sich die 
Dinge in ihrer Vielheit aus dem einen 
Urzusammenhang gesondert haben. 
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Ihr physisches Auftreten ist exklusiv, 
und nur die Zeit als Richter sowie der 
Tod können sie entschuldigen.6 

Diese Grundauffassung von Schuld 
als vormoralische Sonderung des Vielen 
vom Einen setzt sich bei den Römern 
fort, welche die Griechen zwar politisch 
besiegten, aber kulturell erst von diesen 
gestiftet wurden. Wie schon Aristote-
les (384-322 v. Chr.), sieht auch Marcus 
Tullius Cicero (106-43 v. Chr.) in der 
Stadteinheit das entscheidende Forum 
für die Behauptung von Schuldlosigkeit. 
Bezeichnenderweise bedeutet der alt-
griechische „ethos“ wörtlich einen Wei-
dezaun, der wohl elementarste Ansatz 
zur umfriedenden Mauer.

Wer vom Römischen Reich über das 
Mittelalter bis in die Neuzeit gegen das 
Gesetz verstieß, verstieß gleichsam ge-
gen die grammatische Entsprechung 
des Weidezauns, der wiederum die 
Gesellschaft als Einheit umschließen 
sollte. Wo Schuldlosigkeit behauptet 
werden muss, ist sie nicht; der Verbre-
cher der Antike war einem Feind im 
Kriege gleich, ein Mensch, der sich an 
den Göttern, den Ahnen oder den Ein-
wohnern der Stadt vergangen hatte. In 
Mittelalter und Neuzeit war es der Sün-
der, der die allgemein ererbte Schuld 
auf individuell-verantwortliche Weise 
aktivierte und damit gegen Gott, gegen 
den Ursprung handelte. 

Schuld heißt, Leben als Habe zu 
nehmen, habgierig, aggressiv, geizig, 
angstvoll und berechnet. Sünde heißt, 
das Du dem Ich dienstbar zu machen, 
Leiden-Machen, Ausschalten, Morden, 
Lügen, Zerbrechen, Betrügen, Nicht-
Geben, Hassen.

Zusammenfassend lässt sich also 
festhalten, dass der Schuldbegriff von 
der Antike bis in die Neuzeit zwei Ebe-
nen aufweist: erstens die vormoralische 
Sonderung, zweitens der moralisch-
soziale Bruch mit der Gesellschaft. Die 
tiefere Bedeutung von Schuld liegt also 
in der Abweisung von Relation, von Mit-
Sein, von Leben.

Das Verständnis des Lebens begann 
sich mit der von Immanuel Kant (1724-
1804) und Charles Darwin (1809-1882) 
vorbereiteten Denkrichtung des Prag-
matismus grundlegend zu wandeln. 
Das Leben war keine an einer objektiven 
Wahrheit bzw. Schuld orientierte Größe 
mehr, sondern in seinen mannigfaltigen 
Erscheinungsformen selbst der Index 
für die Wirkungsweise von Begriffen 
wie Wahrheit oder Schuld. So schreibt 
Nietzsche: „Die Falschheit eines Urteils 
ist uns noch kein Einwand gegen ein 
Urteil[.]“7 – denn auch die Lüge, die Il-
lusion, kann für gewisse Lebensformen 
von großer Kraft sein. 

Die Denkwege Nietzsches führten 
ihn gewissermaßen durch die tiefsten 
Weinkeller Europas, in denen der Philo-
soph Gedanken, Begriffe und Urteile auf 
ihre Wirkung auf das Leben hin verkos-
tete. Dabei verstand er das Wesen des 
Lebens im Gegensatz zum Christentum 
als ein danklos nehmendes, immerzu 
ziehendes, natürlich kämpfendes, gna-
denlos vergewaltigendes und sich in all 
dem auch noch selbstbejahendes Phä-
nomen. Unter Ablehnung des Selbster-
haltungstriebes wird die urwüchsige 
Auslassung der Kraft betont. Die Gesell-
schaft stellt tendenziell eine Verfehlung 
des Menschen dar, verlangt sie doch den 
Kompromiss, die Selbsteinschränkung 
zugunsten des Anderen. Und so besteht 
denn die Kulturleistung hauptsächlich 
in der Schaffung von Abzugsgräben für 
jene sonst gesellschaftsnegierenden 
Kräfte: auf diese verweist die Ethik des 
Maßhaltens in der Antike; das christliche 
Mittelalter kanalisiert das Ressentiment 
der Schwachen gegenüber den Starken 
in der Arbeit als Buße für jene ererbte 
„causa“, die Ur-Sache des Sündenfalls. 

Und das dynamische Moment die-
ser Kanalisierung eines enttäuschten 
Willens zur Macht liegt laut Nietzsches 
Analysen nun eben nicht in der Verge-
genständlichung von Schuld, sondern 
im Einfluss des Schuldbegriffs auf das 
Leben in Form des Schuld-Gefühls.

So findet ein Paradigmenwechsel 
statt, der sich vom christlichen Men-
schenbild einer Orientierung an ob-
jektiver Erbschuld hin zum Menschen 
als Naturwesen vollzieht, dem die 
christliche Moral selbst als Quelle von 
Schuld-Gefühlen gilt. Die Entzweiung 
des Menschen in ein jenseitiges Sein 
und ein diesseitiges Sollen wird mit 
der Rückholung des Göttlichen auf eine 
per se schuldlose Erde konfrontiert; der 
Tod Gottes verlangt die Freiheit von 
der Angst vor der unendlichen Selbst-
bejahung des Menschgottes, welcher 
in der zoologischen Analogie als Wolf 
die Herde der gottmenschlichen Schafe 
zerreißt.

Gegenfragen tun sich auf: Wo das 
Dasein dank- und schuldlos ist, wird da 
nicht das Du und die Gabe entbehrlich? 
Steht das Lebendige nicht still im Ich-
Sein? Verweist die eigenmächtige Leere 
und die Entbehrlichkeit des Anderen 
nicht auf ein quälendes Nichts?

Doch der Menschgott sublimiert 
Qual und Leid zu immer feineren Ebe-
nen der eigenen Kräftigung. Das Aus-
geliefertsein an die unberechenbare 
Alchimie innerer und äußerer Naturge-
walten ist für ihn sogar eine notwendige 
Existenzbedingung. Draußen vor den 
Türen ewigwarmer Häuser sicherheits-
liebender Gottmenschen wächst der 
Menschgott an unendlich eisiger Ge-
fahr – und wird dabei selbst unendlich 
gefährlich.

3. Die Konsequenz: Abgleich 
des Schuldstrafrechts mit dem 
Atheismus

Dieser Philosophie mangelt es offen-
kundig an einem kritisch-ethischen 
Rahmen. Hinsichtlich der Schärfung des 
Auges der Justiz für das Missverhältnis 
zwischen christlicher Rechtsprechung 
und atheistischer Grundtendenz soll 
uns hier ausschließlich die Quintessenz 
interessieren: nicht die Schuld, sondern 
die Gefährlichkeit ist ein anthropologi-
scher Fakt.
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Die atheistischen Konsequenzen 
werden nun in Form von drei Kritik-
punkten festgehalten.

1. Schuld bedeutet Vorwerfbarkeit der 
Tat – Wenn die Erbschuld im Bewusst-
sein des gottlosen Verbrechers der 
Moderne nicht mehr präsent ist, dann 
ist die Anwendung einer solchen Ver-
gangenheitskategorie auf die Gegen-
wart der Gefährlichkeit ein Fehler.

Gewiss darf Prävention nicht in to-
tale Überwachung umschlagen. Aber 
die einmalige Tat darf nicht mehr als 
Anlass zu Reue, Buße, Läuterung und 
vermeintlich endgültiger Umkehr 
gelten, sondern zur Verortung des 
Täters auf einer bestimmten Gefähr-
lichkeitsstufe. Deren eventuelle Vari-
anz im Laufe der Zeit sollten nicht nur 
Juristen, sondern auch Psychologen, 
Kriminologen, Mediziner und Sozio-
logen betrachten und entsprechend 
wohlüberlegte Entschlüsse fassen.

2. Schuld ist normativ – Die Unter-
stellung, der Verbrecher trage im 
Angesicht des Staates auch nur ein 
Schuld-Gefühl in sich, ist schlichtweg 
anachronistisch.

3. Schuld ist Grundlage einer Strafzu-
messung, welche dem Opfer ten-
denziell gar nicht oder nur höchst 
mittelbar zugute kommt – Das Straf-
monopol des Staates machte Sinn in 
einer Zeit, als die Obrigkeit in einem 
komplexen System von Symbolhand-
lungen die Rechtsprechung und den 
Strafvollzug als Realisationen des 
Himmels auf Erden bzw. als Präfi-
gurationen des Endgerichts betrieb. 
Um der faktischen Grundtendenz des 
Atheismus gerecht zu werden, soll-
te dieses Monopol zugunsten eines 
effektiveren Täter-Opfer-Ausgleichs 
gelockert werden.

Angesichts der Tatsachen, dass dem 
geltenden Recht ein dynamischer Ab-
gleich mit Gesellschaftsentwicklungen 
nicht immanent ist und die Gefährlich-
keit des Täters derzeit nur im Maßregel-
vollzug eine Rolle spielt, soll dieser Auf-

satz einen Beitrag zur Sensibilisierung 
des Strafvollzugs für den Atheismus und 
seine Gefährlichkeit leisten und damit 
dem Erfordernis neuer Denkzugänge 
bei der Bestrafung gefährlicher Täter 
entgegenkommen. Es gibt also Licht am 
Ende jenes Tunnels mit dem Graffiti „Sin 
dios nada es verdad vale todo“.
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Überblick 2010/2011

Die folgende Darstellung gibt einen 
Überblick über die Rechtsprechung im 
Bereich des Strafvollzugsrechts aus den 
Jahren 2010 bis 2011. Abgedruckt sind 
lediglich die – nur teilweise amtlichen 
– Leitsätze. Die vollständige Entschei-
dung findet sich auf der Homepage 
von FORUM STRAFVOLLZUG unter der 
Rubrik „Rechtsprechung“.

§ 11 StVollzG
(Ausführungen bei 

lebenslanger Freiheitsstrafe) 

Bei langjährig Inhaftierten kann es, auch 
wenn eine konkrete Entlassungsper-
spektive sich noch nicht abzeichnet, 
geboten sein, zumindest Lockerungen 
in Gestalt von Ausführungen dadurch 
zu ermöglichen, dass die Justizvollzugs-
anstalt einer von ihr angenommenen 
Flucht- oder Missbrauchsgefahr durch 
geeignete Sicherheitsvorkehrungen 
entgegenwirkt.

Bundesverfassungsgericht, Beschluss 
vom 5. August 2010 – 2 BvR 729/08 

Art. 109, 88, 90 
BayStVollzG, § 3 RDG 

(Disziplinarmaßnahme bei
unerlaubter Rechtsberatung)

1.	 Bei den Empfänger einer Rechtsbe-
ratungsleistung kann eine Pflicht-
verstoß i. S. d. Art 109 BayStVollzG 
nicht aus einer Verletzung von § 3 
RDG hergeleitet werden, da gegen 
das RDG nur verstößt, wer ohne die 
erforderliche Erlaubnis Rechtsdienst-
leistungen erbringt. 

2.	 Ein Verstoß gegen Art. 88 Abs. 1 

BayStVollzG kann bei Rechtsdienst-
leistungen unter Gefangenen dann 
angenommen werden, wenn dar-
aus tatsächlich sicherheits- oder ord-
nungsstörender Abhängigkeitsver-
hältnisse entstehen. Substantiierte 
Anhaltspunkte hierfür genügen, z. 
B. wenn der Umfang der Rechtsbe-
sorgung nach aller Lebenserfahrung 
gegen eine bloße Gefälligkeit spricht. 

3.	 Offen gelassen wird, ob ein Pflicht-
verstoß i.S.d. Art. 109 BayStVollzG in 
einschlägigen Fällen auch auf Art. 90 
BayStVollzG gestützt werden kann, 
also auf einen Verstoß gegen das 
Verbot, Sachen im Gewahrsam zu 
haben, für deren Besitz die erforder-
liche Genehmigung der Anstalt fehlt. 

Bundesverfassungsgericht, Beschluss 
vom 22. März 2011 – 2 BvR 983/09 

§ 7 StVollzG 
(Erstellung des Vollzugsplans) 

1.	 Wird der Gefangene auf der Grundla-
ge eines von der Einweisungsabtei-
lung einer Justizvollzugsanstalt er-
stellten Vollzugsplans in eine andere 
Justizvollzugsanstalt verlegt, so ist 
ein Antrag auf Aufhebung des Voll-
zugsplans und Folgenbeseitigung 
gegen die frühere Justizvollzugs-
anstalt zu richten.

2.	 Bei der Erstellung eines neuen 
Vollzugsplans hat die (frühere) 
Justizvollzugsanstalt auch die Ent-
wicklung der Persönlichkeit des Ge-
fangenen seit seiner Verlegung und 
die insoweit von den zuständigen 
Mitarbeitern der neuen Justizvoll-
zugsanstalt gewonnenen Erkennt-
nisse zu berücksichtigen.

3.	 An der vorbereitenden Vollzugs-
plankonferenz haben zwingend die 
an der Behandlung des Gefangenen 
maßgeblich beteiligten Mitarbei-
ter der Justizvollzugsanstalt teilzu-
nehmen, deren Leiter die Konferenz 
durchführt. Die Beteiligung von 
Bediensteten der neuen Justizvoll-

zugsanstalt steht im Ermessen des 
Anstaltsleiters; die persönliche An-
wesenheit kann – je nach den zu 
erwartenden zusätzlichen Erkennt-
nissen – durch eine schriftliche Stel-
lungnahme ersetzt werden.

Kammergericht Berlin, Beschluß vom 21. 
Juli 2011 – 2 Ws 176/11 Vollz

§§ 7, 159 StVollzG 
(Anforderungen an die 

Vollzugsplankonferenz)

Die Aufspaltung des Entscheidungs-
prozesses in zwei getrennte Gremien 
(vorbereitende Konferenz unter Betei-
ligung des psychologischen Dienstes 
ohne Beteiligung des Anstaltsleiters 
und sodann die Entscheidung tragen-
de Besprechung des Anstaltsleiters mit 
leitenden Mitarbeitern) entspricht nicht 
dem Erfordernis einer Konferenz, als 
einem Entscheidungsprozeß, der durch 
Gedankenaustausch und gemeinsame 
Beratung geprägt ist (Fortführung von 
KG NStZ 1995, 360). 

Kammergericht Berlin, Beschluß vom 18. 
April 2011 – 2 Ws 500/10 Vollz

§ 8 StVollzG, §§ 
23 ff EGGVG 

(Verlegung in ein 
anderes Bundesland) 

1. Verweigert die zuständige oberste 
Aufsichtsbehörde über die Voll-
zugsanstalten eines Bundeslandes 
die von dem anderen Bundesland 
beantragte Aufnahme eines Strafge-
fangenen, ist dem betroffenen Ge-
fangenen dagegen der Rechtsweg 
nach den §§ 23 ff. EGGVG eröffnet. 

2. Zu den Voraussetzungen des § 8 
StVollzG. 
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Hanseatisches Oberlandesgericht Bre-
men, Beschluss vom 28. Oktober 2010 
– VAs 2/10

§ 10 StVollzG 
(Ladung in den offenen Vollzug) 

Wird ein Gefangener zunächst in den 
geschlossenen. Vollzug eingewiesen 
und erst anschließend über die Verle-
gung in den offenen Vollzug oder die 
Gewährung von Freigang, ist diese Ent-
scheidung ohne Zeitverlust so zügig zu 
treffen, dass es nach Möglichkeit nicht 
zum Verlust des Arbeitsplatzes kommt. 
Allgemein gültige Fristen schreibt das 
Gesetz hierfür nicht vor. 

Oberlandesgericht Koblenz, Beschluss 
vom 1. Dezember 2010 – 2 VAs 12/10

§ 10 StVollzG 
(Verlegung in den offenen Vollzug) 

Zwar handelt es sich bei der in den 
Straftaten zutage getretenen, nicht 
therapierten Gefährlichkeit des Verur-
teilten um einen Gesichtspunkt, der 
im Rahmen des bestehenden Beurtei-
lungsspielraums berücksichtigt werden 
kann. Allein darauf kann die Ablehnung 
einer Verlegung in den offenen Vollzug 
jedoch nicht gestützt werden. Vorzu-
nehmen ist vielmehr eine Gesamtab-
wägung aller für den Versagungsgrund 
relevanten Umstände des Einzelfalls.

Oberlandesgericht Koblenz, Beschluss 
vom 12. Januar 2011 – 2 Ws 576/10 (Vollz)

§§ 10, 11 StVollzG 
(Ladung in den offenen
 Vollzug und Anordnung 

von Vollzugslockerungen) 

Zwar handelt es sich bei der in den Straf-
taten zum Ausdruck kommenden Ge-
fährlichkeit des Verurteilten um einen 
Gesichtspunkt, der im Rahmen des be-
stehenden Beurteilungsspielraums be-
rücksichtigt werden kann. Allein darauf 
kann die Ablehnung einer Verlegung in 
den offenen Vollzug sowie die Versa-
gung von Vollzugslockerungen jedoch 
nicht gestützt werden. Vorzunehmen ist 
vielmehr eine Gesamtabwägung aller 
für den Versagungsgrund relevanten 
Umstände des Einzelfalls.

Oberlandesgericht Koblenz, Beschluss 
vom 4. Januar 2011 – 2 Ws 449/10 (Vollz)

§§ 10, 11, 115, 119 
Abs. 4 StVollzG 

(Einweisung in den offenen Voll-
zug, Gewährung von Lockerungen)

1.	 Die gerichtliche Entscheidung hat 
in dem Fall, in dem – wie hier – der 
Behörde ein Beurteilungsspielraum 
und ein Ermessen zusteht, auf den 
Zeitpunkt abzustellen, zu dem die 
Behörde ihre letzte Entscheidung 
getroffen hat.

2.	 Der Rechtsbegriff der erforderlichen 
Eignung für die Anforderungen des 
offenen Vollzuges in § 10 Abs. 1 
StVollzG enthält einen Beurteilungs-
spielraum der Vollzugsbehörde, der 
gerichtlich nur nach den Maßstäben 
des § 115 Abs. 5 StVollzG zu über-
prüfen ist.

3.	 Hat die Vollzugsbehörde eine ge-
richtliche Entscheidung, in der sie 
zur Neubescheidung unter Beach-
tung der rechtlichen Vorgaben des 
Gerichts verurteilt wurde, nicht oder 
unter willkürlicher Mißachtung der 
Bindungswirkung umgesetzt, so 

darf das Gericht statt ihrer entschei-
den.

Kammergericht Berlin, Beschluß vom 22. 
August 2011 – 2 Ws 258 und 260/11 Vollz

§ 17 StVollzG 
(Herausnahme aus dem 

„Aufschluss“)

Die Herausnahme des Gefangenen aus 
dem „Aufschluss“ für sechs Monate fin-
det ihre Rechtsgrundlage nicht in § 14 
Abs. 2 StVollzG, sondern in § 17 Abs. 3 
StVollzG.

Schleswig-Holsteinisches Oberlandesge-
richt, Beschluss vom 29. August 2011 – 1 
Vollz Ws 311/11

§ 21 Satz 3 StVollzG 
(Recht auf Selbstverpflegung) 

1.	 Im Bereich des Maßregelvollzugs ist 
§ 21 Satz 3 StVollzG entsprechend 
anzuwenden. 

2.	 § 21 Satz 3 StVollzG sieht nur ein 
Recht auf Selbstverpflegung vor, 
wenn ein Gefangener einer Religi-
onsgemeinschaft mit besonderen 
Speisegeboten angehört und diese 
im Rahmen der Anstaltsverpflegung 
nicht berücksichtigt werden. 

3.	 Die Anstalt ist nicht verpflichtet, dem 
Gefangenen entsprechende Spei-
sen zu beschaffen, hat ihm jedoch 
zu gestatten, sich selbst mit diesen 
zu versorgen. 

4.	 Die Beschränkung der Anstaltsbe-
lieferung auf ein Unternehmen, das 
keinerlei Halalprodukte anbietet, 
stellt sich als ermessensfehlerhaft 
dar.

Kammergericht Berlin, Beschluss vom 29. 
August 2011 – 2 Ws 326/11
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§ 27 StVollzG 
(Besuch mit Trennscheibe)

Die Überwachung des Besuchs auch 
durch Einsatz einer Trennscheibe setzt 
konkrete Anhaltspunkte für das Vorlie-
gen einer Gefährdung der Sicherheit und 
Ordnung der Justizvollzugsanstalt voraus. 
Allerdings ist die Besuchsüberwachung 
bereits dann zulässig, wenn in der Per-
son des Gefangenen oder des Besuchers 
konkrete Missbrauchsgefahren bestehen.

Oberlandesgericht Hamm, Beschluss vom 
11. August 2011 – 1 Vollz (Ws) 328/11

§ 36 StVollzG 
(Vorführung zum Urkundsbe-

amten der Geschäftsstelle) 

Dem Interesse des Inhaftierten an der 
effektiven Wahrnehmung seines Rechts 
zur Einlegung eines frist- und formge-
bundenen Rechtsmittels ist auch durch 
eine ihm zumutbare Vorführung vor 
dem Amtsgericht, in dessen Bezirk er 
untergebracht ist, Genüge getan, sofern 
sichergestellt ist, dass dadurch dem Pro-
tokollierungsersuchen des Gefangenen 
im Zuge eines ordentlichen Geschäfts-
gangs rechtzeitig entsprochen werden 
kann. Auf ein entsprechendes Ersuchen 
ist der Inhaftierte daher dem für die 
Aufnahme zuständigen Rechtspfleger 
vorzuführen. Der Gefangene kann die 
Vorführung zwar ablehnen; er läuft 
dann aber Gefahr, die Rechtsmittelfrist 
schuldhaft zu versäumen.

Hanseatisches Oberlandesgericht Bre-
men, Beschluss vom 21. Dezember 2011 
– Ws 115/11

§ 41 StVollzG 
(Ablösung von der Arbeit) 

1.	 Die Ablösung von der Arbeit kann 
nur entsprechend § 49 Abs. 2 Nr. 
3 VwVfG erfolgen. Danach ist eine 
dauerhafte Ungeeignetheit des Ge-
fangenen für die jeweilige Arbeit 
infolge groben Pflichtverstoßes, 
Arbeitsverweigerung oder Sicher-
heitsgefährdung erforderlich.

2.	 Die gerichtliche Prüfung ist darauf 
beschränkt, ob die Vollzugsbe-
hörde von einem zutreffend und 
vollständig ermittelten Sachverhalt 
ausgegangen ist, ob sie bei ihrer 
Entscheidung den Grundsatz des 
Vertrauensschutzes bedacht und die 
Grenzen des ihr zustehenden Beur-
teilungsspielraums eingehalten hat.

Brandenburgisches Oberlandesgericht, 
Beschluss vom 21. Juli 2011 – 2 Ws (Vollz) 
49/11

§ 51 StVollzG 
(Bildung des Überbrü-

ckungsgeldes)

1.	 Zur Festsetzung des Übergangs-
geldes nach den im Lande Berlin 
geltenden, von den bundeseinheit-
lichen VV abweichenden AV (in der 
Unterhaltspflichten berücksichtigt 
werden).

2.	 § 51 Abs. 1 StVollzG in Verbindung 
mit den dazu ergangenen VV und AV 
der Landesverwaltungen begrün-
den eine Verpflichtung ausschließ-
lich für die Vollzugsbehörde; sie ent-
halten keine Antrags- oder sonstige 
Mitwirkungsmöglichkeit oder gar 
-verpflichtung des Gefangenen 
hinsichtlich der Bildung des Über-
brückungsgeldes (anders erst bei 
dessen Verwendung: § 51 Abs. 2 Satz 
4, Abs. 3 StVollzG), die über die blo-
ße Mitteilung des Vorhandenseins 
von etwaig unterhaltsberechtigten 
Verwandten hinausginge.

3.	 Lässt sich die Unterhaltsfrage nicht 
in dem zur Entscheidung auf der 
Grundlage der AV erforderlichen 
Maße aufklären, so ist auf die bun-
deseinheitliche VV zurückzugreifen, 
die gerade in Ansehung von Fällen 
wie dem vorliegenden zum Zwecke 
der Vereinfachung geschaffen wor-
den ist.

Kammergericht Berlin, Beschluß vom 12. 
September 2011 – 2 Ws 294/11 Vollz

§§ 52, 32 StVollzG 
(Teilnahme am bargeldlosen 

Zahlungsverkehr und Mit-
hören von Telefonaten)

1.	 Soweit der Gefangene am bargeld-
losen Zahlungsverkehr teilnehmen 
möchte, ist ihm dies nach dem An-
gleichungsgrundsatz über ein eige-
nes Girokonto bei einem Kreditins-
titut grundsätzlich zu ermöglichen. 
Für den Fall, dass die Anstalt eine 
solche Überweisung für den Gefan-
genen abwickelt, gilt jedenfalls, dass 
die Überweisung auf das Konto eines 
Dritten nur über das Girokonto der 
in Vertretung des Landes handelnde 
Zahlstelle der Justizvollzugsanstalt 
bei einem Kreditinstitut erfolgen 
kann.

2.	 Das StVollzG bietet keine Handha-
be, zur Zulassung der freiwilligen 
Teilnahme an einem Telefonkar-
tensystem von dem Gefangenen 
und seinen Gesprächspartnern die 
schriftliche Einwilligung zu fordern, 
dass die Justizvollzugsanstalt befugt 
sein soll, ohne besonderen Anlass 
und ohne dass die Gesprächsteil-
nehmer dies bemerken, die geführ-
ten Telefongespräche mitzuhören.

Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 27. Dezember 2011 – 1 Ws 804, 
806/10
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§§ 56, 58 StVollzG 
(Aufschluss des Haftraums)

Zu den erforderlichen Aufklärungs-
bemühungen, um zu klären, ob dem 
möglicherweise an Klaustrophobie und 
Panikattacken leidenden Gefangenen 
aus medizinischen Gründen ein 24stün-
diger Aufschluss seines Haftraumes ge-
währt werden muss. 

Kammergericht Berlin, Beschluß vom 26. 
September 2011 – 2 Ws 257/11 Vollz

§§ 69, 70 StVollzG 
(Besitz und Nutzung von eigenen 
Rundfunk- und Fernsehgeräten)

1.	 § 69 Abs. 2 StVollzG gibt dem Ge-
fangenen einen Anspruch auf Besitz 
und Nutzung eines eigenen Hör-
funk- und Fernsehgerätes, der nur 
unter den Voraussetzungen des § 70 
Abs. 2 StVollzG versagt werden kann. 
Hörfunk- und Fernsehgeräte i. S. d. 
§ 69 StVollzG sind auch solche Ge-
räte, die über Zusatzfunktionen wie 
Internetbrowser oder Schnittstellen 
zur Datenübertragung verfügen.

2.	 Der Besitz und die Nutzung von ei-
genen Rundfunk- und Fernsehge-
räten kann dabei nicht durch eine 
Allgemeinverfügung in Form einer 
Hausordnung geregelt werden; er-
forderlich ist vielmehr eine Einzel-
fallprüfung.

3.	 Der zumutbare Kontrollaufwand 
bestimmt sich nach den konkreten 
örtlichen Verhältnissen, wobei zur 
Vermeidung der Ungleichbehand-
lung von Gefangenen auch die 
Handhabung in anderen Vollzugs-
anstalten zu berücksichtigen ist.

4.	 Ein Gefangener kann im Land 
Sachsen-Anhalt zur Erleichterung 
des Kontrollaufwandes mangels ge-
setzlicher Grundlage nicht auf die 
Anmietung eines Rundfunk- oder 
Fernsehgerätes bei einem autori-
sierten Privatunternehmen verwie-
sen werden.

Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 20. Juli 2011 – 1 Ws 70/11

§§ 69, 70 StVollzG 
(Besitz von eigenen Hör-

funk- und Fernsehgeräten

1.	 § 70 Abs. 2 StVollzG enthält eine 
abschließende Ausnahmeregelung, 
nach der die Nutzung eigener Hör-
funk- und Fernsehgeräte versagt 
werden kann. Daraus folgt, dass der 
generelle Ausschluss eingebrachter 
Fernsehgeräte durch eine Allgemein-
verfügung, wie eine Hausordnung, 
nicht möglich ist.

2.	 Die Frage, ob der Besitz eines Gegen-
standes die Sicherheit und Ordnung 
der Anstalt im Sinne von § 70 Abs. 
2 Nr. 2, 2. Alt. StVollzG gefährdet, 
hängt dabei weitgehend von den 
Umständen des Einzelfalles ab, näm-
lich von der Art des Gegenstandes 
(z.B. Eignung des jeweiligen Gegen-
standes als Versteck, Möglichkeit des 
Umbaus zu sicherheitsgefährdenden 
Zwecken), von den Verhältnissen in 
der konkreten Justizvollzugsanstalt 
und von der Person des Strafgefan-
genen, der den Antrag auf Besitz des 
Gegenstandes gestellt hat, und ist 
deswegen überwiegend tatsächli-
cher Natur

3.	 Deshalb können die aus den tech-
nischen Möglichkeiten ergebenden 
abstrakten Missbrauchsgefahren 
nicht zu einem generellen Verbot 
von Multifunktionsgeräten führen. 
Auch bei diesen ist vielmehr eine 
konkrete Prüfung erforderlich, die 
sich neben der Beschaffenheit des 
Gerätes und dem Sicherheitsgrad 
der Justizvollzugsanstalt an den kon-
kreten örtlichen Gegebenheiten und 
den persönlichen Verhältnissen des 
Strafgefangenen zu orientieren hat.

4.	 Die grundsätzliche Verweisung auf 
von Dritten anzumietende Fern-
sehgeräte ist nach dem geltenden 
Strafvollzugsgesetz nicht möglich

Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 14. Oktober 2011 – 2 Ws 211/11

§ 70 StVollzG 
(Besitz und Bezug von Büchern)

Nach Maßgabe der Absätze 1 und 2 
gewährt § 70 StVollzG dem Gefangenen 
ein subjektives Recht auf Besitz der in 
Absatz 1 genannten Gegenstände. Dies 
gilt auch, wenn der Gefangene sich die 
Bücher per Paket zusenden lassen will.

Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 31. Mai 2011 – 1 Ws 45/11

§ 70 StVollzG 
(Aushändigung einer Gi-

tarre mit Stahlsaiten)

Die Stahlsaiten einer Gitarre können 
leicht zweckentfremdet und zu einer 
Waffe umfunktioniert werden und da-
durch grundsätzlich die Sicherheit in 
der Anstalt gefährden. Ob diese Gefahr 
insbesondere – anders als bei anderen 
Gefangenen, die eine Gitarre besitzen – 
auch bei dem Antragsteller besteht, ist 
untrennbar mit den Besonderheiten des 
Einzelfalls, insbesondere mit der Person 
und dem Vorleben des Antragstellers 
sowie den Umständen seiner Straftaten 
verbunden. 

Schleswig-Holsteinisches Oberlandesge-
richt, Beschluss vom 29. Juli 2011 – 1 Vollz 
Ws 275/11

§ 83 StVollzG 
(Zum Umfang des Besitzes von 

Verteidigungsunterlagen)

Die Vollzugsbehörde hat ihr – am kon-
kreten Einzelfall zu begründendes – In-
teresse an der Einhaltung von Sicherheit 
und Ordnung beim Besitz von Verteidi-
gungsunterlagen zusätzlich gegen den 
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Anspruch eines Angeklagten auf wirksa-
me Verteidigung und Gewährung eines 
rechtsstaatlichen und fairen Verfahrens 
abzuwägen.

Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 27. Oktober 2011 – 2 Ws 149/11

§§ 88, 92 StVollzG 
(Voraussetzungen der Fesselung)

Bei der Feststellung, ob in erhöhtem 
Maße Fluchtgefahr i.S. v. § 88 Abs. 4 
StVollzG vorliegt, steht der Vollzugsbe-
hörde ein ermessensähnlicher Beurtei-
lungsspielraum zu, weil es sich hierbei 
um eine Prognoseentscheidung han-
delt. Die Entscheidung der Anstalt hält 
sich aber nicht mehr innerhalb dieses 
Beurteilungsspielraums, wenn sie es 
unterlässt, nach § 92 Abs. 2 StVollzG 
den Arzt vorher zu hören.

Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 13. Oktober 2011 – 2 Ws 145/11

§ 109 StVollzG 
(Voraussetzungen des 

Schikaneverbots) 

Die Ausübung eines Klagerechts ist un-
ter dem .Gesichtspunkt prozessualer 
Schikane nur dann unzulässig, wenn 
der Kläger von seinem Obsiegen keiner-
lei irgendwie gearteten Nutzen hätte 
und seine Rechtsverfolgung darum aus-
schließlich den Zweck haben kann, dem 
Gegner zu schaden oder das Gericht zu 
belästigen.

Oberlandesgericht Koblenz, Beschluss 
vom 12. Mai 2011 – 2 Ws 92-106/11 (Vollz)

§ 109 StVollzG 
(Begriff der Maßnahme)

Eine Maßnahme i.S.d. §§ 109 ff. StVollzG 
hat daher erst dann Regelungscharak-
ter, wenn dadurch subjektive Rechte 
des Betroffenen begründet, geändert, 
aufgehoben bzw. verbindlich festge-
stellt werden oder die Begründung, Än-
derung, Aufhebung bzw. Feststellung 
solcher Rechte verbindlich abgelehnt 
wird. Innerdienstlichen Vermerken fehlt 
diese Wirkung in der Regel. 

Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 21. November 2011 – 1 Ws 253/11

§ 109 StVollzG 
(Begriff der Maßnahme)

Die von der Anstalt geäußerte Absicht, 
durch eine Kriminologin die Anlasstat, 
die zur Unterbringung des Antragstel-
lers geführt hat, aus kriminologischer 
bzw. wohl kriminalprognostischer Sicht 
bewerten zu lassen bzw. die Umsetzung 
dieser Absicht, hat noch keinen solchen 
unmittelbar die rechtliche Stellung 
des Antragstellers betreffenden Re
gelungscharakter nach § 109 StVollzG. 

Schleswig-Holsteinisches Oberlandesge-
richt, Beschluss vom 8. März 2011 – 1 Vollz 
Ws 65/11

§ 109 StVollzG 
(Rechtsweg bei Verlegung in 

ein anderes Bundesland)

Wird mit dem Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung nach §§ 109 ff. StVollzG 
die Verlegung in ein anderes Bundesland 
betrieben, prüft die Strafvollstreckungs-
kammer nicht, ob die notwendigen Wil-
lenserklärungen des Aufnahmelandes 
bereits vorliegen.

Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 19. Oktober 2011, 2 Ws 228/11

§ 109 StVollzG 
(Untätigkeitsbeschwerde) 

Eine Untätigkeitsbeschwerde ist nur 
ausnahmsweise zulässig, wenn ein 
(weiteres) Hinausschieben der Entschei-
dung zwangsläufig einen endgültigen 
Verfahrensabschluss nach sich zieht 
oder praktisch eine Rechtsverweige-
rung darstellt.

Hanseatisches Oberlandesgericht, Be-
schluss vom 2. November 2011 – 3 Vollz 
(Ws) 40/11

§ 109 StVollzG 
(Antragsbefugnis ei-
nes Rechtsassessors)

Ein Rechtsassessor, der in Untervoll-
macht für einen Rechtsanwalt straf-
rechtliche Mandate wahrnimmt, kann 
eine Verletzung eigenen Rechts i.S.d. § 
109 Abs. 2 StVollzG nicht geltend ma-
chen, wenn die Justizvollzugsanstalt 
ihm die für einen Verteidiger bestehen-
den Besuchsprivilegien verwehrt, solan-
ge er nicht in einer konkreten Strafsache 
mit gerichtlicher Genehmigung nach 
§ 138 Abs. 2 S. 1 StPO zum Verteidiger 
gewählt worden ist.

Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 
10. Mai 2011 – 1 Ws 170/11 (StrVollz)

§§ 111, 115 StVollzG 
(Verweisung bei örtli-
cher Unzuständigkeit) 

1.	 Ist die angerufene Strafvollstre-
ckungskammer örtlich unzuständig, 
weil nach § 111 Abs. 1 Nr. 2 von An-
fang eine andere Vollzugsbehörde 
als die im Antrag bezeichnete am 
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Verfahren beteiligt ist oder weil im 
Verlaufe des Verfahrens ein Partei-
wechsel stattfindet, so ist das Verfah-
ren in entsprechender Anwendung 
von § 83 VwGO i.V.m. § 17 a Abs. 2 
GVG nach Anhörung der Beteilig-
ten – auch ohne entsprechenden 
Antrag – von Amts wegen an das 
zuständige Gericht zu verweisen.

2.	 In der Zurückweisung eines Fest-
stellungsantrages nach § 115 Abs. 
3 StVollzG als unzulässig mangels 
Feststellungsinteresses liegt die 
konkludente Bejahung der eigenen 
Zuständigkeit; hieran ist die Straf-
vollstreckungskammer – auch im 
Falle ihrer eigentlichen Unzustän-
digkeit – gebunden und kann sich 
nach Aufhebung und Zurückverwei-
sung nicht mehr für unzuständig 
erklären.

Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 7. 
April 2011 – 1 Ws 115/11 (StrVollz)

§ 115 StVollzG 
(Feststellunginteresse) 

Die Ablösung des Gefangenen von 
der Arbeit begründet ein berechtigtes 
Interesse des Gefangenen an der Fest-
stellung der u.U. gegebenen Rechts-
widrigkeit der Maßnahme i.S.d. § 115 
Abs. 3 StVollzG.

Oberlandesgericht Karlsruhe, Beschluss 
vom 11. November 2011 – 3 Ws 353/11

§ 116 StVollzG 
(Zulässigkeit der Rechtsbe-

schwerdeUmfang des Einkaufs)

Bei einer Aufhebung der gerichtlichen 
Entscheidungen durch das BVerfG ist die 
Rechtsbeschwerde über den Wortlaut 
des § 116 Abs. 1 StVollzG hinaus zulässig.

Oberlandesgericht Stuttgart, Beschluss 
vom 5. Dezember 2011 – 4 Ws 69/10

§ 130 StVollzG 
(Verlegung innerhalb der Anstalt)

1.	 Sicherungsverwahrte haben eben-
so wie Strafgefangene keinen 
Anspruch auf einen bestimmten 
Haftraum, sondern die Vollzugsbe-
hörde hat über einen Antrag auf Ver-
legung in einen anderen Haftraum 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
entscheiden. 

2.	 Die lediglich formelhafte und pau-
schale Bezugnahme auf „vollzugsor-
ganisatorische Gründe“ reicht nicht 
aus, um die Ablehnung der Entschei-
dung der Anstalt auf Ermessenfehler 
zu prüfen.

Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 13. Oktober 2011 – 2 Ws 219/11

§ 130 StVollzG 
(Vollzug der Siche-
rungsverwahrung) 

1.	 Das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 4. Mai 2011 – 2 BvR 
2365/09 u.a. – schafft keine Lage, in 
der es den Gerichten möglich wäre, 
im Wege der Rechtsfortbildung Leit-
sätze für die Behandlung derjenigen 
Gefangenen aufzustellen, gegen die 
Sicherungsverwahrung angeordnet 
ist, gegen die aber voraussichtlich 
zuvor noch jahrelang Strafhaft 
vollstreckt wird. Das bereits auf die 
tunliche Vermeidung des Antritts 
der Sicherungsverwahrung zielende 
Postulat der therapeutischen Aus-
richtung der Strafhaft richtet sich 
in erster Linie an den Gesetzgeber.

2.	 Zu den Voraussetzungen einer Ver-
legung in ein anderes Bundesland.

Kammergericht Berlin, Beschluß vom 29. 
Juli 2011 – 2 Ws 277/11 Vollz

§§ 130, 22 StVollzG 
(Umfang des Einkaufs)

Die Entscheidung, ob Sicherungsver-
wahrten bestimmte Produkte im Ein-
kauf zu gewähren sind, steht im Ermes-
sen der Anstalt.

Oberlandesgericht Hamm, Beschluss 
vom 22. November 2011 – III-1 Vollz (Ws) 
421/11

§§ 130, 43 StVollzG 
(Arbeitsentgelt bei Siche-

rungsverwahrten)

Entgegen der Ansicht des Unterge-
brachten verhält sich die Entschei-
dung des BVerfG vom 04.05.2011 (2 
BvR 2333/08 u.a.) nicht dazu, dass zur 
Wahrung des Abstandsgebots die Ar-
beitsentgelte von Sicherungsverwahr-
ten abweichend von der Entscheidung 
vom 24.03.2002 (NJW 2002, 20ff) zu 
bestimmen wären.

Oberlandesgericht Hamm, Beschluss 
vom 24. November 2011 – III-1 Vollz (Ws) 
570/11

§§ 130, 52 StVollzG 
(Stromkostenbeteiligung in 
der Sicherungsverwahrung)

Die Berücksichtigung des Abstands-
gebotes kann dazu führen, dass Leis-
tungen der Antragsgegnerin, die im 
Strafvollzug den Grundbedarf überstei-
gen und daher kostenpflichtig zur Ver-
fügung gestellt werden dürfen, in der 
Sicherungsverwahrung unentgeltlich 
bereitzustellen sind. Für die elektrischen 
Geräte des Antragstellers erfordert dies 
eine Einzelfallbetrachtung, die Gerät 
für Gerät beurteilt, ob und inwieweit 
den persönlichen Bedürfnissen des An-
tragstellers und seinem Anspruch auf 
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Besserstellung beim Vollzug der Siche-
rungsverwahrung gegenüber Strafge-
fangenen durch eine kostenlose Strom-
versorgung Rechnung zu tragen ist.

Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 2. Dezember 2011 – 2 Ws 254/11

§§ 130, 70 StVollzG 
(Eigenes Fernsehgerät in der 

Sicherungsverwahrung)

1.	 Bei der Prüfung, ob ein in der Siche-
rungsverwahrung Untergebrachter 
ein eigenes Fernsehgerät besitzen 
darf, ist im Hinblick auf das aus dem 
präventiven Charakter der Maßre-
gel folgende Abstandsgebot im 
Vergleich zur Ausgestaltung des 
Strafvollzuges ein erhöhtes Maß 
an Kontroll- und damit verbunde-
nem Verwaltungsaufwand für die 
Justizvollzugsanstalt als zumutbar 
anzusehen. 

2.	 Die generelle Verweisung der Un-
tergebrachten per Allgemeinver-
fügung auf die Anmietung eines 
Fernsehgerätes von einem durch die 
Justizvollzugsanstalt hierzu autori-
sierten Unternehmen ist unzulässig.

Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 26. Mai 2011 – 1 Ws 638/10

§ 132 StVollzG 
(Tragen von Anstaltskleidung 

bei Sicherungsverwahrten)

1.	 § 132 StVollzG gewährt einem in 
der Sicherungsverwahrung Unter-
gebrachten das Recht, eigene Klei-
dung zu tragen 

2.	 Das für die Unterbringung in der Si-
cherungsverwahrung maßgebliche 
verfassungsrechtliche Abstandge-
bot erfordert es nicht, dem Antrag-
steller ausnahmslos und ungeach-
tet der in der Justizvollzugsanstalt 

bestehenden sicherheitsrelevanten 
Belange in der gesamten Anstalt 
das Tragen von Privatkleidung zu 
gestatten, wenn dem zwingende 
Belange der Anstaltssicherheit ent-
gegenstehen. 

3.	 Allerdings genügen die Erwä-
gungen, mit denen die Strafvoll-
streckungskammer und die An-
tragsgegnerin das Tragen eigener 
Kleidung außerhalb der Abteilung 
für Sicherungsverwahrte abgelehnt 
haben, nicht den Begründungsan-
forderungen, die im konkreten Fall 
unter Berücksichtigung des Ab-
standgebotes zu stellen sind.

Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 25. Oktober 2011 – 1 Ws 403/11

§ 153 StVollzG 
(Verlegung in ein ande-

res Bundesland)

Soweit die Landesjustizverwaltung 
keine Regelung im Sinne von § 153 
StVollzG getroffen hat, ist der Leiter 
der Anstalt, in der die Strafe vollzogen 
wird, für die Verlegungsentscheidung 
originär zuständig. Dies gilt auch dann, 
soweit es sich um eine Verlegung in ein 
anderes Bundesland handelt.

Pfälzisches Oberlandesgericht Zweibrü-
cken, Beschluss vom 5. Juli 2011 – 1 Ws 
53/11 (Vollz)

§§ 179, 180 StVollzG 
(Prognosegutachten im Voll-

streckungsverfahren)

Die Vollzugsbehörde darf ein im Vollstre-
ckungsverfahren über den Gefangenen 
erstattetes schriftliches Prognosegut-
achten anfordern, an sich übermitteln 
lassen und zu den Gefangenenperso-
nalakten nehmen.
 

Kammergericht Berlin, Beschluß vom 2 
September 2010 – 2 Ws 288/10 Vollz

§ 185 StVollzG 
(Akteneinsicht in sons-

tige Unterlagen)

Der Gefangene hat keinen Anspruch 
auf Auskunft über oder Einsicht in in-
terne, lediglich vorbereitende Arbeits-
grundlagen und Entwürfe der an der 
Vollzugsplanfortschreibung beteiligten 
Mitarbeiter, wenn sie nicht Bestandteil 
der Gefangenenpersonalakten gewor-
den sind. 
 
Kammergericht Berlin, Beschluß vom 9. 
September 2010 – 2 Ws 390/10 Vollz

§ 17a GVG 
(Rechtsweg bei Einsicht in
Gefangenenpersonalakte) 

Rechtsstreitigkeiten um das Recht ei-
nes Gefangenen auf Einsicht in seine 
Gefangenenpersonalakten sind vor den 
ordentlichen Gerichten auszutragen. 

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-
Westfalen, Beschluss vom 7. September 
2011 – 8 E 879/11 

§ 68 GKG 
(Streitwertbeschwerde) 

Gemäß § 68 Abs. 1 Satz 1 GKG ist die 
Beschwerde gegen die Wertfestset-
zung nur zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 200,- EUR 
übersteigt.

Brandenburgisches Oberlandesgericht, 
Beschluss vom 2. Dezember 2010 – 2 Ws 
(Vollz) 176/10
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Art. 13 BayStVollzG 
(Ausführung bei lebens-
langer Freiheitsstrafe) 

Bei einem durch Anstaltsbedienstete 
begleiteten Ausgang (Ausführung im 
Sinne des Art. 13 Abs. 1 Ziff. 2 BaySt-
VollzG) beurteilt sich das Tatbestands-
merkmal der Fluchtgefahr danach, ob 
bei den von der Vollzugsanstalt genann-
ten Sicherungsmaßnahmen die Gefahr 
des Entweichens des Strafgefangenen 
droht, etwa weil diese in Anbetracht 
der Gefährlichkeit des Strafgefange-
nen nicht ausreichend sind oder von 
außenstehenden Dritten gewalttätige 
Befreiungsaktionen drohen. 
 
Oberlandesgericht München, Beschluss 
vom 24. März 2010 – 4 Ws 35/10 (R)

Art. 13 BayStVollzG 
(Ermessensausübung bei 

Urlaubsgewährung)

1.	 Die bloße Berufung auf eine Verwal-
tungsvorschrift (hier: Ziffer 2 Abs. 1 
der Verwaltungsvorschrift zu Art. 13 
BayStVollzG) stellt keine ausreichen-
de Ermessensausübung dar.

2.	 Die Schwere der Schuld kann bei 
der Ermessensentscheidung über 
Vollzugslockerungen berücksichtigt 
werden.

Oberlandesgericht Nürnberg, Beschluss 
vom 18. Juli 2011 – 1 Ws 151/11

Art. 22 BayStVollzG 
(Tragen von Anstaltskleidung) 

1.	 Die grundsätzliche Verpflichtung 
Anstaltskleidung zu tragen, dient 
dazu, den Vollzug der Strafe für alle 
Gefangenen gleich zu gestalten und 
damit ein „gleichmäßiges Strafübel“ 
zu gewährleisten. 

2.	 Bei einer Abweichung von der 
Rechtsprechung eines anderen au-
ßerbayerischen OLG in einer Frage 
des BayStVollzG ist eine Vorlage-
pflicht an den Bundesgerichtshof 
nicht gegeben. 

Oberlandesgericht München, Beschluss 
vom 2. Dezember 2010 – 4 Ws 153/10 (R)

Art. 34 BayStVollzG 
(Anhalten von Schreiben bei 

unerlaubter Rechtsberatung)

Rechtswidrige Rechtsberatung inner-
halb einer Anstalt ist für sich genommen 
geeignet, die Ordnung der Anstalt zu 
gefährden. Dies gilt umso mehr, wenn 
die rechtsberatende Tätigkeit anstalts-
übergreifend stattfindet.

Oberlandesgericht München, Beschluss 
vom 2. Dezember 2011 – 4 Ws 119/11 (R)

Art. 203 BayStVollzG 
(Zum Umfang des 

Akteneinsichtsrechts) 

Bei der Frage, ob der Antragsteller auf 
die Auskunftserteilung oder Akten-
einsicht angewiesen ist, handelt es 
sich um die Auslegung unbestimmter 
Rechtsbegriffe, die der gerichtlichen 
Überprüfung zugänglich ist. Die zu § 
185 StVollzG von der Rechtsprechung 
hierzu entwickelten Grundsätze gelten 
auch für Art. 203 BayStVollzG 

Oberlandesgericht München, Beschluss 
vom 10. Januar 2011 – 4 VAs 17/09

§§ 48 Abs. 3 HmbSt-
VollzG, § 811 Abs. 

1 Nr. 8 ZPO 
(Pfändung von Eigengeld) 

1.	 Der Anspruch des Gefangenen, Ei-
gengeld in angemessener Höhe für 
den Einkauf (§ 25 HmbStVollzG) zu 
verwenden, wenn er ohne Verschul-
den nicht über Haus- oder Taschen-
geld in angemessenem Umfang 
verfügt (§ 48 Abs. 3 HmbStVollzG), 
kann nicht von der vollständigen 
Überweisung einer Altersrente auf 
das Eigengeldkonto abhängig ge-
macht werden. 

2.	 Die Auslegung eines Pfändungs- 
und Überweisungsbeschlusses ist 
– wenn streitig – im Rahmen eines 
Verfahrens nach § 766 ZPO vor den 
Zivilgerichten zu klären. Es ist Sache 
des Gefangenen als Schuldner, die-
ses Verfahren zu betreiben. Aufgabe 
der JVA und der Strafvollstreckungs-
kammer ist es hingegen, den nicht 
rechtskundigen Gefangenen auf 
diese Rechtslage hinzuweisen. Das 
ergibt sich aus der Fürsorgepflicht 
der Anstalt und des Gerichts. 

3.	 Die Rechtsprechung des BGH zur 
Unanwendbarkeit der Pfändungs-
freigrenze des § 850c ZPO auf das 
Arbeitsentgelt des Gefangenen für 
eine ihm zugewiesene Beschäfti-
gung (BGHZ 160, 112) bedeutet 
nicht, dass das Eigengeldguthaben 
eines Gefangenen uneingeschränkt 
pfändbar ist. Es ist vielmehr in der 
zivilrechtlichen Rechtsprechung 
anerkannt, dass dem bedürftigen 
Gefangenen ein Teil seines Eigengel-
des zur Befriedigung seiner persön-
lichen Bedürfnisse pfändungsfrei 
verbleibt. 

4.	 Allerdings ist die Bestimmung der 
Pfändungsgrenze im Einzelfall 
grundsätzlich den Zivilgerichten 
zugewiesen, die im Rahmen des 
Verfahrens nach § 766 ZPO über 
Einwendungen gegen den Umfang 
der Pfändung zu entscheiden ha-
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ben. Das gilt aber dann nicht, wenn 
die Unpfändbarkeit der in Rede ste-
henden Forderung klar auf der Hand 
liegt. Dem Schuldner – auch dem 
inhaftierten – ein Geldbetrag zur 
Befriedigung seiner grundlegenden 
privaten Bedürfnisse pfändungsfrei 
zu belassen, ergibt sich aus den zivil-
rechtlichen Pfändungsvorschriften 
– hier: § 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO – und 
ist letztlich Ausdruck des sozialen 
Rechtsstaats. 

5.	 Die Zahlung jedenfalls eines Betra-
ges von monatlich 43 Euro an ei-
nen Gefangenen, der über keinerlei 
Haus- und Taschengeld verfügt, ist 
nach § 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO pfän-
dungsfrei. 

Hanseatisches Oberlandesgericht in 
Hamburg, Beschluss vom 7. Dezember 
2010 – 3 Vollz (Ws) 72/10

§ 49 HmbStVollzG 
(Beteiligung der Strafgefan-

genen an Stromkosten) 

1.	 § 49 Abs. 3 HmbStVollzG ermög-
licht es lediglich, Gefangene an 
den Stromkosten zu beteiligen, die 
durch die Nutzung von Elektroge-
räten entstehen, die über den von 
der JVA kostenfrei zu gewährenden 
Grundbedarf hinausgehen. 

2.	 Eine Beteiligung an diesen Strom-
kosten kann durch Kostenpauscha-
len erfolgen. 

3.	 Die Höhe der Kostenpauschale darf 
die bei durchschnittlichem Ge-
brauch der Elektrogeräte tatsächlich 
entstehenden Stromkosten nicht er-
reichen. 

Hanseatisches Oberlandesgericht in 
Hamburg, Beschluss vom 4. Februar 2011 
– 3 Vollz (Ws) 3/11

§ 28 NJVollzG 
(Zur akustischen Überwa-

chung des Besuchs) 

Für die akustische Überwachung des 
Besuchs müssen in der Person des Ge-
fangenen konkrete und objektiv fass-
bare Anhaltspunkte für die Annahme 
vorliegen, der Gefangene werde auch in 
Zukunft die Möglichkeit unüberwachter 
Besuch zu missbräuchlichem Handeln 
verwenden. Dabei können auch die Fest-
stellungen aus einem nicht rechtskräfti-
gem Strafurteil berücksichtigt werden.

Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 
21. Dezember 2010 – 1 Ws 502/10 (Str-
Vollz)

§ 29 NJVollzG 
(Benutzung des anstalts-

eigenen Faxgeräts)

1.	 Zum Anspruch eines Strafgefange-
nen auf Zugang zum anstaltseige-
nen Faxgerät am Tag des Fristablaufs 
für die Einlegung eines Rechtsbe-
helfs.

2.	 Die Dringlichkeit eines Falls im Sinne 
des § 29 Abs. 1 Satz 2 NJVollzG ist nach 
objektiven Kriterien und unabhängig 
davon zu beurteilen, ob der Strafge-
fangene den Eilbedarf in vorwerfbarer 
Weise herbeigeführt hat.

Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 
23. August 2011 – 1 Ws 325/11 (StrVollz)

§ 30 NJVollzG 
(Durchsuchung von 

Verteidigerpost) 

1.	 Im Haftraum aufbewahrte Unterla-
gen, die ausdrücklich als „Verteidi-
gerpost“, „Abgeordnetenpost“ oder 
auch „Verteidigungsunterlagen“ ge-

kennzeichnet sind, dürfen von der 
Vollzugsbehörde nicht inhaltlich 
zur Kenntnis genommen werden. 
Sie dürfen nicht aus dem Haftraum 
entfernt werden und dürfen nur in 
Anwesenheit des Gefangenen einer 
Sichtkontrolle auf verbotene Gegen-
stände unterzogen und flüchtig 
angelesen werden, um Missbrauch 
vorzubeugen.

2.	 Dies gilt auch für nicht ausdrücklich 
gekennzeichnete Verteidigerpost. 
Stellt die Vollzugsbehörde bei der 
Haftraumkontrolle durch Anlesen 
dieser Unterlagen fest; dass es sich 
um Verteidigerpost oder Verteidi-
gungsunterlagen handelt, so hat 
sie sie auch als solche zu behandeln. 
Kann sie dagegen die Unterlagen 
nicht einem bestimmten Bereich 
zuordnen, so muss sie den Gefan-
genen hinzuziehen, um diese Frage 
zu klären.

Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 
15. Oktober 2010 – 1 Ws 458/10 (StrVollz)

§§ 56 ff NJVollzG 
(Transsexualität) 

1.	 Der Antrag eines Strafgefangenen 
auf Veranlassung psychologischer 
Behandlung durch einen Fachpsy-
chologen ist nicht an § 14 NJVoll-
zG, sondern an §§ 56 ff NJVollzG zu 
messen, wenn der Gefangene sich 
darauf beruft, transsexuell zu sein.

2.	 Das Tragen von Damenbekleidung 
im Strafvollzug durch einen männ-
lichen Gefangenen kann wegen 
des in § 22 NJVollzG eingeräumten 
Anspruchs auf Tragen eigener Klei-
dung nicht mit allgemeinen Zweck-
mäßigkeits- oder sich an tradierten 
Verhaltensmustern orientierenden 
Erwägungen versagt werden.

3.	 Vor der Entscheidung, einem männ-
lichen Gefangenen das Tragen von 
Damenbekleidung zu untersagen, 
um ihn vor Übergriffen anderer 
Gefangener zu schützen, muss die 
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Vollzugsbehörde prüfen, ob zur 
Beseitigung der Gefahr vorrangig 
anderweitige Maßnahmen – insbe-
sondere gegenüber Personen, von 
denen die Gefahr ausgeht – in Be-
tracht kommen.

4.	 Die Gestattung des Erwerbs von 
Körperpflegemitteln (hier: Kosmeti-
ka) beim Anstaltskaufmann umfasst 
regelmäßig auch die Genehmigung 
zum Besitz dieser. Der gleichwohl 
erfolgende Entzug stellt den Wider-
ruf eines begünstigenden Verwal-
tungsaktes dar, der nur unter den 
Voraussetzungen des § 100 NJVollzG 
i.V.m. § 49 VwVfG in Betracht kommt.

Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 
9. Februar 2011 – 1 Ws 29/11 (StrVollz)

§§ 191, 192 NJVollzG
(Zur Bekanntgabe von Da-

ten an Mitgefangene) 

Zur Bekanntgabe von Daten bei der 
Möglichkeit des Mithörens durch Mit-
gefangene

Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 
25. November 2010 – 1 Ws 571/10 (Str-
Vollz) 

§ 95 ThürUVollzG; 
§ 1 Thüringer Ge-
setz zur Regelung 
des Datenschutzes 
und der Videoüber

wachung bei Vollzug 
der Freiheitsstrafe 

und der Sicherungs
verwahrung 

(Akteneinsichtsrecht und Aus-
kunftsanspruch des Strafgefange-
nen wegen der Begrünung der ne-
gativen Lockerungsentscheidung)

1.	 In Thüringen ist die rechtliche Grund-
lage für das Begehren des Strafge-
fangenen auf Akteneinsicht und 
Auskunft § 95 ThürUVollzG i.V.m. § 1 
Thüringer Gesetz zur Regelung des 
Datenschutzes und der Videoüberwa-
chung bei Vollzug der Freiheitsstrafe 
und der Sicherungsverwahrung.

2.	 Gem. § 95 Abs. 2 Satz 2 ThürUVollzG be-
stimmt die Anstalt oder die Aufsichts-
behörde das Verfahren, insbesondere 
die Form der Auskunftserteilung, nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Da der 
genaue Wortlaut der Begründung 
der Ablehnung von Vollzugslocke-
rungen für die Rechtsverfolgung des 
Betroffenen wichtig ist, genügt eine 
mündliche Mitteilung der Begrün-
dung nicht. Nach pflichtgemäßem 
Ermessen ist die Auskunft vielmehr 
zusätzlich durch Überlassung einer 
dem Original entsprechenden Foto-
kopie zu erteilen.

3.	 Kosten dürfen dafür nicht erhoben 
werden, weil gem. § 95 Abs. 3 ThürU-
VollzG die Auskunft unentgeltlich ist.

4.	 Ein Anspruch auf Akteneinsicht be-
steht hingegen grundsätzlich nicht.

Thüringer Oberlandesgericht, Beschluss 
vom 04. März 2011 – 1 Ws 14/11

§ 7 Abs. 4 Satz 
1 SGB II 

(Leistungsausschluss bei 
Ersatzfreiheitsstrafe)

Der Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 4 
Satz 1 SGB II greift vom ersten Tag der In-
gewahrsamnahme an auch dann, wenn 
der Hilfebedürftige in einer Justizvoll-
zugsanstalt eine Ersatzfreiheitsstrafe 
gemäß § 43 StGB verbüßt. Auch hier 
handelt es sich um einen Aufenthalt in 
einer Einrichtung zum Vollzug richter-
lich angeordneter Freiheitsentziehung 
im Sinne des § 7 Abs. 4 Satz 2 SGB II.

Bundessozialgericht, Urteil vom 21. Juni 
2011 – B 4 AS 128/10.R

§ 7 Abs. 4 Satz 
1 SGB II 

(Leistungsausschluß bei 
Ersatzfreiheitsstrafe)

Der Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 
4 Satz 1 SGB II greift ungeachtet der 
Tatsache ein, dass ein erwerbsfähiger 
Antragsteller eine Ersatzfreiheitsstrafe 
gemäß § 43 StGB verbüßt. Auch in die-
ser Situation hält sich ein Gefangener 
in einer Einrichtung zum Vollzug einer 
richterlich angeordneten Freiheitsent-
ziehung auf. Dies gilt auch dann, wenn 
der Gefangene in ein Freigängerhaus 
verlegt wird.

Bundessozialgericht, Urteil vom 24. Feb-
ruar 2011 – B 14 AS 81/09.R
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§ 7 SGBII, § 
68 SGB XII 

(Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts)

1.	 Ein Inhaftierter kann nicht einem Er-
werbstätigen im Sinne des § 7 Abs. 4 
Satz 3 Ziff. 2 SGB II dadurch gleichge-
stellt werden, dass er im Außenkom-
mando einer Justizvollzugsanstalt 
beschäftigt wird. Hiermit kommt 
er lediglich seiner Arbeitspflicht 
gemäß § 41 Abs. 1 StVollzG nach, 
ohne unter den Bedingungen des 
allgemeinen Arbeitsmarktes tätig 
zu sein.

2.	 Eine zur Erhaltung des Wohnraums 
gemäß § 68 Abs. 1 Satz 1 SGB XII in 
Verbindung mit § 4 Abs. 1 / 2 DVO 
zu § 69 SGB XII und § 15 Abs. 1 Satz 
1 SGB XII bewilligte Hilfe kommt 
regelmäßig nur bei kurzen Haftauf-
enthalten in Betracht.

LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
15. April 2011 – L 14 AS 218/11.B.ER

§ 12 SGB VI 
(Kostenübernahmeerklä-
rung für Drogentherapie)

1.	 Wenn sich ein Antragsteller noch in 
Haft befindet und keine konkrete 
Aussicht auf eine baldige Haftentlas-
sung besteht, kann aufgrund der aus 
§ 12 Abs. 1 Ziff. 5 SGB VI folgenden 
Ausschlussnorm keine Verpflich-
tung des zuständigen Trägers der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
(GRV) zur Bewilligung von Leistun-
gen zur medizinischen Rehabilita-
tion in Form einer Kostenzusage 
für eine nach dem Freiheitsentzug 
durchgeführte Drogentherapie er-
folgen.

2.	 Der Vollzug einer Freiheitsstrafe 
stellt keinen geringfügigen, son-
dern einen wesentlichen Aus-
schlussgrund für die Bewilligung 

von Leistungen zur Teilhabe gemäß 
den §§ 9 ff. SGB VI (insbesondere 
nach § 15 SGB VI – „Leistungen zur 
medizinischen Rehabilitation“) dar 
und ist deshalb grundsätzlich nicht 
im Wege einer Nebenbestimmung 
entsprechend § 32 Abs. 1 / Abs. 2 
Ziff. 2 SGB X sicherzustellen.

3.	 § 12 Abs. 1 Ziff. 5 SGB VI trifft eine 
grundsätzliche Kompetenzentschei-
dung, wonach in den dort genann-
ten Fällen die medizinische Rehabili-
tation nicht in den Aufgabenbereich 
der gesetzlichen Rentenversiche-
rung fällt.

4.	 Bei der Entscheidung, ob ein Träger 
der GRV medizinische Rehabilitati-
onsleistungen erbringt (§ 15 Abs. 1 
Satz 1 SGB VI), handelt es sich um 
keine Ermessens-, sondern um eine 
gebundene Entscheidung, so dass 
eine Anwendbarkeit des § 32 Abs. 
2 SGB X ausscheidet.

5.	 Es kann hier aber ein Antrag auf die 
Ausfertigung der Zusage einer Kos-
tenübernahmeerklärung für eine 
Rehabilitationsmaßnahme nach der 
Haftentlassung als Zusicherung ge-
mäß § 34 Abs. 1 Satz 1 SGB X durch 
den Rentenversicherungsträger er-
folgen.

Landessozialgericht Hessen, Beschluss 
vom 9. Juni 2011 – Az.: L 5 R 170/11.B.ER

§ 5 SGB V, § 
48 SGB XII 

(Anspruch auf Sozialleis-
tungen bei Krankheit)

1.	 Wer bereits unmittelbar vor der 
Haftentlassung beim zuständigen 
Sozialhilfeträger für die Zeit nach 
dem Vollzug der Freiheitsstrafe ei-
nen auf die §§ 41 ff. SGB XII ge-
stützten Leistungsantrag stellte, war 
unmittelbar nach seiner Freilassung 
entsprechend § 5 Abs. 8 a Satz 2 SGB 
V Empfänger laufender Leistungen 
nach dem Vierten Kapitel des SGB 

XII und hiermit von der Begründung 
eines Pflichtversicherungsverhältnis 
gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V aus-
geschlossen.

2. 	 Die Tatsache, dass die Bewilligung 
von Leistungen der Grundsicherung 
im Alter erst einige Zeit nach der 
Haftentlassung erfolgte, ändert hie-
ran nichts. Für den Empfang laufen-
der Leistungen im Sinne des § 5 Abs. 
8 a Satz 2 SGB V ist es maßgeblich, 
ab wann sie beansprucht und durch 
den Sozialhilfeträger zuerkannt wer-
den.

3.	 In dieser Situation besteht im Be-
darfsfall ab der Haftentlassung ein 
Anspruch auf die Gewährung von 
Hilfe bei Krankheit (§ 48 SGB XII).

4.	 Aufgrund der Nichtfömlichkeit des 
Sozialverwaltungsverfahrens (§ 9 
SGB X) ist auch ein fernmündlicher 
Antrag eines (noch) Inhaftierten 
ebenso wirksam wie die in dieser 
Angelegenheit durchgeführte Her-
anziehung Dritter als Hilfspersonen 
(z. B. den Sozialdienst der JVA).

Landessozialgericht Nordrhein-Westfa-
len, Urteil vom 18. Mai 2011 – L 12 SO 
60/09

§§ 34, 67 SGB XII 
(Kosten für Unterkunft)

1.	 Mietschulden nach § 34 SGB XII sind 
nicht zu übernehmen, wenn für die 
Zukunft zu erwarten ist, dass die 
Wohnung nicht erhalten bleiben 
kann. Das ist anzunehmen, wenn 
die Miete die Angemessenheits-
grenze nach § 29 Abs. 1 S. 2 SGB XII 
übersteigt und der Hilfebedürftige 
aus persönlichen oder finanziellen 
Gründen nicht in der Lage sein wird, 
den darüber liegenden Betrag aus 
dem Regelsatz zu bestreiten.

2.	 Unter den Voraussetzungen der Zif-
fer 1 sind auch Erhaltungshilfen für 
die bisherige Wohnung nach § 67 
SGB XII ausgeschlossen.

3.	 Ob zur Beschaffung einer anderen 





124 • FS 2/2012 Medien

Gefährliche Freiheit? 
Das Ende der Sicherungsverwahrung

Im Herder-Verlag Freiburg ist im Janu-
ar 2012 das Buch von Peter Asprion 

unter dem Titel „Gefährliche Freiheit? 
Das Ende der Sicherungsverwahrung“ 
erschienen. Der Autor ist hauptamtli-
cher Bewährungshelfer in Freiburg und 
beruflich sehr nahe am Thema, da er für 
die Betreuung der Sicherungsverwahr-
ten im Rahmen seines Dienstauftrages 
als Bewährungshelfer zuständig ist. Er 
greift das Thema Sicherungsverwah-
rung kritisch auf, indem er den Leser 
die Biografien von zwei Probanden 
vorstellt, von denen einer nach 36 Jah-
ren Haft und Sicherungsverwahrung 
aufgrund des Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte vom 
Dezember 2009 nunmehr aus der Si-
cherungsverwahrung entlassen wurde, 
ohne dass eine nennenswerte Entlas-
sungsvorbereitung aus der Haft heraus 
stattfand: Allein dieser Sachverhalt ist 
kein Glanzstück bundesdeutscher Re-
sozialisierung ! Gerade diese Biografie 
der beiden Probanden lässt erahnen, 
in welche kafkaesken Abgründe die 
Verurteilten hierbei schauen mussten. 
Unmotivierte Verteidiger, Gutachter, die 
voneinander abschrieben, Verfahrens-
fehler etc. spielten hierbei eine Rolle 
und bilden in der Vita der Probanden 
den durchgehenden roten Faden. As-
prions Verdienst ist es im vorliegenden 
Werk den Finger in eine Wunde gelegt 
zu haben, wonach bei der Unterbrin-
gung und dem Umgang mit Siche-
rungsverwahrten momentan eine mas-
sive Schieflage zu verzeichnen und eine 
sachliche Debatte hierüber scheinbar 
unmöglich ist. Die Verurteilten werden 
dämonisiert und der Mainstream inner-
halb der Bevölkerung und Medien folgt 
dem Diktum von Altkanzler Schröder, 
wonach diese Menschen wegzusperren 
sind – und zwar für immer. Die öffentli-
che und mediale Wahrnehmung steht 
allerdings im krassen Widerspruch zur 

kriminologischen Forschung und Rea-
lität. Die Fachwelt wird nimmer müde 
zu postulieren, dass gerade im Bereich 
der Gewaltkriminalität und im Bereich 
der Sexualstraftaten seit vielen Jahren 
rückläufige Zahlen zu verzeichnen sind.

Asprion argumentiert aus Sicht 
seiner Probanden und nimmt deren 
Schicksal in den Fokus seiner Auseinan-
dersetzung. Der Autor macht in seinem 
Buch auf Schwachstellen im System 
des Strafens aufmerksam und zeigt auf, 
dass Resozialisierung eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe ist und auch bei 
schwierigsten Haftentlassenen z.B. die 
Kommunen rechtlich in der Verpflich-
tung stehen, für Wohn- und Partizipa-
tionsmöglichkeiten zu sorgen. Dieses 
Buch musste daher Klienten orientiert 
ausfallen, wobei der Autor die Opfer und 
deren Angehörige durchaus mit berück-
sichtigt und keinen Zweifel aufkommen 
lässt, dass denen alle Unterstützung 
und jegliches Mitgefühl unbedingt zu-
gesprochen werden muss. Er kommt 
jedoch auch zu dem Ergebnis, dass es 
eine allumfassende Sicherheit in einer 
Demokratie nicht geben kann: Rest-
risiken sind zu tragen. Asprions Buch 
„Gefährliche Freiheit?“ ist ein wichtiges 
Werk zur richtigen Zeit und kann dazu 
beitragen, die Sichtweise in der mo-
mentan konfliktbeladenen Diskussion 
um das Thema „adäquater Umgang/
Behandlung Sicherungsverwahrter“ 
neu zu überdenken und das Thema 
emotionsfreier ohne Dämonisierung 
zu reflektieren.

Peter Asprion: „Gefährliche Freiheit? Das Ende 
der Sicherungsverwahrung“ unter Mitarbeit 
von Billy Meyer, gebunden mit Schutzumschlag, 
200 Seiten, Herder-Verlag Freiburg, 2012,

ISBN: 978-3-451-30533-7, Preis: 16,99 €.
Rezension: © Willi Wilhelm, Bornheim
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Entwicklungspsychologie – Erwachsenenalter 

Das Lehrbuch zur Entwicklungs-
psychologie im Erwachsenenal-

ter umfasst neben einem Vorwort und 
einem Anhang zwölf Kapitel. Es fußt 
inhaltlich auf der Grundannahme, „(…) 
dass Denken, Erleben und Handeln des 
Menschen in allen Phasen des Lebens 
bis in ein hohes Alter hinein veränder-
lich und in Grenzen auch erweiterbar 
sind“ (S. 11). 

Der Fokus liegt auf der Vermittlung 
von Grundkenntnissen zur Entwick-
lungspsychologie des mittleren und 
höheren Alters und stellt somit eine 
gute Basis dar, um Interventionen ent-
wicklungsförderlich zu planen und zu 
gestalten.

Die ersten beiden Kapitel stellen die 
theoretischen Grundlagen der Entwick-
lungspsychologie des Erwachsenenal-
ters in den Mittelpunkt des Interesses. 
So wird auf Begrifflichkeiten, Grundan-
nahmen und Konzepte ebenso einge-
gangen wie auf Methoden der Verände-
rungsmessung. Danach schließen sich 
in den weiteren Kapiteln unterschied-
liche Themenfelder an, die einerseits 
verschiedene Entwicklungsbereiche 
ansprechen, wie z.B. die kognitive Ent-
wicklung (Kapitel 3) oder die Entwick-
lung der Persönlichkeit (Kapitel 7), aber 
auch vertieft Entwicklungskontexte im 
Überblick (Kapitel 4) oder im Spezifi-
schen (Kapitel 9 zu Beruf, Arbeit und 
Entwicklung) und Lebensthemen wie 
Sterben und Tod (Kapitel 12) behandeln. 
Eines der Kapitel ist der Intervention zur 
Entwicklungsförderung und der Prä-
vention von Entwicklungsproblemen 
gewidmet (Kapitel 11). Es werden in 
der Gesamtheit somit vielfältige The-
menfelder abgedeckt, jedoch sind in 
der Reihung der einzelnen Kapitel zum 
Teil inhaltliche Sprünge zu verzeichnen.

Positiv hervorzuheben ist der struk-
turelle Aufbau der einzelnen Kapitel. 
So findet sich zu Beginn jedes Beitrags 
neben einer Inhaltsübersicht eine Er-
örterung der Schlüsselbegriffe und am 
Ende eines jeden Kapitels ist eine Zu-
sammenfassung, ein Teil mit Verständ-
nisfragen, zu denen online Lösungshin-
weise zugänglich sind, sowie ein Teil 
mit weiterführenden Literaturangaben 
angefügt. Der Text an sich wird durch 
zahlreiche farbige Abbildungen und 
Tabellen angereichert und in Kästen 
werden spezifische Themen im Sinne 
von Exkursen vertieft dargestellt. Das im 
Anhang befindliche Glossar bietet dem 
Leser darüber hinaus Unterstützung 
beim Verstehen des Textes.

Das Werk ist ursprünglich für Ba-
chelorstudierende aus dem Bereich 
Psychologie konzipiert, aber aufgrund 
seiner sehr guten Strukturierung und 
Verständnishilfen sicherlich für eine 
breite Leserschaft interessant. So bie-
tet insbesondere auch das Kapitel zur 
Prävention und Intervention Hinweise 
zur Umsetzung in der Praxis. Der Blick 
auf das Erwachsenenalter im Rahmen 
einer Entwicklungspsychologie der Le-
bensspanne, die sowohl Gewinne und 
Verluste in verschiedenen Entwick-
lungsbereichen mit einschließt und 
somit auch die Bedeutung der Kom-
pensation von Verlusten mitdenkt, kann 
auch für die inhaltliche und strukturelle 
Ausgestaltung des Strafvollzugs, der 
Bewährungshilfe etc. eine wertvolle 
Anregung darstellen.

Dr. Stefanie Roos & Dr. Claudia Gienger, 
TU Dortmund

Entwicklungspsychologie – Erwachsenenalter.
Göttingen (Hogrefe)
Lang, Frieder, Martin, Mike & Pinquart, Martin 
(2012)

Preis: 29,95 €
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THE OMBUDSMAN ENTERPRISE AND ADMINISTRATIVE JUSTICE

Der Siegeszug von Ombudsleuten 
und Beauftragten aller Art hat 

2007 auch den deutschen Strafvollzug 
erreicht. Eine Tatsache, die auf wenig 
wissenschaftliches Echo gestoßen ist. 
Umso wichtiger ist es, den sich auf in-
ternationalem Parkett vollziehenden 
Fortschritt nicht aus den Augen zu 
verlieren. Juristen, Abgeordnete und 
Praktiker, die in ihrem Alltag mit dem 
„Justizvollzugsbeauftragten des Lan-
des Nordrhein-Westfalen“ oder den 
anderen zahlreichen deutschen Beauf-
tragten umgehen, aber auch Wissen-
schaftler, die sich dem Thema widmen, 
werden aus der Lektüre dieses Werkes 
hilfreiche Einsichten in die Arbeit von 
Ombudsleuten gewinnen, deren Auf-
gabenbereich die Wahrung der „integ-
rity“ oder Rechtschaffenheit (S. 28f ) der 
staatlichen Akteure (Legislative, Judi-
kative, Exekutive) über den Grundsatz 
rechtmäßigen Handelns hinaus ist.

Buck/Kirkham/Thompson haben 
mit „The Ombudsman Enterprise and 
Administrative Justice” ein Werk vor-
gelegt, das dabei einen neuen, ganz-
heitlichen Ansatz verfolgt. Der Fokus 
liegt gerade nicht auf der Vorstellung 
des Ombudsmankonzepts oder seiner 
unendlichen Ausprägungen, sondern 
darauf, wie sich dessen Handlungspro-
zesse intern gestalten und extern auf 
die Interaktion mit den andern rechts-
staatlichen Akteuren auswirken. Es be-
trachtet den Ombudsman als Teil des 
administrativen Systems. Die Autoren 
unterscheiden dabei drei Interaktions-
ebenen, die sie als „putting it right“ (Ab-
hilfe der individuellen Beschwer durch 
Eingriff des Ombudsmans), „setting it 
right“ (Einflussnahme des Ombuds-
mans auf den Rechtsfindungsprozess) 
und „getting it right“ (Einflussnahme 
des Ombudsmans auf den Rechtsset-
zungsprozess) bezeichnen (S. 91).

In verständlichem Englisch geschrie-
ben, relativ kurz und bündig formuliert 

(knapp 300 Seiten) und sinnvoll geglie-
dert, ermöglicht das Werk eine flüssige 
Lektüre ebenso wie die gezielte Aus-
wahl einzelner Abschnitte. Wobei die 
Aufnahme der gesamten Gliederungs-
überschriften in ein erweitertes Inhalts-
verzeichnis durchaus wünschenswert 
gewesen wäre.

Die Relevanz des Werkes für den 
deutschen Strafvollzug erschließt sich, 
wenn man die Literatur zum ersten 
deutschen Strafvollzugsombudsman 
in Nordrhein-Westfalen betrachtet. Ob-
wohl bereits 2007 eingeführt, gibt es 
weder Aufsätze noch Bücher, die sich 
mit dieser Institution befassen und dem 
Anstaltspersonal oder den Landtags-
abgeordneten als Anleitung für den 
konkreten Umgang oder eine künfti-
ge gesetzliche Ausgestaltung dienen 
könnten. Die wenigen Erwähnungen 
in Handbüchern oder Aufsätzen zum 
Strafvollzug erscheinen beiläufig und 
schwanken zwischen einem einzigen 
Satz oder ein bis zwei Seiten. Eine ein-
same Ausnahme bildet diese Zeitschrift, 
in der in 1970 Kühler (S. 323ff) und 
wieder in 2005 Kretschmer (S. 217ff) die 
Einführung eines Ombudsmans für den 
deutschen Strafvollzug mit Nachdruck 
gefordert wurde. 

Das vorliegende Werk nun spricht 
– obwohl nicht ausschließlich auf den 
Strafvollzug gemünzt – auch von der 
Arbeit von Strafvollzugsombudsleuten. 
Dabei wird zur Verdeutlichung immer 
wieder Bezug auf den englischen Straf-
vollzugsombudsman, den Prison and 
Probation Ombudsman for England and 
Wales (PPO), genommen. Die struktu-
relle Ähnlichkeit des Justizvollzugsbe-
auftragten mit dem PPO ermöglicht 
die Reflexion einer Weiterentwicklung 
von Arbeitsweisen und Einsatzmög-
lichkeiten (S. 96) und gewährt Einblick 
in künftig möglicherweise auftreten-
de Probleme im Zusammenhang mit 

der Unabhängigkeit der Einrichtung 
(S. 161, 198). Die Abschnitte über die 
Zusammenarbeit mit Gerichten und 
Parlamenten sowie die Tätigkeit als 
Menschenrechtsschutzorgan zeigen 
Umfang und Ausmaß der Arbeit von 
Strafvollzugsombudsleuten auf.

Die Autoren kommen in ihrem Buch 
zu dem Schluss, dass sich Ombudsleu-
te einen dauerhaften Platz im Rechts-
staatsgefüge des common law erarbei-
tet haben. Auffällig ist die Betonung der 
extensiven Forschungslücken beson-
ders im Hinblick auf Strafvollzugsom-
budsleute (S. 233) und deren Effektivi-
tät (S. 121). Diese gilt es künftig auch 
in Deutschland im Umgang mit dem 
Justizvollzugsbeauftagten des Landes 
Nordrhein-Westfalen zu berücksichti-
gen und einer nachhaltigen Lösung 
zuzuführen.

Insgesamt behandelt das Werk auf 
gut leserliche Weise ein in Deutschland 
bisher vernachlässigtes Thema. Es ist 
jedem zu empfehlen der sich einen um-
fassenden Überblick über den neusten 
internationalen Diskussionsstand zum 
Thema Ombudsleute im Allgemeinen 
und Strafvollzugsombusleute im Be-
sonderen verschaffen will.

Trevor Buck/Richard Kirkham/Brian 
Thompson (2011)
(Ashgate Publishing, England, € 84,99)

Sabine Carl
Freie Universität Berlin
Doktorandin am Lehrstuhl für Kriminolo-
gie und Strafrecht
Sabine.carl@gmail.com
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Jugendarrestanstalt Moltsfelde

Zuständigkeit
Die Jugendarrestanstalt Moltsfelde ist 
zuständig für die Vollstreckung der Ar-
reste in Schleswig-Holstein.

Bau
Die Anstalt wurde 2002 erbaut und 
2009 erweitert. Sie verfügt über 57 
Arrestplätze (49 Einzelräume, 4 Dop-
pelräume). Alle Arresträume verfügen 
über einen Nassbereich mit Dusche 
und können sowohl mit weiblichen 
als auch mit männlichen Arrestanten 
belegt werden. Es gibt ausreichend 
Gruppenräume, eine Lehrküche, eine 
umfangreiche Bibliothek, einen Frei-
stundenhof, eine Werkstatt, einen 
Sportplatz und eine kleine Turnhalle. 
Die Fenster sind vergittert, das An-
staltsgebäude ist durch einen ca. vier 
Meter hohen Zaun mit Detektionsan-
lage gesichert. 

Betreuung/Beschäftigung
Die Beschäftigung erfolgt in der kon-
tinuierlichen Gruppenarbeit. Ziel ist es, 
den Arrestanten die Folgen ihrer Strafta-
ten zu verdeutlichen und ihnen bei der 
Bewältigung ihrer Probleme zu helfen.

Die Jugendlichen werden am Montag 
aufgenommen und nach einer kurzen 
Diagnostik einer Gruppe zugeteilt. Die 
Gruppenstärke beträgt je nach Bele-
gungsstärke der Anstalt 4-10 Teilneh-
mer/innen. Sehr problematische Arres-
tanten können in einer Kleinstgruppe 
mit 2-4 Teilnehmern betreut werden.

Die Gruppen werden von einem fest 
zugeordneten Erzieher/einer Erzieherin 
bzw. einem Beamten/einer Beamtin des 
Allgemeinen Vollzugsdienstes betreut.

Die Gruppenarbeitszeit ist 8.15 Uhr 
bis 14.30 Uhr. Eine Entlohnung erfolgt 
nicht. Inhalte der Gruppenarbeit sind: 
-	 Folgen/Verhinderung von Straftaten
-	 Soziales Training
-	 Behandlung von Problemfeldern 

(Sucht, Schulden, Gewalt)
-	 Bewerbungstraining
-	 Kreatives Lernen

Der/die Gruppenleiter/in ist zuständig 
für alle Anliegen der Jugendlichen. Er/
Sie führt die Freistunde durch. Das Mit-
tagessen wird ebenfalls in der Gruppe 
eingenommen. Die Gruppenleitung 
äußert sich im Schlussbericht an das 
Gericht, die Jugendgerichtshilfe und 
ggf. die Bewährungshilfe über das Ver-
halten des Arrestanten/der Arrestantin. 
Der Schlussbericht wird von der Voll-
zugsleiterin ergänzt und enthält auch 
Vorschläge für erforderliche Anschluss-
maßnahmen.

Freizeit
Die Arrestanten wählen, ob sie am Sport 
oder an einer kreativen Freizeit teilneh-
men möchten. Diese Freizeitangebote 
werden ebenfalls in festen Gruppen 
durchgeführt. Sie sollen die Teamfähig-
keit der Arrestanten erhöhen, das Selbst-
bewusstsein stärken und Anreize für eine 
sinnvolle, kostengünstige Freizeit bieten.

Personal/Organisation
Die Jugendarrestanstalt Moltsfelde ist 
eine selbständige Behörde. Sie wird von 
einer Jugendrichterin, die zugleich auch 
Vollstreckungsleiterin ist, geleitet. 

Zudem verfügt die Arrestanstalt über 
20,75 Stellen, davon 17,5 im Allgemei-
nen Vollzugsdienst.

Im Allgemeinen Vollzugsdienst arbeiten:
-	 Ausgebildete Beamte/innen des All-

gemeinen Vollzugsdienstes
-	 Ausgebildete Erzieher/innen
-	 Beamte/innen, die sowohl die Aus-

bildung zum Erzieher als auch die 
Ausbildung zum Allgemeinen Voll-
zugsdienst absolviert haben

-	 Tarifbeschäftigte

Der Anteil der Mitarbeiterinnen beträgt 
40%. 

Anschrift
Jugendarrestanstalt Moltsfelde
Isarstr. 44
24539 Neumünster

Kontakt
Tel.: 0 43 21/ 4 89 06 80
Fax: 0 43 21/ 48 90 68 33
E-Mail: poststelle@jaamo.landsh.de

Für Fragen steht vor Ort auch die Ver-
waltungsleiterin Frau Christa Laßmann 
zur Verfügung:
E-Mail: 
christa.lassmann@jaamo.landsh.de

Annegret Friese
Leiterin
Jugendrichterin am Amtsgericht 
Neumünster

Tel.: 0 43 21 / 94 02 70
E-Mail: 
annegret.friese@ag-neumuenster.
landsh.de
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